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Stellungnahme der GDK zur Änderung der KVAV - Freiwilliger Abbau von Reserven und Aus-
gleich von zu hohen Prämieneinnahmen

Sehr geehrte Frau Lëvy
Sehr geehrte Damen und Herren

Der Vorstand der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) hat die
oben aufgeführte Vorlage zur Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV) sowie
die Ausführungen im Kommentar an seiner Sitzung vom 26. November 2020 beraten und nimmt dazu
gerne wie folgt Stellung

Allgemeine Bemerkungen
Infolge des im Krankenversicherungsaufsichtsgesetz (KVAG) geltenden Bedarfsdeckungsverfahrens
(Art. 12), das bestimmt, dass die laufenden Ausgaben grundsätzlich durch die laufenden Einnahmen zu
decken sind, ist die Anhäufung von übermässigen Reserven nicht im Sinn und Zweck der sozialen Kran-
kenversicherung. Dennoch verharren die Reserven der meisten Krankenversicherer seit einigen Jahren
auf einem sehr hohen Niveau. Mit 202 % ist die durchschnittliche Solvenzquote per 1 ,1.2020 mit dem
Vorjahreswert vergleichbar. Zwischen 2016 und 2019 flossen insgesamt 4 Milliarden Franken in die Re-
serven der Versicherer. Das heisst, dass die Versicherten in vielen Kantonen im Vergleich mit der reinen
Kostenentwicklung zu hohe Prämien bezahlten. Die GDK stellt ernüchtert fest, dass das 2016 in Kraft
getretene KVAG und die entsprechende Verordnung die Erwartungen in Bezug auf eine wirksame Auf-
sichtstätigkeit im Bereich des KVG und die Gewährleistung der Grundprinzipien der sozialen Kranken-
versicherung nicht erfüllt haben. Die GDK begrüsst zwar die Stossrichtung der hier vorgeschlagenen
Teilrevision der KVAV. Sie geht allerdings davon aus, dass eine Änderung auf der reinen Verordnungs-
ebene nicht ausreichen wird, um das Gleichgewicht zwischen Kosten und Prämien nachhaltig wiederher-
zustellen und das Niveau der Reserven zu senken.

Handlunqsbedarf unbestritten

Im Hintergrund der anhaltend hohen Reserven stehen häufig Fehleinschätzungen der Versicherer zu
den erwarteten Leistungen und Erträgen. Die dadurch verhältnismässig zu hohen Prämien haben direkte
Konsequenzen für die Kantonshaushalte und die Steuerzahlenden. Denn die resultierenden Einnahmen-
überschüsse und der Reserveaufbau der Versicherer werden durch die kantonalen Beiträge zur individu-
ellen Prämienverbilligung sowie zum Teil durch weitere Beiträge (bspw. im Falle einer Plafonierung der
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Prämientast pro Haushalt wie im Kanton Waadt) zumindest temporär mitfinanziert. Umso wichtiger ist,
dass die Versicherer zu viel eingenommene Prämien systematisch und regelmässig (bzw. zeitnah) an
die Versicherten rückerstatten, und zwar in jedem Kanton jeweils im Verhältnis zum dort entstandenen
Einnahmenüberschuss. Gleichzeitig erwarten die Kantone, dass die Versicherer jenen Teil ihrer Reser-
ven, welcher zur längerfristigen Gewährleistung der Deckung der Mindestreserven nicht nötig ist, konse-
quent abbauen, und zwar primär indem sie die Prämien für das Folgejahr knapp kalkulieren.

Klarsicht statt Blindfl ug

Die vorgeschlagene Neuregelung setzt zwar gewisse Anreize für einen stärkeren Reserveabbau und
eine systematische Rückerstattung überschüssiger Prämieneinnahmen, was die GDK voll und ganz un-
terstützt. Es fehlen jedoch sowohl im Erlassentwurf als auch im Kommentar klare Zielsetzungen in Bezug
auf eine schweizweit anzustrebende durchschnittliche Solvenzquote der Versicherer, wodurch es auch
nicht möglich sein wird, die Verordnungsänderung auf ihre Zielerreichung hin zu prüfen und allenfalls
weitergehende Korrekturmassnahmen auf Verordnungs- oder auf Gesetzesebene daraus abzuleiten. Die
Festlegung von konkreten Zielen sowie ein Vollzugsmonitoring und eine anschliessende Wirkungsana-
lyse wären aus Sicht der GDK angebracht.

Anreize qenüqen nicht

Gerade weil der Abbau der Reserven und der Prämienausgleich weiterhin auf dem Prinzip der Freiwillig-
keit beruht, bezweifelt die GDK, dass eine Präzisierung der Verordnung und die Erleichterung der Vo-
raussetzungen für die knappe Prämienkalkulation genügen, um die Versicherer zum regelmässigen Aus-
gleich von zu hohen Prämieneinnahmen bzw. zum konsequenten Abbau von übermässigen Reserven zu
bewegen. Die Aufsichtsbehörde macht zwar offenbar bereits heute regelmässig Gebrauch von ihrer ge-
setzlichen Kompetenz, die Genehmigung des Prämientarifs zu verweigern, wenn dieser Prämien vor-
sieht, welche unangemessen hoch über den Kosten IIegen oder zu übermässigen Reserven führen
(Art. 16 Abs. 4 KVAG). Die Wirkung dieser Massnahme hat sich aber in den genehmigten Prämien ver-
schiedener Kantone in den letzten Jahren kaum niedergeschlagen. Auch wenn die Solvenzquoten pro
Versicherer über die Jahre eine gewisse Volatilität zeigen, sind die Reserven im gesamtschweizerischen
Durchschnitt Ëmmer noch mehr als zweimal so hoch wie es für eine sichere und langfristige Deckung der
Mindesthöhe der Reserven im Sinne von Art. 25 Abs. 5 KVAV notwendig wäre. Zusätzlich wurden vom
BAG für das Geschäftsjahr 2019 Ausgleichszahlungen in der Höhe von 183 Millionen Franken bewilligt,
Der Aufwärtstrend bei Prämien und Reserven machte sich bereits in früheren Jahren bemerkbar, wes-
halb der Kanton Tessin im Januar 2020 drei Standesinitiativen [20.300; 20.301; 20.3021 zur Änderung
des KVAG im Bundesparlament eingereicht hat. In diesen wird sowohl für den Abbau der Reserven bis
auf den Schwellenwert von 150 % als auch für die Rückerstattung von zu hohen Prämieneinnahmen die
Einführung eines obligatorischen Prämienausgleichs gefordert. Zudem sollen die Kantone mehr Mitspra-
cherecht bei den vorgesehenen Prämientarifen erhalten. Weitere Standesinitiativen mit gleichem Wort-
laut folgten dieses Jahr aus den Kantonen Genf, Waadt und Freiburg. Der Vorstand der GDK unterstützt
die grundsätzliche Stossrichtung dieser Standesinitiativen und fordert in der Schlussfolgerung auch An-
passungen auf Gesetzesstufe.

Knappe Kalkulation anspruchsvoll und zu weniq verbindlich

Es ist auch fraglich, bei wie vielen Versicherern die knappe Kalkulation der Prämien spontan gelingen
wird. Der Abbauplan muss dies zwar gemäss nArt. 26 Abs. 3 KVAV zwingend vorsehen. In nAbs. 4 wird
jedoch eingeräumt, dass die knappe Kalkulation möglicherweise nicht immer zum gewünschten Resultat
führt, d. h. auch der neue Prämientarif nicht genehmigungsfähig ist. Eine Kann-Regelung für solche
Fälle, wie es im zweiten Teilsatz von nAbs. 4 vorgesehen ist, geht aus Sicht der GDK zu wenig weit. Oh-
nehin muss die Aufsichtsbehörde auf der Grundlage des Art. 16 Abs. 5 KVAG Massnahmen verfügen,
wenn sie den Prämientarif nicht genehmigt. Da eines der Mittel zum Reserveabbau die Ausrichtung ei-
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nes Ausgleichsbetrages ist, wie dies vom Gesetzgeber bei der Einführung des KVAG explizit als Korrek-
turmechanismus bei überhöhten Reserven vorgesehen wurde, könnte das BAG mithin eine solche Mass-
nahme im genannten Fall auch zwingend gegenüber dem jeweiligen Versicherer anordnen (vgl. Bot-
schaft 12.027 vom 15. Februar 2012, S. 1951 und 1966f.)

Die knappe Berechnung der Prämien stellt höhere Anforderungen nicht nur an die Versicherer, sondern
auch an die Aufsichtsbehörde. Es handelt sich dabei um ein ungenaues Konzept ohne «Wirkungsgaran-
tie>, d. h. es wird erst im Nachhinein klar, ob die Prämien gegenüber den Kosten tatsächlich knapp kaI-
kuliert waren. Die Ermittlung des «knapp kostendeckenden» Tarifs basiert auf hochgerechneten bzw.
prognostizierten und somit diskutablen Daten. Ob die an sich wünschenswerte knappe Kalkulation bei
der Prämiengenehmigung konsequent durchführbar ist, erscheint deshalb zweifelhaft und lässt die Ziel-
erreichung noch fraglicher werden.

Neue Definition schränkt Potenzial für Prämienausqleich ein

Schliesslich wird der Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen durch die Einführung einer neuen Defi-
nition in Art. 30a E-KVAV nicht erleichtert, sondern eher noch erschwert, weil damit die Interpretations-
freiheit der Versicherer in Bezug auf die Frage, wann die Prämieneinnahmen deutlich über die kumulier-
ten Kosten liegen, eingeschränkt wird. Wenn eine Präzisierung überhaupt nötig ist, so sollten die Versi-
cherer das Verhältnis von Kosten und Prämieneinnahmen über mehrere Jahre analysieren.

Fazit und Erwartungen der GDK an die Vorlage
Zusammenfassend ist die Verordnungsänderung im vorgeschlagenen Sinn aus Sicht der GDK unterstüt-
zenswert. Allerdings kann die Änderung auch bei einer lückenlosen Umsetzung nicht garantieren, dass
die Versicherer übermässige Reserven innert nützlicher Frist abbauen bzw. zu viel eingenommene Prä-
mien konsequent an die Versicherten zurückerstatten werden. Daher fordert die GDK:

• ergänzend zur aktuellen Vorlage eine Präzisierung des Begriffs «übermässige Reserven» in
Art. 25 Abs. 5 KVAV, d. h. Einführung einer Obergrenze von 150 % der gesetzlich erforderlichen
Mindesthöhe (wie sie auch in der Standesinitiative 20.301 <Für gerechte und angemessene Re-
serven> gefordert wird) ;

•

•

eine Anpassung von Art. 31 KVAV zur Beurteilung der wirtschaftlichen Situation des Versicherers
(Senkung des Schwellenwertes von 150 % auf 100 %);

klare Zielformulierung für den Abbau übermässiger Reserven im Kommentar zum Art. 25 Abs. 5
KVAV

• Vollzugsmonitoring des Verhaltens der Versicherer betreffend die knappe Kalkulation der Prämien
und weiteren Massnahmen zum Reserveabbau sowie den Ausgleich von zu hohen Prämienein-
nahmen

•

•

umfassende Wirkungsanalyse unter der Leitfrage der Zielerreichung spätestens 4 Jahre nach dem
Inkrafttreten der Vorlage - dies ist in den Übergangsbestimmungen zur KVAV festzuhalten;

eine Revision der Rechtsgrundlagen auch auf Gesetzesstufe.

Bemerkungen und Anträge zu einzelnen Bestimmungen der KVAV

Art. 25 Höhe der Prämien

• Die GDK verlangt - über die aktuell vorgesehene Neuregelung hinaus – eine präzisere Definition
der «übermässigen Reserven» in der KVAV mit der Einführung einer Obergrenze, welche auch als
Zielformulierung in die vorgeschlagene Verordnungsänderung einfliesst und somit die Prüfung der
Zielerreichung ermöglicht.
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• Aus Sicht der GDK wäre es wünschenswert, wenn die Reserven der einzelnen Versicherer spä-

testens vier Jahre nach Inkrafttreten der Verordnungsänderung nur noch 150 % der gesetzlich er-
forderlichen Mindesthöhe entsprechen würden. Wir schlagen vor. dieses konkrete und messbare
Ziel im Kommentar zu Art. 25 Abs. 5 KVAV festzuhalten.

Antrag der GDK zu Art. 25 Abs. 5 KVAV
«Reserven sind übermässig im Sinne von Artikel 16 Absatz 4 Buchstabe d KVAG, wenn die

und die Angaben nach Artikel 12 Absatz 3 wenn sie 150 % der Mindesthöhe der Reserven qe-
mäss Art. 14 Abs. 2 KVAG und Art. 11 KVAV überschreiten.»

Art. 26 Freiwilliger Abbau von Reserven
• Art. 26 Abs. 3: Versicherte, die mit ihren Prämien zu einem Reserveaufbau beigetragen haben,

sollen vom Abbau profitieren. Entsprechend kann das Verhältnis zwischen Prämien und erwarte-
ten Kosten nicht im gesamten Tätigkeitsgebiet gleich sein. Das Verhältnis sollte sich auf den ein-
zelnen Kanton beziehen

• Art. 26 Abs. 4: Der erste Satz ist nicht präzise formuliert. Art. 16 Abs. 4 KVAG wird dann nicht ein-
gehalten, wenn die Aufsichtsbehörde den Prämientarif auch bei Nichterfüllung der Kriterien a bis d
genehmigt. Aus dem Kommentar geht hingegen klar hervor, dass Art. 26 Abs. 4 E-KVAV dem Ver-
sicherer vielmehr ermöglichen soll, eine Ausgleichsbetrag zu leisten, wenn er nach einer knappen
Kalkulation seiner Prämien für das Folgejahr Prämientarife vorschlägt, welche die Bedingungen
von Art. 16 Abs. 4 KVAG (insbesondere Bst. c und d) nicht erfüllen.

Die GDK ist jedoch für eine Verschärfung der hier vorgeschlagenen Kann-Regelung. Art. 16 Abs. 5
KVAG sieht vor, dass bei Nichtgenehmigung des Prämientarifs die Aufsichtsbehörde die zu ergrei-
fenden Massnahmen verfügt. Gemäss Botschaft 12.027 vom 15. Februar 2012 zum KVAG
(S. 1966f.) fällt hier insbesondere eine Vorgabe in Bezug auf die Reserven in Betracht. Die KVAV-
Revision bietet nun die Gelegenheit, das Weisungsrecht in dieser Hinsicht zu präzisieren.

Es ist für die Kantone von zentraler Bedeutung, dass der Reserveabbau nicht zulasten jener Kan-
tone erfolgt, die in den letzten Jahren überproportional zu deren Aufbau beigetragen haben. Der
zweite Satz von Art. 26 Abs. 4 E-KVAV ist entsprechend anzupassen.

Anträge der GDK zu Art. 26 E-KVAV
3 Der Abbauplan muss vorsehen, dass der Versicherer die Prämien knapp kalkuliert; dabei muss
das Verhältnis zwischen Prämien und erwarteten Kosten im gesamten örtlichen Tätigkeit8gebiet
des Vor$icherer$ je Kanton einheitlich sein

4 Kann mit der Umsetzung der in Absatz 3 vorgesehenen Ma88nahme Sind trotz knapper Kalku-
lation der Prämien die Voraussetzungen des Art. 16 Abs. 4 KVAG nicht eingehalten werden er-
füllt. kann die Aufsichtsbehörde verfügen, dass der Versicherer seinen Versicherten einen Aus-
gleichsbeitrag ausrichten ausrichtet. Der für den Abbau der Reserven festgelegte Betrag wird

örtlichen Tätigkeitsbereich des Ver8icherers nach den kumulierten Überschüssen der letzten
drei Geschäftsjahre je Kanton auf die Versicherten .verteilt.

Art. 30a Deutlich höhere Prämieneinnahmen
• Abs. 1: Anstelle der einschränkenden Definition des Begriffs «deutlich höhere Prämieneinnah-

men» schlagen wir vor, dass die Versicherer das Verhältnis von Kosten zu Prämieneinnahmen –
ergänzend zur Jahresbetrachtung nach Art. 30 KVAV - auch im Mehrjahresvergleich analysieren.
Nur so kann einer wiederkehrenden, zu vorsichtigen Budgetierung entgegengewirkt werden, und
zwar auch dann, wenn der Unterschied zwischen dem erwarteten und dem effektiven Verhältnis
noch innerhalb der Standardabweichung liegt. Dies ist gerade für bevölkerungsreiche Kantone
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wichtig, da die Versicherer dort vielfach keine Risiken eingehen möchten, was zu hohen Prämien
führen kann.

• Abs. 2: Aufgrund der vorgeschlagenen Änderung in Abs. 1 erübrigt sich die Berechnungsformel für
die Standardabweichung

Anträge der GDK zu Art. 30a E-KVAV
1 Die Prämieneinnahmen liegen. deutlich über den kumulierten Kosten, wenn für einen Versiche-
rer in einem Kanton

dardabweichung überschreItet in den verqanqenen drei Geschäftsjahren die kumulierten Kosten
in jedem Jahr tiefer als die Prämieneinnahmen waren.

2 [streichen]

Art. 306 Für den Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen massgebender
Versichertenbestand

Diese Bestimmung würde bewirken, dass in kleinen Kantonen, in denen der Versichertenbestand der ein-
zelnen Krankenkassen entsprechend klein ausfällt, kein Prämienausgleich mehr stattfindet. Die Folge
wäre eine unzulässige Ungleichbehandlung dieser Versicherten gegenüber den Prämienzahlenden in an-
deren Kantonen. Die GDK fordert deshalb, Artikel 30b aus der Vorlage zu streichen.

Antrag der GDK zu Art. 30b E-KVAV
[Artikel streichen]

Art. 31 Beurteilung der wirtschaftlichen Situation des Versicherers
Zur Sicherstellung der Kohärenz mit Art. 26 Abs. 1 E-KVAV muss auch der Schwellenwert der Reserven,
anhand dessen sich die wirtschaftliche Situation des Versicherers als gut beurteilen lässt, von 150 % auf
100 % gesenkt werden

Antrag der GDK zu Art. 31 KVAV
Der Versicherer ist in einer wirtschaftlichen Situation, die den Ausgleich von zu hohen Prämien-
einnahmen ermöglicht, wenn er nach dem Ausgleich über Reserven von mehr als 460 100 Pro-
zent der Mindesthöhe nach Artikel 1 1 Absatz 1 verfügt

Kap. 9 Schlussbestimmungen
Kapitel 9 <Schlussbestimmungen» ist mit einer Übergangsbestimmung betreffend die Wirkungsanalyse
zur Verordnungsänderung zu ergänzen.

Antrag der GDK zu Kap. 9 Schlussbestimmungen
Art. 73a (neu) Überqanqsbestimmungen zur Änderunq vom ...
Das BAG führt in Zusammenarbeit mit den Versicherern und Kantonen sowie Vertretern der
Wissenschaft vier Jahre nach Inkrafttreten dieser Änderung eine Analyse über deren Umsetzunq
und die Zielerreichunq durch.
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen Ihnen für weitere Auskünfte
gerne zur Verfügung.

Freundliche Grüsse

Michael Jordi
Generalsekretär

Kopie:
• Kantonale Gesundheitsdirektionen

• Eidgenössisches Departement des Innern
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Berne, le 26 novembre 2020

Prise de position de la CDS relative ä la modification de l’OSAMal – rëduction volontaire des rë-
serves et compensation des primes encaissëes en trop

Chëre Madame Lëvy,
Madame, Monsieur.

Le Comitë directeur de la Confërence des directrices et directeurs cantonaux de la santë (CDS) a exa-
minë lors de sa sëance du 26 novembre 2020 le projet susmentionnë de modification de l’ordonnance
sur la surveËllance de l’assurance-maladie (OSAMaI) et les explications figurant dans le commentaire et
prend position comme suit.

Remarques gënërales

En vertu du systëme de la couverture des besoins mentionnë ä 1’art. 12 de la loi sur la surveillance de
l’assurance-maladie (LSAMaI), lequel veut que les dëpenses courantes soient couvertes par les recettes
courantes, l’accumulation de rëserves excessives n’est pas conforme ä 1’esprit et au but de l’assurance-
maladie sociale. Les rëserves de la plupart des assureurs-maladie demeurent ä un niveau trës ëlevë de-
puis quelques annëes. Atteignant 202 %, le taux de solvabilitë moyen au 1.1.2020 est comparable ä ce-
lui de I'annëe prëcëdente. Quatre milliards de francs au total ont alimentë les rëserves des assureurs
entre 2016 et 2019, c’est-ä-dire que dans de nombreux cantons les assurës ont payë des primes trop
ëlevëes par rapport ä I'ëvolution des coüts. Dësillusionnëe, la CDS constate que la LSAMaI entrëe en
vigueur en 2016 ainsi que l’ordonnance y affërente n’ont pas rempli les attentes en ce qui concerne I'effi-
cacitë de l’activitë de surveillance dans Ie domaine de la LAMal et la garantie des principes fondamen-
taux de I'assurance-maladie sociale. Si la CDS souscrit ä l’orientation gënërale de la prësente rëvision
partielle de l’OSAMal, eIle considëre cependant qu’une modification au seul niveau de l’ordonnance ne
suffira pas ä rëtablir durablement l’ëquilibre entre les coüts et les primes et ä rëduire Ie niveau des rë-
serves

Nëcessitë incontestëe

En toile de fond des rëserves continuellement ëlevëes figurent souvent des erreurs d’apprëciation des
assureurs sur leurs prestations et revenus attendus. Les primes proportionneIlement trop ëlevëes qui
s’ensuivent ont des consëquences directes sur les mënages cantonaux et les contribuables. En effet, les
revenus excëdentaires en rësultant et l’accroissement des rëserves des assureurs sont au moins tempo-
rairement cofinancës par les contributions cantonales ä la rëduction individuelle des primes et parfois par
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des contributions supplëmentaires (p. ex. en cas de plafonnement de la charge des primes par mënage,
comme dans le canton de Vaud). II est d’autant plus important que les assureurs remboursent systëmati-
quement et rëguliërement (rapidement) aux assurës les primes encaissëes en trop, et cela dans chaque
canton au prorata du revenu excëdentaire qui y est gënërë. Les cantons attendent en mëme temps des
assureurs qu’ils rëduisent systëmatiquement Ia part de leurs rëserves qui n’est pas nëcessaire pour as-
surer la couverture des rëserves minimales ä long terme, principatement en calculant au plus juste les
primes pour I'annëe suivante.

Vision claire plutöt que conduite ä l’aveuqle

La nouvelle rëglementation proposëe fixe certes certaines incitations ä une rëduction plus importante
des rëserves et ä un remboursement systëmatique des primes excëdentaires, ce que la CDS soutient
pteinement. Des objectifs clairs concernant un taux de solvabiIitë national moyen des assureurs font tou-
tefois dëfaut tant dans le projet d’ordonnance que dans le commentaire. II ne sera donc pas possible de
contröler si les objectifs de la modification de l’ordonnance sont atteints et, le cas ëchëant, de prendre
d’autres mesures correctives au niveau de l’ordonnance ou de la loi. La CDS estime que la fixation d'ob-
jectifs concrets ainsi qu'un monitorage de l’exëcution et une analyse d’impact seraient appropriës

Des incitations ne suffisent pas

C’est prëcisëment parce que la rëduction des rëserves et la compensation des primes continuent de re-
poser sur une base volontaire que la CDS doute que les prëcisions apportëes ä l’ordonnance et l’allëge-
ment des conditions du calcul au p\us juste des primes suffisent pour inciter les assureurs ä compenser
rëguliërement les primes encaissëes en trop et ä rëduire systëmatiquement leurs rëserves excessives.
L’autoritë de surveillance fait certes ëvidemment dëjä rëguliërement usage de sa compëtence lëgale de
ne pas approuver les tarifs lorsque les primes dëpassent de maniëre inappropriëe les coüts ou entrai-
nent des rëserves excessives (art. 16, al. 4, LSAMaI). Mais l’effet de cette mesure ne s’est guëre reflëtë
dans les primes approuvëes de divers cantons ces derniëres annëes. Mëme si les taux de solvabilitë par
assureur prësentent une certaine volatilitë au fil des ans, les rëserves sont toujours en moyenne natio-
nale plus de deux fois supërieures ä ce qui serait nëcessaire pour une couverture süre et ä long terme
du niveau minimal des rëserves au sens de 1’art. 25, al. 5, OSAMaI. L'OFSP a de plus approuvë des ver-
sements compensatoires de 183 millions de francs pour l’exercice 2019. La tendance ä la hausse des
primes et des rëserves ëtait dëjä perceptible les annëes prëcëdentes. C’est pourquoi le canton du Tessin
a soumis au Parlement fëdëral en janvier 2020 trois initiatives cantonales [20.300 ; 20.301 ; 20.3021 vi-
sant ä modifier la LSAMaI. Celles-ci demandent l’introduction d'une compensation obligatoire des primes
aussi bien pour la rëduction des rëserves ä la valeur-seuil de 150 % que pour le remboursement des
primes encaissëes en trop, et les cantons doivent avoir davantage leur mot ä dire sur les tarifs de primes
proposës. D’autres initiatives cantonales d'une teneur semblable ont suivi cette annëe dans les cantons
de Genëve, Vaud et Fribourg. Le Comitë directeur de la CDS soutient l’orientation gënërale de ces initia-
tives cantonales et, dans sa conclusion, appelle ëgalement ä des adaptations au niveau de la loi.

Calcul au plus juste complexe et trop peu contraiqnant

On peut ëgalement se demander combien d'assureurs parviendront ä calculer les primes au plus juste.
Le plan de rëduction doit certes impërativement le prëvoir selon le nouvel art. 26, al. 3, OSAMaI. Le nou-
vel alinëa 4 reconnaTt toutefois que le calcul au plus juste peut ne pas toujours aboutir au rësultat sou-
haitë, c.-ä-d. que les nouveaux tarifs sont susceptibles de ne pas ëtre approuvës. Une rëglementation
potestative en pareils cas, teIle que prëvue dans la premiëre phrase du nouvel alinëa 4, ne va pas assez
loin aux yeux de la CDS. L’autoritë de surveillance doit de toute fagon ordonner des mesures sur la base
de 1’art. 16, al. 5, LSAMaI si eIle n’approuve pas les tarifs. L'un des moyens de rëduire les rëserves ëtant
Ie versement d'un montant compensatoire, comme cela a ëtë explicitement prëvu par le lëgislateur lors
de l’introduction de la LSAMaI ä titre de mëcanisme de correction si les rëserves sont excëdentaires,
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I’OFSP pourrait imposer une teIle mesure ä I'assureur concernë dans Ie cas mentionnë (cf. message
12.027 du 15 fëvrier 2012, p. 1734 s. et 1749.).

La fixation des primes au plus juste pose des exigences accrues non seulement aux assureurs, mais
ëgalement ä l’autoritë de surveillance. II s’agit d'un concept imprëcis sans < garantie d’efficacitë >, c.-ä-d.
que I'on ne sait clairement qu'a posteriori si les primes ont effectivement ëtë calculëes au plus juste par
rapport aux coüts. Le calcul du tarif < couvrant les coüts au plus juste > repose sur des donnëes extrapo-
lëes ou prëvues et par consëquent discutables. II semble douteux que le calcul au plus juste lors de 1’ap-
probation des primes, en soi souhaitable, puisse s'effectuer de maniëre rigoureuse, et cela rend la rëali-
sation des objectifs encore plus incertaine.

La nouvelle dëfinition limite le potentiel de la compensation des primes

Enfin, l’introduction d’une nouvelle dëfinition clans I'art. 30a P-OSAMaI ne simplifie pas la compensation
des primes encaissëes en trop mais la complique plutöt encore, car eIle restreint la libertë d’interprëta-
tion des assureurs quant ä savoir ä quel moment les primes encaissëes sont nettement plus ëlevëes que
les coüts cumulës. Si des prëcisions sont vraiment nëcessaires, aIors les assureurs devraient analyser la
relation entre les coüts et les recettes de primes sur plusieurs annëes

Synthëse et attentes de la CDS relatives au projet

En rësumë, la CDS estime que la modification de l’ordonnance dans le sens proposë mërite d’ëtre soute-
nue. Mëme si eIle est pleinement mise en euvre, la modification ne peut toutefois garantir que les assu-
reurs rëduiront les rëserves excessives en temps utile et rembourseront systëmatiquement aux assurës
les primes encaissëes en trop. La CDS demande donc :

• en complëment au projet actuel, une clarification de I'expression < rëserves excessives > dans
I’art. 25, al. 5, OSAMaI, c.-ä-d. l’introduction d’une limite supërieure ä 150 % du niveau minimal
lëgalement requis (comme le demande ëgalement I'initiative cantonale 20.301 < Pour des rë-
serves ëquitables et adëquates ») ;

• l’adaptation de 1’art. 31 OSAMaI sur l’ëvaluation de la situation ëconomique de I'assureur (abaisse-
ment de la valeur-seuil de 150 % ä 100 %) ;

• une formulation claire de l’objectif de rëduction des rëserves excessives dans le commentaire sur
I’art. 25, al. 5, OSAMaI ;

• un monitorage de I'exëcution du comportement des assureurs concernant le calcul au plus juste
des primes et d’autres mesures de rëduction des rëserves ainsi que la compensation des primes
encaissëes en trop ;

• une analyse d’impact complëte portant sur la question directrice de la rëalisation des objectifs au
plus tard quatre ans aprës I'entrëe en vigueur du projet. Cela doit ëtre stipulë dans les dispositions
transitoires relatives ä l’OSAMal ;

• une rëvision des bases lëgales ëgalement au niveau de la loi

Remarques et demandes sur les dispositions de l’OSAMal

Art. 25 Montant des primes
• Au-delä de la nouvelle rëglementation actuellement prëvue, la CDS demande une dëfinition plus

prëcise des < rëserves excessives » dans I'OSAMaI via I'introduction d’une limite supërieure ëga-
lement incluse comme cible dans la modification proposëe de l’ordonnance et permettant ainsi de
vërifier la rëalisation des objectifs.

Du point de vue de la CDS, iI seraËt souhaitable que les rëserves des assureurs ne correspondent
plus qu’ä 150 % du niveau minimal lëgalement requis au plus tard quatre ans aprës l’entrëe en

•
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vigueur de la modification de l’ordonnance. Nous proposons que cet objectif concret et mesurable
figure dans les explications sur 1’art. 25, al. 5 de l’OSAMal.

Demande de la CDS concernant l’art. 25, al. 5, OSAMaI
Les rëserves sont excessives au sens de 1’art. 16, al. 4, let. d, LSAMaI lorsque la 60uverture du

150 % du montant minimal des rëserves au
sens de 1’art. 14, al. 2, LSAMaI et de 1’art. l1 OSAMaI.

Art. 26 Rëduction volontaire des rëserves
• Art. 26, al. 3 : Les assurës qui ont contribuë ä un accroissement des rëserves via leurs primes doi-

vent bënëficier de la rëduction. Par consëquent, le rapport entre les primes et les coüts attendus
ne peut ëtre uniforme dans tout Ie champ d’activitë territorial de l’assureur. Le rapport devrait ëtre
ëtabli canton par canton.

• Art. 26, al. 4 : La formulation de la premiëre phrase n’est pas prëcise. L'art. 16, al, 4, LSAMaI n’est
pas respectë si l’autoritë de surveillance approuve les tarifs mëme lorsque les critëres a ä d ne
sont pas remplis. 11 ressort en revanche clairement du commentaire que 1’art. 26, al. 4, P-OSAMaI
doit plutöt permettre ä I'assureur de verser une compensation si, aprës avoir calculë au plus juste
ses primes de I'annëe suivante, celut-ci propose des tarifs qui ne rëpondent pas aux conditions de
1’art. 16, al. 4, LSAMaI (en particulier let. c et d).

La CDS est cependant favorable ä un renforcement de la rëglementation potestative proposëe ici.
L'art. 16, al. 5, LSAMaI prëvoit que si eIle n'approuve pas les tarifs, l’autorËtë de surveillance or-
donne les mesures ä prendre. Conformëment au messaqe 12.027 du 15 fëvrier 2012 relatif ä la
LSAMaI (p. 1749), une directive relative aux rëserves est ä prendre en considëration. La rëvision
de l’OSAMal donne I'occasion de prëciser ä cet ëgard le droit d'ëmettre des directives.

II est fondamental pour les cantons que la rëduction des rëserves ne s'effectue pas ä la charge de
ceux parmi les cantons qui, ces derniëres annëes, ont justement contribuë de maniëre plus que
proportionnëe ä leur constitution. La deuxiëme phrase de 1’art. 26, al. 4, P-OSAMaI est ä modifier
en consëquence.

Demande de la CDS concernant l’art. 26 P-OSAMaI
3 Le plan de rëduction doËt prëvoir que l’assureur fixe les primes au plus juste ; le rapport entre
les primes et les coüts attendus doit ëtre uniforme dan$ 1’ensemble du champ territorial d’acti
vitë de 1’as$ureur par oanton,

4 Lorsque Ia mi se en @uvre de la me sure prëvue ä 1’al. 3 les conditions prëvues ä ne permet
pas de re$pecter l’art. 16, at. 4, LSAMaË ne sont pas remplies malqrë un calcul au plus juste
des primes, l’assureur peut
une compensation aux assurës. Son montant doit ëtre rëparti entre les assurës dans Ie champ

les excëdents cumulës des trois derniers exercices de chaque canton.

ordonner ’assure

Art. 30a Primes nettement plus ëlevëes
• Al. 1 : Au lieu de la dëfËnition restrictive du terme < primes nettement plus ëlevëes », nous propo-

sons que les assureurs analysent le rapport entre les primes encaissëes et les coüts - en plus de
1’examen annuel selon l’article 30 OSAMaI – ëgalement dans le cadre d’une comparaison plurian-
nuelle. C'est le seul moyen de combattre une budgëtisation rëcurrente trop prudente, mëme si la
diffërence entre le rapport attendu et le rapport effectif se situe encore ä l’intërieur de l’ëcart-type.
C’est notamment important pour les cantons fortement peuplës, car les assureurs ne veulent sou-
vent pas y prendre de risques, ce qui peut entraTner des primes ëlevëes
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• Al. 2 : En raison de la modification proposëe ä 1’al. 1, la formule du calcul de l’ëcart-type devient

inutile

Demandes de la CDS concernant l’art. 30a P-OSAMAL
1 Les primes encaissëes sont nettement plus ëlevëes que les coüts cumulës si pour un assureur
dans un c:anton la diffërenGe entre le rapport attendu entre les GOütS et leG primes et le rapport
effectif entre les coüt$ et les primes est 6upörioure ä l’öcart type -les coüts cumulës ëtaient infë-
rieurs aux primes encaissëes dans chacun des trois derniers -exercices.

2 [supprimer]

Art. 30b Portefeuille d’assurës dëterminant pour la compensation des primes en-
caissëes en trop

Cette disposition empëcherait dësormais une compensation des primes dans les petits cantons, dans les-
quels le portefeuille d'assurës des diffërentes caisses d’assurance-maladie est inëvitablement limitë, avec
pour consëquence, une inëgalitë de traitement illicite par rapport aux assurës d’autres cantons. La CDS
demande par consëquent de supprimer l’article 30b du projet.

Demande de la CDS concernant l’art. 3013 P-OSAMAL
[supprimer1

Art. 31 Ëvaluation de la situation ëconomique de l’assureur
Pour garantir la cohërence avec l’art. 26, al. 1, P-OSAMaI, la valeur seuil des rëserves sur la base de
laquelle Ia situation financiëre de l’assureur peut ëtre jugëe bonne doit ëtre abaissëe de 150 % ä 100 %

Demande de la CDS concernant l’art. 31 OSAMaI
L’assureur se trouve dans une situation ëconomique qui permet une compensation des primes
encaissëes en trop si, aprës l’avoir effectuëe, iI dispose de rëserves supërieures ä 4§O 100 %
du niveau minimal visë ä 1’art. 11, al. 1.

Chapitre 9 Dispositions finales
II convient de complëter le chapitre 9 < Dispositions finales > par une disposition transitoire relative ä I'ana-
lyse de 1’impact de la modification de l’ordonnance,

Demande de la CDS concernant le chapitre 9 Dispositions finales
Art. 73 (nouveau) Dispositions transitoires relatives ä la modification du ...

(]uatre ans aprës l’entrëe en viqueur de la prësente modification, I’OFSP mëne en collaboration
avec les assureurs, les cantons et des reprësentants des milieux scientifiques une analyse de
sa mise en euvre et de la rëalisation de ses objectifs.

Nous vous remercions par avance de prendre en considëration nDS requëtes et restons ä votre disposi-
tion pour tout renseignement complëmentaire,
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Veuillez agrëer, chëre Madame Lëvy, Madame, Monsieur, l’expression de nDS sentiments les meilleurs.

Conseiller d’Ëtat Lukas
Prësident de la CDS

4elberger Michael Jordi
Secrëtaire gënëral

Copie
e Directions cantonales de la santë

• Dëpartementfëdëral de l’intërieur
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Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung; Freiwilliger Abbau von Reserven
und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen; Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zu obengenannter Vorlage Stellung zu nehmen. Der Regie-
rungsrat des Kantons Aargau äussert sich wie folgt dazu:

Der Bundesrat will den Krankenkassen erlauben, die Reserven bis auf 100 % zu senken. Damit
könnten diese in einem sehr schlechten Jahr immer noch allen Verpflichtungen nachkommen. Heute
werden Reserven abgebaut, indem den Versicherten ein Anteil davon auf der Prämienrechnung gut-
geschrieben wird. Neu sollen die Krankenkassen stattdessen die Prämien knapp kalkulieren. Ein
Ausgleichsbetrag soll nur dann ausgerichtet werden dürfen, wenn mit knappen Reserven nicht genü-
gend Reserven abgebaut werden können. Der Abbau ist limitiert, weil der Bund nur kostendeckende
Prämien genehmigen darf.

Art. 12 des Bundesgesetzes betreffend die Aufsicht über die soziale Krankenversicherung (Kranken-
versicherungsaufsichtsgesetz, KVAG) statuiert, dass die laufenden Ausgaben grundsätzlich durch
die laufenden Einnahmen zu decken sind. Die Anhäufung von übermässigen Reserven widerspricht
diesem sogenannten Bedarfsdeckungsverfahren. Dennoch verharren die Reserven der meisten
Krankenkassen seit einigen Jahren auf einem sehr hohen Niveau. Mit 202 % ist die durchschnittliche
Solvenzquote per 1. Januar 2020 mit dem Vorjahreswert vergleichbar. Zwischen 2016 und 2019 flos-
sen insgesamt 4 Milliarden Franken in die Reserven der Krankenkassen. Damit haben in vielen Kan-
tonen die Versicherten im Vergleich zur reinen Kostenentwicklung zu hohe Prämien bezahlt.

Wir beurteilen die geplanten Änderungen der Verordnung betreffend die Aufsicht über die soziale
Krankenversicherung (Krankenversicherungsaufsichtsverordnung, KVAV) als sachgerecht. Aller-
dings gehen wir davon aus, dass eine Anpassung auf der reinen Verordnungsebene nicht ausrei-
chen wird, um das Gleichgewicht zwischen Kosten und Prämien nachhaltig wiederherzustellen und
das Niveau der Reserven zu senken. Insbesondere deshalb, weil der Abbau der Reserven und der
Prämienausgleich weiterhin auf dem Prinzip der Freiwilligkeit beruhen. Wir bezweifeln, dass eine
Präzisierung der Verordnung und die Erleichterung der Voraussetzungen für die knappe Prämienkal-
kulation genügen, um die Krankenkassen zum regelmässigen Ausgleich von zu hohen Prämienein-
nahmen beziehungsweise zum konsequenten Abbau von übermässigen Reserven zu bewegen.

Ergänzend zu den vorgeschlagenen Anpassungen der KVAV schlagen wir vor, eine Obergrenze der
gesetzlich erforderlichen Reserven in die Verordnung aufzunehmen.



Unsere weiteren Bemerkungen entnehmen Sie bitte dem beigelegten Antwortformular. Wir danken
Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung.

Freundliche Grüsse

Im Namen des Regierungsrats

Dr. Markus Dieth
Landammann

Vincenza Trivigno
Staatsschreiberin

Beilage
• Antwortformular

Kopie
• aufsicht-krankenversicherung@bag.admin.ch
• gever@bag.admin.ch
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Vernehmlassungsverfahren

Stellungnahme von

Name / Firma / Organisation

Abkürzung der Firma / Organisation

Adresse

Kontaktperson

Telefon

E-Mail

Datum

: Regierungsrat des Kantons Aargau

: RR AG

: Regierungsgebäude, 5001 Aarau

Peter Odermatt, Leiter Tarife und Versicherungspflicht

: 062 835 29 30

peter.odermatt@aq.ch

16. Dezember 2020



Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Allgemeine Bemerkungen

Name/Firma l Bemerkung/Anregung

Zusammenfassend ist die Verordnungsänderung im vorgeschlagenen Sinn aus Sicht des Regierungsrats des Kantons Aargau
unterstützungswürdig. Allerdings kann die Änderung auch bei einer lückenlosen Umsetzung nicht garantieren, dass die Krankenkassen
übermässige Reserven innert nützlicher Frist abbauen beziehungsweise zu viel eingenommene Prämien konsequent an die Versicherten
zurückerstatten werden. Ergänzend zur aktuellen Vorlage schlagen wir eine Präzisierung des Begriffs «übermässige Reserven> in Art. 25 Abs. 5
KVAV vor (wie sie auch in der Standesinitiative 20.301 «Für gerechte und angemessene Reserven» gefordert wird)

Bemerkungen zum Entwurf der Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV)
Name/Firma Art. Abs. 1 Bst. 1 Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)

RR AG 1 25 l 5 Einführung einer Obergrenze von 150 % der gesetzlich
erforderlichen Mindesthöhe.

Reserven sind übermässig im Sinne von Art. 16
Abs. 4 lit. d KVAG, wenn sie 150 % der Mindesthöhe
der Reserven gemäss Art. 14 Abs. 2 KVAG und
Art. 11 KVAV überschreiten.

RR AG 26 l 3 Klare Formulierung Der Abbauplan muss vorsehen, dass die
Krankenkasse die Prämien knapp kalkuliert; dabei
muss das Verhältnis zwischen Prämien und
erwarteten Kosten je Kanton einheitlich sein.

RR AG 1 26 l 4 Klare Zielvorgaben Sind trotz knapper Kalkulation der Prämien die
Voraussetzungen des Art. 16 Abs. 4 KVAG nicht
erfüllt, kann die Aufsichtsbehörde verfügen, dass die
Krankenkasse ihren Versicherten einen Ausgleichs-
beitrag ausrichtet. Der für den Abbau der Reserven
festgelegte Betrag wird nach den kumulierten
Überschüssen der letzten drei Geschäftsjahre je
Kanton auf die Versicherten verteilt.
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Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

RR AG 30a 1 1 Klare Zielvorgaben Die Prämieneinnahmen liegen deutlich über den
kumulierten Kosten, wenn für einen Versicherten in
einem Kanton in den vergangenen drei
Geschäftsjahren die kumulierten Kosten in jedem
Jahr tiefer als die Prämieneinnahmen waren.

RR AG

RR AG

30a l 2
30b

Streichen

Streichen. Diese Bestimmung würde bewirken, dass in kleinen
Kantonen, in denen der Versicherterlbestand der einzelnen
Krankenkassen entsprechend klein ausfällt, kein Prämien-
ausgleich mehr stattfindet.
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Per E-Mail an
aufsicht-krankenversicherung@bag .admin.ch
und gever@bag.admin.ch

Appenzell, 17. Dezember 2020

Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung. Freiwilliger Abbau von
Reserven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen
Stellungnahme Kanton Appenzell I.Rh.

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 18. September 2020 haben Sie uns die Vernehmlassungsunterlagen zur
Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung, freiwilliger Abbau von Reserven
und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen, zukommen lassen.

Die Standeskommission hat die Unterlagen geprüft. Sie unterstützt die vorgeschlagene Neu-
regelung, weil damit gewisse Anreize für einen stärkeren Reserveabbau und eine systemati-
sche Rückerstattung überschüssiger Prämieneinnahmen gesetzt werden. Es fehlen jedoch
sowohl im Erlassentwurf als auch im Kommentar klare Zielsetzungen in Bezug auf eine
schweizweit anzustrebende durchschnittliche Solvenzquote der Versicherer, wodurch es
auch nicht möglich sein wird, die Verordnungsänderung auf ihre Zielsetzung hin zu prüfen
und allenfalls weitergehende Korrekturmassnahmen auf Verordnungs- oder auf Gesetzes-
ebene daraus abzuleiten. Die Festlegung von konkreten Zielen sowie ein Vollzugsmonitoring
und eine anschliessende Wirkungsanalyse wären aus unserer Sicht angebracht.

Für unsere detaillierte Stellungnahme verweisen wir auf das beiliegende Antwortformular.

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich.

Im Auftrage von Landammann und Standeskommission
Der ;chreiber:

6örig

Beilage:
Antwortformular

Zur Kenntnis an:
- Gesundheits- und Sozialdepartement Appenzell I.Rh., Hoferbad 2, 9050 Appenzell
- Ständerat Daniel Fässler, Weissbadstrasse 3a, 9050 Appenzell
- Nationalrat Thomas Rechsteiner (thomas.rechsteiner@paN.ch)

Al 013.12-230.4474646 1-1
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Stellungnahme von
Name / Firma / Organisation

Abkürzung der Firma / Organisation : Kt. Al

: Standeskommission des Kantons Appenzell I.Rh.

Adresse Marktgasse 2, 9050 Appenzell

: Markus Dörig

: 071 788 93 11

info@rk.ai.ch

15. Dezember 2020

Kontaktperson

Telefon

E-Mail

Datum

Wichtige Hinweise
Wir bitten Sie keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen1

2. Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile verwenden.

3 Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 18. Dezember 2020 an folgende E-Mail Adressen
It-krankenvlaufs a.admin 'bagina naeve

Herzlichen Dank für Ihre Mitwirkung!
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Allgemeine Bemerkungen
Name/Firma

Kt. Al

Bemerkung/Anregung

Die Standeskommission erachtet die Verordnungsänderung im vorgeschlagenen Sinne grundsätzlich als unterstützenswert. Allerdings kann die
Änderung auch bei einer lückenlosen Umsetzung nicht garantieren, dass die Versicherer übermässige Reserven innert nützlicher Frist abbauen
und zu viel eingenommene Prämien konsequent an die Versicherten zurückerstatten werden. Daher fordern wir:

ergänzend zur aktuellen Vorlage eine Präzisierung des Begriffs «übermässige Reserven» in Art. 25 Abs. 5 KVAV, das heisst die Einführung
einer Obergrenze von 150% der gesetzlich erforderlichen Mindesthöhe (wie sie auch in der Standesinitiative 20.301 <Für gerechte und ange-
messene Reserven» gefordert wird);

eine Anpassung von Art. 31 KVAV zur Beurteilung der wirtschaftlichen Situation des Versicherers (Senkung des Schwellenwerts von 150% auf
100%)

eine klare Zielformulierung für den Abbau übermässiger Reserven im Kommentar zum Art. 25 Abs. 5 KVAV;

ein Vollzugsmonitoring des Verhaltens der Versicherer zur knappen Kalkulation der Prämien und weiteren Massnahmen zum Reserveabbau
sowie den Ausgleich von zu hohen Prämieneir3nahmen;

eine umfassende Wirkungsanalyse unter der Leitfrage der Zielerreichung spätestens vier Jahre nach dem Inkrafttreten der Vorlage, was in den
Übergangsbestimmungen zur KVAV festzuhalten ist;

eine Revision der Rechtsgrundlagen auch auf Gesetzesstufe.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular löschen oder neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter "Überprüfen/Dokument schützen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe Anlei-
tung im Anhang



Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehm lassungsverfah ren

Bemerkungen zum Entwurf der Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsv erordnung (KVAV)
Name/Firma

Kt. Al

Art.

25

Abs.

5

Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)

Die Standeskommission verlangt - über die aktuell vorgesehene
Neuregelung hinaus - eine präzisere Definition der «übermässi-
gen Reserven» in der KVAV mit der Einführung einer Obergren-
ze, welche auch als Zielformulierung in die vorgeschlagene Ver-
ordnungsänderung einfliesst und somit die Prüfung der Zielerrei-
chung ermöglicht.

«Reserven sind übermässig im Sinne von Art. 16
Abs. 4 lit. d KVAG, wenn die Deckung der Minde6t
höhe der Re6erven deo Ver8icherer8 auch bei tiefe

ren Re8erven langfri8tig gewöhrlei6tet i8t. Für die
Beurteilung 6tützt 8ich die Auf8icht8behörde auf den
Ge6chöft6plan und die Angaben nach Artikel 12
Abs. 3 wenn sie 150% der Mindesthöhe der Reser-
ven qemäss Art. 14 Abs. 2 KVAG und Art. 11 KVAV
übersëhreiten . »

Es wäre wünschenswert, wenn die Reserven der Versicherer
spätestens vier Jahre nach Inkrafttreten der Verordnungsände-
rung nur noch 150% der gesetzlich erforderlichen Mindesthöhe
entsprechen würden. Wir schlagen vor, dieses konkrete und
messbare Ziel im Kommentar zu Art. 25 Abs. 5 KVAV festzuhal-
ten

Kt. Al 1 26 3 Versicherte, die mit ihren Prämien zu einem Reserveaufbau bei-
getragen haben, sollen vom Abbau profitieren. Entsprechend
kann das Verhältnis zwischen Prämien und erwarteten Kosten
nicht im gesamten Tätigkeitsgebiet gleich sein. Das Verhältnis
sollte sich auf den einzelnen Kanton beziehen.

3 Der Ak)bauplan muss vorsehen, dass der Versi-
cherer die Prämien knapp kalkuliert; dabei muss
das Verhältnis zwischen Prämien und erwarteten
Kosten
Ver8ichoror6 je Kanton einheitlich sein.

Kt. Al 1 26 l 4 Der erste Satz ist zu wenig präzise formuliert. Art. 16 Abs. 4 KVAG
wird dann nicht eingehalten, wenn die Aufsichtsbehörde den Prä-
mientarif auch bei Nichterfüllung der Kriterien gemäss lit. a - d
genehmigt. Aus dem Kommentar geht hingegen klar hervor, dass
Art. 26 Abs. 4 E-KVAV dem Versicherer vielmehr ermöglichen soll,
einen Ausgleichsbetrag zu leisten, wenn er nach einer knappen
Kalkulation seiner Prämien für das Folgejahr Prämientarife vor-
schlägt, welche die Bedingungen von Art. 16 Abs. 4 KVAG (insbe-
sondere lit. c und d) nicht erfüllen. Die Standeskommission ist je-
doch für eine Verschärfung der hier vorgeschlagenen Kann-

4 Kann mit der Um86tzung der in Ab6atz 3 vorge80
henen Ma88nahmo Sind trotz knapper Kalkulation
der Prämien die Voraussetzunqen des Art. 16
Abs. 4 KVAG nicht eingehalten werden erfüllt, kann
die Aufsichtsbehörde verfügen, dass der Versiche-
rer seinen Versicherten einen Ausgleichsbeitrag
auorichten ausrichtet. Der für den Abbau der Reser-
ven festgelegte Betrag wird nache+nemangeme&

4



Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Regelung. Art. 16 Abs. 5 KVAG sieht vor, dass bei Nichtgenehmi-
gung des Prämientarifs die Aufsichtsbehörde die zu ergreifenden
Massnahmen verfügt. Gemäss Botschaft 12.027 vom 15. Februar
2012 zum KVAG (S. 1966f.) fällt hier insbesondere eine Vorgabe
in Bezug auf die Reserven in Betracht. Die KVAV-Revision bietet
nun die Gelegenheit, das Weisungsrecht in dieser Hinsicht zu prä-
zisieren. Es ist für die Kantone von zentraler Bedeutung, dass der
Reserveabbau nicht zulasten jener Kantone erfolgt, die in den
letzten Jahren überproportional zu deren Aufbau beigetragen ha-
ben. Der zweite Satz von Art. 26 Abs. 4 E-KVAV ist entsprechend
anzupassen.

Ver8icherer8 nach den kumulierten Überschüssen
der letzten drei Geschäftsjahre je Kanton auf die
Versicherten verteilt

Kt. Al 30a l 1 Anstelle der einschränkenden Definition des Begriffs «deutlich
höhere Prämieneinnahmen» schlagen wir vor, dass die Versiche-
rer das Verhältnis von Kosten zu Prämieneinnahmen - ergänzend
zur Jahresbetrachtung nach Art. 30 KVAV - auch im Mehrjahres-
vergleich analysieren. Nur so kann einer wiederkehrenden, zu
vorsichtigen Budgetierung entgegengewirkt werden, und zwar
auch dann, wenn der Unterschied zwischen dem erwarteten und
dem effektiven Verhältnis noch innerhalb der Standardabweichung
liegt. Dies ist gerade für bevölkerungsreiche Kantone wichtig, da
die Versicherer dort vielfach keine Risiken eingehen möchten, was
zu hohen Prämien führen kann

1 Die Prämieneinnahmen liegen deutlich über den
kumulierten Kosten. wenn für einen Versicherer in
einem Kanton
warteten Vorhältnic von K08ton zu Prä
mieneinnahmen und dom effektiven Verhältnis von
Ko$+enzbP©miene}nnahmendleStan
dardabweichung über8chreitet in den vergangenen
drei Geschäftsjahren die kumulierten Kosten in je-
dem Jahr tiefer als die Prämieneinnahmen waren.

Kt. Al

Kt. Al

30a l 2 Aufgrund der vorgeschlagenen Änderung in Abs. 1 erübrigt sich
die Berechnungsformel für die Standardabweichung

Abs. 2 kann gestrichen werden.

30b Diese Bestimmung würde bewirken, dass in kleinen Kantonen, in
denen der Versichertenbestand der einzelnen Krankenkassen
entsprechend klein ausfällt, kein PrämienausgËeich mehr stattfin-
det. Die Folge wäre eine unzulässige Ungleichbehandlung dieser
Versicherten gegenüber den Prämienzahlenden in anderen Kan-
tonen. Die Standeskommission fordert deshalb, Art. 30b aus der
Vorlage zu streichen

Artikel streichen

5



Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Kt. Al 1 31 Zur Sicherstellung der Kohärenz mit Art. 26 Abs. 1 E-KVAV muss
auch der Schwellenwert der Reserven, anhand dessen sich die
wirtschaftliche Situation des Versicherers als gut beurteilen lässt,
von 150% auf 100% gesenkt werden.

Der Versicherer ist in einer wirtschaftlichen Situati-
on, die den Ausgleich von zu hohen Prämienein-
nahmen ermöglicht, wenn er nach dem Ausgleich
über Reserven von mehr als 460 100 Prozent der
Mindesthöhe nach Artikel 1 1 Absatz 1 verfügt.

Kt. Al 73a
(neu)

Kapitel 9 «Schlussbestimmungen» ist mit einer übergangsbe-
stimmung betreffend die Wirkungsanalyse zur Verordnungsände-
rung zu ergänzen.

«Das BAG führt in Zusammenarbeit mit den Versi-
cherern und Kantonen sowie Vertretern der Wis-
senschaft vier Jahre nach Inkrafttreten dieser Ände-
runq eine Analyse über deren Umsetzunq und die
Zielerreichung durch.»

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular löschen oder neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter "Überprüfen/Dokument schützen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe Anlei-

tung im Anhang



1:/O Appenzell Ausserrhoden Regierungsrat Regierungsgebäude
9102 Herisau
Tel. +41 71 353 61 11
Fax +41 71 353 68 64
kantonskanzlei@ar,ch
www.ar.ch

Regierungsrat, 9102 Herisau Dr. iur. Roger Nobs
Ratschreiber
Tel. +41 71 353 63 51
roger.rlabs@ar.ch

Bundesamt für Gesundheit
3003 Bern

per E-Mail an: aufsicht-
krankenversicherung@bag.admin .ch

und gever@bag.admin.ch

Herisau, 11. Dezember 2020

Eidg. Vernehmlassung; Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung. Freiwilli-
ger Abbau von Reserven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen; Stellungnahme
des Regierungsrates von Appenzell Ausserrhoden

Sehr geehrte Damen und Herren

Das eidgenössische Departement des Innern (EDI) hat am 18. September 2020 ein Vernehmlassungsverfah-
ren zur Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 ) eröffnet (Beilagen 1–3).
Die Vernehmlassungsfrist dauert bis 18. Dezember 2020.

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung:

Der Regierungsrat ist mit der Vernehmlassungsvorlage grundsätzlich einverstanden und unterstützt im Weite-
ren die Stellungnahme der GDK.

Wie die GDK ist auch der Regierungsrat der Ansicht, dass die aktuelle Vorlage noch Anpassungen benötigt.
Sowohl die Präzisierung des Begriffs «übermässige Reserven» in Art. 25 Abs. 5 KVAV, d.h. die Einführung
einer Obergrenze von 150 % der gesetzlich erforderlichen Mindesthöhe, wie auch klare Zielformulierungen für
den Abbau solcher Reserven werden erachtet er als wichtig. Zudem ist der Regierungsrat der Auffassung,
dass für den Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen kein kantonaler Mindestversicherungsbestand fest-
gelegt werden sollte, da sonst Versicherte in kleineren Kantonen keinen Ausgleich von zu hohen Prämienein-
nahmen erhalten würden,

Seite 1/2



1 Appenzell Ausserrhodena]

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme.

Freundliche Grüsse

Im Auftrag des Regierungsrates

Dr. iur. Roger Nobs, Ratschreiber
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rektion

Nicht klassifiziertKlassifizierung:

Vernehmlassung des Bundes: Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung. Freiwil-
liger Abbau von Reserven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen.
Stellungnahme des Kantons Bern

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Der Regierungsrat dankt für die Möglichkeit zur Stellungnahme.

1. Einleitende Bemerkungen

Die Reserven der meisten Versicherer verharren seit einigen Jahren auf einem sehr hohen Niveau, Mit
202 % ist die durchschnittliche Solvenzquote per 1 . Januar 2020 mit dem Vorjahreswert vergleichbar.
Zwischen 2016 und 2019 flossen insgesamt 4 Milliarden Franken in die Reserven der Versicherer, wäh-
rend die Versicherten in vielen Kantonen Prämiertrechnungen erhielten, deren Höhe sich durch die reine
Kostenentwicklung nicht rechtfertigen liess. Der Regierungsrat stellt ernüchtert fest, dass das 2016 in
Kraft getretene KVAG und die entsprechende Verordnung die Erwartungen in Bezug auf eine wirksame
Aufsichtstätigkeit im Bereich des KVG und die Gewährleistung der Grundprinzipien der sozialen Kran-
kenversicherung nicht erfüllt haben. Der Regierungsrat begrüsst zwar die Stossrichtung der vorgeschla-
genen Änderungen. Er geht allerdings davon aus, dass eine Änderung auf der reinen Verordnungsebene
nicht ausreichen wird, um das Gleichgewicht zwischen Kosten und Prämien nachhaltig wiederherzustel-
len und das Niveau der Reserven zu senken

Im Hintergrund der anhaltend hohen Reserven stehen häufig Fehleinschätzungen der Versicherer zu den
erwarteten Leistungen und Erträgen. Dies hat direkte Konsequenzen für die Versicherten, aber auch die
Kantonshaushalte und die Steuerzahlenden. Die resultierenden Einnahmenüberschüsse und der Reser-
veaufbau der Versicherer werden durch die kantonalen Beiträge zur individuellen Prämienverbilligung

9
a
ä
7)0
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Kanton Bern
C:anton de Berne

Vernehmlassung des Bundes: Änderung der
Krankenversicherungsaufsichtsverordnung. Freiwilliger Abbau
von Reserven und Ausgleich von zu hohen
Prämieneinnahmen
Stellungnahme des Kantons Bern

sowie zum Teil durch weitere Beiträge (bspw. im Falle einer Plafonierung der Prämienlast pro Haushalt
wie im Kanton Waadt) zumindest temporär mitfinanziert. Umso wichtiger ist es, dass die Versicherer zu
viel eingenommene Prämien systematisch und regelmässig (bzw. zeitnah) an die Versicherten zurücker-
statten, und zwar in jedem Kanton jeweils im Verhältnis zum dort entstandenen Gewinn. Gleichzeitig wird
erwartet, dass die Versicherer jenen Teil ihrer Reserven, welcher zur längerfristigen Gewährleistung der
Deckung der Mindestreserven nicht nötig sind, konsequent abbauen, und zwar primär, indem sie die Prä-
mien für das Folgejahr knapp kalkulieren.

Die vorgeschlagene Neuregelung setzt gewisse Anreize in diese Richtung, welche der Regierungsrat voll
und ganz unterstützt. Es fehlen jedoch sowohl im Erlassentwurf als auch im Kommentar klare Zielsetzun-
gen in Bezug auf eine schweizweit anzustrebende durchschnittliche Solvenzquote der Versicherer.
Dadurch ist es auch nicht möglich, die Verordnungsänderung auf ihre Zielerreichung hin zu prüfen und
allenfalls weitergehende Korrekturmassnahmen auf Verordnungs- oder auf Gesetzesebene daraus abzu-
leiten, Gerade weil der Abbau der Reserven und der Prämienausgleich weiterhin auf dem Prinzip der
Freiwilligkeit beruhen, sind die Festlegung von konkreten Zielen sowie ein Vollzugsmonitoring und eine
anschliessende Wirkungsanaiyse angebracht.

Der Regierungsrat bezweifelt, dass eine Präzisierung und Erleichterung der Voraussetzungen für die in-
anspruchnahme der Instrumente genügen, um die Versicherer zum regelmässigen Ausgleich von zu ho-
hen Prämieneinnahmen bzw. zum konsequenten Abbau von übermässigen Reserven zu bewegen. Die
Aufsichtsbehörde macht zwar offenbar bereits heute regelmässig Gebrauch von ihrer gesetzlichen Kom-
petenz, die Genehmigung des Prämientarifs zu verweigern, wenn dieser Prämien vorsieht, welche unan-
gemessen hoch über den Kosten liegen oder zu übermässigen Reserven führen (Art. 16 Abs. 4 Bst. c
und d KVAG). Die Wirkung dieser Massnahme hat sich aber in den Reserven kaum niedergeschlagen.
Auch wenn die Sotvenzquoten pro Versicherer über die Jahre eine gewisse Volatilität zeigen, sind die
Reserven im gesamtschweizerischen Durchschnitt immer noch mehr als doppelt so gross, wie es für
eine sichere und langfristige Deckung der MËndesthöhe der Reserven im Sinne von Artikel 25 Absatz 4
KVAV notwendig wäre. Zusätzlich wurden vom BAG für das Geschäftsjahr 2019 Ausgleichszahlungen in
der Höhe von 183 Millionen Franken bewilligt. Der Aufwärtstrend bei Prämien und Reserven machte sich
bereits in früheren Jahren bemerkbar, weshalb der Kanton Tessin im Januar 2020 drei Standesinitiati-
ven1 zur Änderung des KVAG im BundesparËament eingereicht hat. In diesen wird sowohl in Bezug auf
den Abbau der Reserven bis auf den Schwellenwert von 150 % als auch in Bezug auf den Ausgleich von
zu hohen Prämieneinnahmen die Einführung eines Obligatoriums gefordert, während die Kantone zu
mehr Mitspracherecht bei den vorgesehenen Prämientarifen kommen sollen. Weitere Standesinitiativen
mit gleËchem Wortlaut folgten dieses Jahr aus den Kantonen Genf und Waadt.

!

2. Bemerkung zu einzelnen Artikeln

2.1 Artikel 26 – Freiwilliger Abbau der Reserven

In Absatz 1 soll der freiwillige Abbau der Reserven vereinfacht werden, indem ein Reserveabbau bis auf
100% der Solvenzquote zugelassen wird. Dadurch werden mehr Versicherer die Bedingungen des Re-
serveabbaus erfüllen, was zu begrüssen ist. Es handelt sich jedoch weiterhin um einen freiwilligen Ab-
bau der Reserven. Neben der Mindesthöhe der Reserven wäre jedoch auch eine Obergrenze von bei-
spielsweise 150% der gesetzlichen Mindesthöhe einzuführen, bei der ein Reserveabbau zwingend vor-
zunehmen und durch das BAG zu verfügen ist (vgl. Art. 16 Abs. 5 KVAG). Bei der Beurteilung der wirt-
schaftlichen Situation des VersËcherers gemäss Artikel 31 KVAV wäre eine Senkung des Schwellenwer-
tes von 150% auf 1 00% angemessen. Einleitend in Absatz 1 ist zudem zu erwähnen, dass der Abbau

1 2Q.3QQ; 20.3QI ; 20.302
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zum Ziel hat, übermässige Reserven im Sinne von Artikel 25 Absatz 5 KVAV zu korrigieren und in Zu-
kunft zu vermeiden.

Durch die Möglichkeit für die Versicherer, die Prämien knapper zu kalkulieren, wird den Versicherern in
Absatz 3 eine neue Möglichkeit gegeben, ihre Reserven abzubauen. Dies ist grundsätzlich zu begrüs-
sen. Allerdings stellt die knappere Kalkulierung der Prämien höhere Anforderungen an die Kontrolle der
Kostenplausibilität, Hier stellt sich die Frage, wie dies umgesetzt werden soll und welche Rolle dabei den
Kantonen zukommt. Es handelt sich dabei um ein ungenaues Konzept ohne «Wtrkungsgarantie», d.h. es
wird erst im Nachhinein klar, ob die Prämien gegenüber den Kosten tatsächlich knapp kalkuliert waren
Die Ermittlung des «knapp kostendeckenden» Tarifs basiert auf hochgerechneten bzw. prognostizierten
und somit diskutablen Daten. Ob die an sich wünschenswerte knappe Kalkulation bei der Prämiengeneh-
migung konsequent durchführbar ist, erscheint deshalb zweifelhaft und lässt die Zielerreichung noch
fraglicher werden. Zudem sollen Versicherte, die mit ihren Prämien zu einem Reserveaufbau beigetragen
haben, vom Abbau profitieren. Auch die Kantone sollen anteilig von Rückerstattungen durch den Reser-
veabbau profitieren, welche durch zu hohe Prämien geäufnet und durch die Kantone mittels Staatsgelder
in Form von Prämien und -verbilligungen bezahlt wurden. Entsprechend kann das Verhältnis zwischen
Prämien und erwarteten Kosten nicht im gesamten Tätigkeitsgebiet gleich sein. Das Verhältnis hat sich
auf den einzelnen Kanton zu beziehen.

Gemäss Absatz 4 kann eine Ausgleichszahlung erst erfolgen, wenn trotz des Abbauptans Artikel 16 Ab-
satz 4 KVAG nicht eingehalten werden kann. Dies verhindert Fehlanreize (bspw. Ausgleichzahlungen als
Marketing) und ist zu unterstützen. Allerdings geht hier die Initiative wieder vom Versicherer aus; er kann
seinen Versicherten eine Ausgleichszahlung ausrichten. Eine solche Kann-Regelung geht zu wenig weit.
Zwingend ist hier eine Verpflichtung des Versicherers zur Ausrichtung eines Ausgleichsbetrags.

2.2 Artikel 30a – Deutlich höhere Prämieneinnahmen

Mit Artikel 30 a soll neu beurteilt werden, wann in einem Kanton die Prämieneinnahmen deutlich über
den kumulierten Kosten liegen. Dies soll dann der FaËI sein, wenn die Differenz zwischen der effektiven
kantonalen combined ratio und der erwarteten combined ratio grösser ist als die Standardabweichung.
Sie wird für jeden Versicherer und Kanton basierend auf dem Versichertenbestand, den Leistungen und
dem Risikoausgleich ermittelt. Der Begriff «deutlich höhere Prämieneinnahmen» ist damit klar definiert.
Hingegen wird durch die Einführung einer neuen Bedingung der Ausgleich von zu hohen Prämieneinnah-
men (im Falle von «deutlich höheren> Prämien) eher erschwert als erleichtert; eine Erfüllung für die
meisten Versicherer erscheint nicht realistisch. Stattdessen sollten die Versicherer das Verhältnis zwi-
schen Kosten und Prämieneinnahmen über mehrere Jahre hinweg analysieren.

3. Schlussfolgerung

Unter Berücksichtigung der vorangegangenen Bemerkungen unterstützt der Kanton Bern die Verord-
nungsänderung grundsätzlich. Allerdings kann auch bei einer lückentosen Umsetzung nicht garantiert
werden, dass die Versicherer übermässige Reserven innert nützlicher Frist abbauen bzw. zu viel einge-
nommene Prämien an die Versicherten konsequent zurückerstatten werden.

Daher fordert der Regierungsrat weitere Anpassungen:

In Artikel 25 Absatz 5 KVAV ist der Begriff «übermässige Reserven» zu präzisieren und somit
eine Obergrenze von 150 % der gesetzlich erforderlichen Mindesthöhe einzuführen (wie sie auch
in der StandesinËtiative 20.301 «Für gerechte und angemessene Reserven» gefordert wird).
Artikel 31 KVAV zur Beurteilung der wirtschaftlichen Situation des Versicherers ist anzupassen
(Senkung des Schwellenwertes von 150 % auf 100 %).
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In den Erläuterungen zur Verordnungsanpassung sind klare Ziele zu formulieren: Spätestens vier
Jahre nach Inkrafttreten der Verordnungsänderung dürfen die Reserven der einzelnen Versiche-
rer höchstens 150 % der gesetzlich erforderlichen Mindesthöhe entsprechen.
Es ist ein Vollzugsmonitoring zum Verhalten der Versicherer betreffend die knappe Kalkulation
der Prämien und weitere Massnahmen zum Reservenabbau sowie den Ausgleich von zu hohen
Prämieneinnahmen einzuführen.
Spätestens 4 Jahre nach dem Inkrafttreten der Vorlage ist eine umfassende Wirkungsanalyse
unter der Leitfrage der Zielerreichung zu erstellen. Dies ist in den Übergangsbestimmungen zur
Änderung der KVAV festzuhalten.
Es ist eine Revision der Rechtsgrundlage auf Gesetzesstufe vorzusehen.

Der Regierungsrat dankt Ihnen für die Berücksichtigung seiner Anliegen.

Freundliche Grüsse

Im N,m,„ d„ R$1ëiÜÄb-,;,tes

/
Pierßr äain Schnegg

lerungspräsident
Christoph Auer
Staatsschreiber
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Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung. Freiwilliger Abbau von Reserven
und Ausgleich von zu hohen Prämienelnnahmen, Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrter Herr Bundesrat Berset
sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum oben erwähnten Geschäft. Der Re-
gierungsrat des Kantons Basel-Landschaft begrüsst die Stossrichtung der vorgeschlagenen Teilre-
vision der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV) grundsätzlich und schliesst sich in
den Detailaspekten der Stellungnahme der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen
und -direktoren (GDK) an.

Wir bitten Sie, unsere Haltung bei der weiteren Bearbeitung des Geschäfts zu berücksichtigen,
und stehen für allfällige Rückfragen gerne zur Verfügung.

bcha

f. h ä,k,_\\
Dr. Anton Lauber
Regierungspräsident

Elisabeth Heer Dietrich
Landschreiberin

Beilagen:
Tabelle «Stellungnahme BL»
Stellungnahme der GDK



Anderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Stellungnahme von

Name / Firma / Organisation : Kanton Basel-Landschaft

Abkürzung der Firma / Organisation : BL

Adresse : Landeskanzlei, Rathausstrasse 2, 4410 Liestal

Kontaktperson : Jürg Sommer

Telefon : 061 552 67 13

E-Mail : juerg.sommer@bl.ch

Datum : 27.11.2020

Wichtige Hinweise
1 Wir bitten Sie keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen.

Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile verwenden

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 18. Dezember 2020 an folgende E-Mail Adressen3

bacLadmin.ch: qever@bag.adminlkenversicheru naa i

Herzlichen Dank für Ihre Mitwirkuna!
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Allgemeine Bemerkungen
Name/Firma

BL

Bemerkung/Anregung

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft begrüsst die Stossrichtung der vorgeschlagenen Teilrevision der
Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV) grundsätzlich und schliesst sich in den Detailaspekten der Stellungnahme der Konferenz der
kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) an. Die Stellungnahme der GDK liegt diesem Schreiben bei.

Erreur !
Source du
renvoi
introuvable.

Erreur !
Source du
renvoi
introuvable.

Erreur !
Source du
renvoi
introuvable.

Erreur !
Source du
renvoi
introuvable.

Erreur !
Source du
renvoi
introuvable.
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Stellungnahme von
Narne / Firma / Organisation

Abkürzung der Firma /Organisation : BS

: Kanton Basel-Stadt

Adresse Rathaus, Marktplatz 9, 4001 Basel

: LjubiËa Stojanovië, Gesundheitsdepartement, Gesundheitsversorgung, Leiter Finanzen und Dienste

061 205 32 60

Kontaktperson

Telefon

E-Mail Ljubisa,Stojanovic@bs.ch

: 8. Dezember 2020Datum
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Allgemeine Bemerkungen
Name/Firma

BS
Bemerkung/Anregung

[1] Die Vorlage definiert und präzisiert die Voraussetzungen und den Mechanismus des Abbaus von zu hohen Reserven der Versicherer. Über den
Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen und den Abbau von Reserven soll der Handlungsspielraum der Versicherer begrenzt werden,
sodass diese die Prämien möglichst nahe an ihren eigenen Koëten festsetzen. In diesem Sinn sind das Anliegen und das Ziel der Vorlage
unbestritten und werden vom Kanton Basel-Stadt unterstützt.

[21 Grundsätzlich begrüsst der Kanton Basel-Stadt auch die Stossrichtung der vorgeschlagenen Änderungen. Infolge des im
Krankenversicherungsaufsichtsgesetz (KVAG) geltenden Bedarfsdeckungsverfahrens (Art. 12), das bestimmt, dass die laufenden Ausgaben
grundsätzlich durch die laufenden Einnahmen zu decken sind, ist die Anhäufung von übermässigen Reserven nicht Sinn und Zweck der
sozialen Krankenversicherung. Dennoch verharren die Reserven der meisten Krankenversicherer seit einigen Jahren auf einem sehr hohen
Niveau. Mit 202% ist die durchschnittliche Solvenzquote per 1 . Januar 2020 mit dem Vorjahreswert vergleichbar. Zwischen 2016 und 2019
flossen insgesamt 4 Milliarden Franken in die Reserven der Versicherer, d.h. dass die Versicherten in vielen Kantonen im Verhältnis zur reinen
Kostenentwicklung zu hohe Prämien bezahlten.

[3] Der Kanton Basel-Stadt gehört zu jenen Kantonen in denen in den letzten vier Jahren regelmässig Überschüsse erzielt wurden. Kumuliert über
diese Zeit haben die Versicherten weit überproportional zum gesamtschweizerischen Reserveaufbau beigetragen. Die zu hohen Prämien der
letzten Jahre wurden zwar von einzelnen Versicherern teilweise nachträglich zurückerstattet, dies aber bei Weitem nicht im Verhältnis zum
Reserveaufbau.

[4] Vor diesem Hintergrund ist es zu bedauern, dass die vorgeschlagene Verordnungsänderung nur auf freiwillige Massnahmen des übermässigen
Reserveabbaus setzt. Der Kanton Basel-Stadt vertritt daher die Ansicht, dass die Verordnungsänderung noch verschärft und der zur Verfügung
stehende gesetzliche Spielraum vollständig genutzt werden sollte.

15] Das wichtigste Anliegen des Kantons in Bezug auf die Vorlage bezieht sich auf die kantonale Verteilung der Überschüsse bzw. des
Reserveabbaus. Nachdem die Versicherten des Kantons Basel-Stadt mit den schweizweit höchsten Prämien überproportional zum
übermässigen Reserveaufbau der Versicherer beigetragen haben, wäre es stossend und unzulässig, wenn nun sämtliche Versicherte im
Tätigkeitsgebiet des Versicherers gleichmässIg in den Genuss des Reserveabbaus kämen. Ein solchermassen ausgestalteter Reserveabbau
würde den gesetzlichen Vorgaben des KVAG, dass Prämien kostendeckend sein müssen, zuwiderlaufen, da diese nicht nur für ein einzelnes
Jahr zu gelten haben sondern auch im Zeitverlauf, Bei den parlamentarischen Debatten um das neuen KVAG war dies nota bene einer der
Punkte, die im Vordergrund standen, und der Bundesrat hatte immer wieder versichert, dass mit dem neuen Gesetz keine kantonalen
Ungleichgewichte in Bezug auf den Reserveaufbau mehr entstehen könnten (vgl. hIerzu unten dIe Bemerkungen zu Art. 26 Abs. 3 und 4).

'6- Um aber auch in Zukunft sicherstellen zu können, dass keine übermässiaen Reserven aufgebaut werden können, erachten wir es als

3
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zielführend, den Zeitraum für die Überprüfung des Kostendeckungsprinzips der Prämien auszudehnen. Die kumulierten Prämieneinnahmen
über drei Geschäftsjahre sollen die entsprechenden (geschätzten) Kosten im selben Zeitraum decken müssen. Damit kann ein
unvorhergesehener Reserveaufbau in einem Jahr in den Folgejahren kompensiert werden. Dies kann mit der neu vorgeschlagenen Anpassung
von Art. 25 Abs. 1 KVAV erreicht werden.

[7] in Bezug auf die Definition der zu hohen Prämieneinnahmen wird deren Ausgleich durch die neu eingeführte Präzisierung nicht erleichtert,
sondern eher noch erschwert, weil damit die Interpretationsfreiheit der Versicherer in Bezug auf die Frage, wann die Prämieneirlnahmen
deutlich über die kumulierten Kosten liegen, eingeschränkt wird. In diesem Sinn soll sich die Präzisierung insbesondere auf die kumulierten
überschüsse der letzten drei Geschäftsjahre der Versicherer beziehen analog der vorgeschlagenen Bestimmung bei Art. 26 Abs. 4.

BS
Im Übrigen bitten wir in Anlehnung an die Stellungnahme der GDK insb. um Beachtung folgender Punkte (siehe dazu auch die Vorschläge zu den
einzelnen Bestimmungen):

ergänzend zur aktuellen Vorlage eine Präzisierung des Begriffs «übermässige Reserven» in Art. 25 Abs. 5 KVAV, d. h. Einführung einer
Obergrenze von 150% der gesetzlich erforderlichen Mindesthöhe (wie sie auch in der Standesinitiative 20.301 «Für gerechte und
angemessene Reserven» gefordert wird);

eine entsprechende Anpassung von Art, 31 KVAV zur Beurteilung der wirtschaftlichen Situation des Versicherers (Senkung des
Schwellenwertes von 150% auf 100%);

klare Zielformulierung in den Erläuterungen zur Verordnungsänderung: Spätestens vier Jahre nach Inkrafttreten der Verordnungsänderung
dürfen die Reserven der einzelnen Versicherer höchstens 150% der gesetzlich erforderlichen Mindesthöhe entsprechen;

Vollzugsmonitoring zum Verhalten der Versicherer betreffend die knappe Kalkulation der Prämien und die weiteren Massnahmen zum
Reserveabbau sowie den Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen;

umfassende Wirkungsanalyse unter der Leitfrage der Zielerreichung spätestens vier Jahre nach dem Inkrafttreten der Vorlage. Dies ist in
den übergangsbestimmungen zur KVAV festzuhalten

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular löschen oder neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter 'Überprüfen/Dokument schützen/ Schutz aufheben" den Schreit>schutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang.
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Bemerkungen zum Entwurf der Änderung der Krankenversicherung8auf sichtsverordnung (KVAV)
Name/Firma I Art.
S

Abs.

1

Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderung8vorschlag (Textvorschlag)

Das Kostendeckungsprinzip der Prämien gemäss
Art. 16 Abs. 3 KVAG ist so umzusetzen, dass die Kostendeckung
über einen (rollenden) dreijährigen Zeitraum erfolgen soll. Dies
erlaubt es, unvorhergesehene Schwankungen bei den Kosten
und Reserven mit der PrämienentwickILlrlg besser auszugleichen.

Die Aufsichtsbehörde kontrolliert bei der Prüfung der
Prämientarife, ob die für das Geschäftsjahr
geschätzten Einnahmen sowie die Einnahmen der
beIden Vorjahro die geschätzten kumulierten
Ausgaben der drei Geschäftsjahre decken.

BS 25 l 5 Wir verlangen eine präzisere Definition der <übermässigen
Reserven> mit der Einführung einer Obergrenze, welche auch in
die Zielformulierung für die vorgeschlagene
Verordnungsänderung einfliesst und somit die Prüfung der
Zielerreichung ermöglicht.

Reserven sind Ubermässig im Sinne von Artikel 16
Absatz 4 Buchstabe d KVAG, wenn die Deckung der
Mindoothöho der Re6erven dec Vercicherer6 auch
bei tieferen Reserven langfri$tig gewöhrleiotet i8t.
Für dio Bourtoilung 6tützt oich dio Auf6icht6behörde
auf don Gocchöft6plün und die Angaben nach
Ar+ikeFt2#\b$atz3 sie 150% der Mindesthöhe der
Reserven gemäss Artikel 14 Absatz 2 KVAG und
Artikel 11 KVAV überschreiten.

BS 26 <Übermässig> in der Sachüberschrift belassen. Da es um den
Abbau solcher Reserven geht, würde anderenfalls durch die
Änderung der überschrift der unzutreffende Eindruck entstehen.
es gehe um den Abbau von Reserven an sich.
In einem neu einzufogenden ersten Absatz ist die
Zielformulierung zu verankern, welche als Massstab für das
Vollzugsmonitoring dient. Für die Definition des Begriffs
«übermässige Reserven» wird auf den weiter oben präzisierten
Art. 25 Abs. 5 KVAV Bezug genommen. Aus Sicht des Kantons
Basel-Stadt wäre es ausserdem wünschenswert, wenn die
Reserven der einzelnen Versicherer spätestens vier Jahre nach
Inkrafttreten der Verordnungsänderung nur noch 150 % der
gesetzlich erforderlichen Mindesthöhe entsprechen würden. Wir
schlagen vor, dieses konkrete und messbare Ziel in den
Erläuterungen zu nAß. 26 Abs. 1 festzuhalten.

Abbau übermässiqer Reserven

BS
(neuer
Abs. 1)

Der Abbau hat zum Ziel, übermässiqe Reserven im
Sinne,von Artikel 25 Absatz 5 zu korrigieren und in
Zukunft ZLwermeiden.

5
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BS

BS

26 1 1 Angleichung an nAn. 26 Abs. 1 Der Versicherer kann seine übermässiqen Reserven
abbauen, .. .

26 l 3 Versicherte, die mit ihren Prämien zu einem Reserveaufbau
beigetragen haben, sollen vom Abbau profitieren. Entsprechend
kann das Verhältnis zwischen Prämien und erwarteten Kosten
nicht im gesamten Tätigkeitsgebiet gleich sein. Das Verhältnis
sollte sich auf einen einzelnen Kanton beziehen.

Der Abbauplan muss vorsehen, dass der
Versicherer die Prämien knapp kalkuliert; dabei
muss das Verhältnis zwischen Prämien und
erwarteten Kosten im ge6ümten örtlichen
Tötigkeit6gebiet des Ver6ichererc Ie Kanton
einheitlich sein.

BS 26 l 4 Die Formulierung im ersten Satz ist missverständlich. Der Kanton
Basel-Stadt regt darüber hinaus an, die Kann-Formulierung zu
verschärfen. Auf jeden Fall, muss die Rückerstattung zwecks
Reserveabbaus im Verhältnis zu den erzielten Überschüssen in
den einzelnen Kantonen stehen.

Kann mit der Umsetzung der in Abcatz 3
vorge6ehonen Mao$nahme .Sind trotz knapper
Kalkulation der Prämien die Voraussetzungen von
Artikel 16 Absatz 4 KVAG nicht eingehalten werden
erfüllt, kann die Aufsichtsbehönie verfügen, dass
der Versicherer seinen Versicherten einen
Ausgleichsbeitrag ausrichten ausrIchtet. Der für den
Abbau der Reserven festgelegte Betrag wird nach
einem angemessenen, vom Versicherer bestimmten

Tütigkeit8bereich deo Ver6iGhororo nach Massqabe
der kumulierten Überschüsse der letzten drei
®cMfUsabEe_Le K3al9_EI verteilt.

BS 30a l 1 Anstelle der einschränkenden Definition des Begriffs <deutlich
höhere Prämieneinnahmen» schlagen wir vor, dass die
Versicherer die Prämieneinnahmen und die Kosten – ergänzend
zur Jahresbetrachtung nach Art. 30 KVAV - auch im
Mehrjahresvergleich analysieren. Nur so kann einer
wiederkehrenden, zu vorsichtigen Budgetierung entgegengewirkt
werden, und zwar auch dann, wenn diese noch innerhalb der
Standardabweichung liegt. Dies ist gerade für bevölkerungsreiche
Kantone wichtig, da die Versicherer dort vielfach keine Risiken
eingehen möchten, was zu hohen Prämien führen kann.

Die Prämieneinnahmen liegen deutlich über den
kumulierten Kosten, wenn für einen Versicherer in
einem Kanton der Unter6chied zwi80hen dem
erwartoten Vorhültni5 von Kosten zu
PrümienQinnahmen und dem effektiven Verhältnis
VQn-K06tenzbPMm}ene}nnahmendle
Standardabwei6hung überschreitet Er den
vergangenen drei Geschäftsjahren die kumulierten
Kosten in iedem Jahr tiefer als die

6
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Prämieneinnahmen waren.

BS

BS
30a 1 2
31

Aufgrund der vorgeschlagenen Änderung in Abs. 1 erübrigt sich
die Berechnungsformel für die Standardabweichung. streichen

Parallel zur oben vorgeschlagenen Anpassung von Art. 25 Abs. 5
KVAV und zur Sicherstellung der Kohärenz mit der neuen
Definition von «übermässigen Reserven» muss auch der
Schwellenwert der Reserven. anhand dessen sich die
wirtschaftliche Situation des Versicherers als gut beurteilen lässt,
von 150 % auf 100 % gesenkt werden.

Der Versicherer ist in einer wirtschaftlichen
Situation, die den Ausgleich von zu hohen
Prämieneinnahmen ermöglicht, wenn er nach dem
Ausgleich über Reserven von mehr als 460 100
Prozent der Mindesthöhe nach Artikel 11 Absatz 1
verfügt.

BS 73a
(NEU)

Kapitel 9 €Schlussbestimmungen» ist mit einer
Übergangsbestimmung betreffend die Wirkungsanalyse zur
Verordnungsänderung zu ergänzen

Sachüberschrift (NEU): Übergangsbestimmunqen
zur Änderung vom ...
Das BAG führt in Zusammenarbeit mit den
Versicherern und Kantonen sowie Vertretem der
Wissenschaft vier Jahre nach Inkrafttreten eine
Analyse über die Umsetzung und die Wirkungen der
VerordnunFIsänderung durch.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular löschen oder neue ZeiFen hinzufügen möchten, so können Sie unter "Überprüfen/Dokument schützen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe

Anleitung im Anhang,

Weitere Vorschläge
Bemerkung/Anregung Textvorschlag
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Office fëdëral de la santë publique OFSP
Schwarzenburgstrasse 157
3003 Berne

Courr tel : gever(g),bag.admin.ch
aufsicht -krankenversicherung((zhag.admin.ch

Fribourg, le 14 dëcembre 2020

2020-1250
Consultation : Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-
maladie. Rëduction volontaire des rëserves et compensation des primes encaissëes
en trop

Mesdames, Messieurs,

Dans l’affaire susmentionnëe, nous nous rëfërons ä votre courrier du 18 septembre 2020. Le
Conseil d’Etat remercie le DFI pour l’ëlaboration du dossier et l’invitation ä prendre position
concernant l’objet susmentionnë.

Le Conseil d’Etat salue et soutient l’orientation globale du projet. 11 est indispensable de disposer de
moyens d’intervention suffisamment incisifs pour ëtre efficace, et le Conseil d’Etat demande que
des dispositions plus contraignantes vis-ä-vis des assurances soient adoptëes. Au printemps 2020, le
Canton de Fribourg a dëposë en ce sens trois initiatives cantonales par lesquelles il demande des
modifications de la loi fëdërale sur la surveillance de l’assurance-maladie du 26 septembre 2014
(LSAMaI). Toutes les trois visent ä assurer une meilleure adëquation des primes d’assurance-
maladie par rapport aux cofrts des prestations qu’elles couvrent. Deux d’entre elles concernent les
rëserves en particulier : l’une demandant la dëfinition d’un seuil au-delä duquel les rëserves sont ä
considërer comme excessives et obligeant ainsi les assureurs ä les restituer, l’autre visant une
compensation systëmatique des primes payëes en trop si des conditions prëcises sont remplies.

Dans l’attente de la rëalisation des initiatives cantonales au niveau de la loi mentionnëe ci-dessus, le
Conseil d’Etat estime que, de fagon gënërale, la modification de l’ordonnance dans le sens proposë
mërite d’ëtre soutenue, mëme si eIle va moins loin que les modifications de la loi demandëes dans
les initiatives cantonales et par le Conseil d’Etat dans le cadre de cette consultation. En effet, mëme
si elle est pleinement mise en auvre, la modification de l’ordonnance ne peut garantir que les
assureurs rëduiront les rëserves excessives en temps utile et rembourseront systëmatiquement aux
assurës et aux cantons qui ont payë des rëductions individuelles de primes les primes encaissëes en
trop
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Pour le dëtail, vous trouverez en annexe le formulaire de rëponse ëtabli par la Direction de la santë
et des affaires sociales. Nous partageons ëgalement les observations de la Confërence des
directrices et directeurs cantonaux de la santë, que nous trouvons pertinentes.

Nous vous prions de croire, Mesdames, Messieurs, ä l’assurance de nos sentiments les meilleurs.

Au nom du Conseil d’Etat :

Anne-Claude Demierre, Prësidente

Danielle Gagnaux-Morel, Chanceliëre d’Etat

L’original de ce docttnrent est ëtabli en version ëlectronique

An nexe

Formulaire de rëponse

Communication :

a) ä la Direction de la santë et des affaires sociales, pour elle et le Service de santë publique ;
b) ä la Chancellerie d'Etat.

Danielle Gagnaux-Morel
Chanceliëre d’ Etat

Extrait de procës-verbal non signë, l’acte signë peut ëtre consultë ä la Chancellerie d’ Etat
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Procëdure de consultation

Prise de position de
Nom / entreprise / organisation : Direction de la santë et des affaires sociales du canton de Fribourg

Abrëviation de l’entreprise / organisation : DSAS FR

Adresse Rte des Cliniques 17, 1700 Fribourg

Personne de rëfërence : DSAS

Tëlëphone

Courriel

: +41 26 305 29 04

: dsas@fr.ch

Date : 25.11.2020

3 Utilisez une ligne par article, alinëa et lettre ou par chapitre du rapport explicatif.

Veuillez envoyer votre prise de position au format WoN avant Ie 18 dëcembre 2020 aux adresses suivantes :
aufsicht-krankenversicherunq@baq.admin.ch ; qever©2baq.admin.ch
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Remarques gënërales
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Remarques
Nom/entreprise l Commentaires/remarques

gënërales

DSAS FR Comme indiquë dans le courrier principal, le Canton de Fribourg a dëposë au printemps 2020 trois initiatives cantonales par lesquelles il
demande des modifications de la loi fëdërale sur la surveillance de I'assurance-maladie du 26 septembre 2014 (LSAMaI). Toutes les trois visent
ä assurer une meilleure adëquation des primes d’assurance-maladie par rapport aux coüts des prestations qu’elles couvrent. Deux d’entre elles
concernent les rëserves en particulier : l’une demandant la dëfinition d’un seuil au-delä duquel les rëserves sont ä considërer comme excessives
et obligeant ainsi les assureurs ä les restituer, l’autre visant une compensation systëmatique des primes payëes en trop si des conditions
prëcises sont remplies.

Dans I'attente de la rëalisation des initiatives cantonales au niveau de la loi mentionnëe ci-dessus, nous estimons quet de fagon gënërale1 la
modification de I'ordonnance dans le sens proposë mërite d’ëtre soutenue, mëme si eIle va moins loin que les modifications de la loi demandëes
dans les initiatives cantonales. En effet, mëme si eIle est pleinement mise en @uvre, la modification de l’ordonnance ne peut garantir que les
assureurs rëduiront les rëserves excessives en temps utile et rembourseront systëmatiquement aux assurës et aux cantons qui ont payë des
rëductions individuelles de primes les primes encaissëes en trop.

DSAS FR En complëment au projet actuel, une clarification de l’expression < rëserves excessives » est nëcessaire dans l’article 25 a1. 5 OSAMa1. Plus
prëcisëment, iI faut introduire une limite supërieure ä 150 % du niveau minimal lëgalement requis.

DSAS FR La nouvelle rëglementation proposëe fixe certes certaines incitations ä une rëduction plus importante des rëserves et ä un remboursement
systëmatique des primes excëdentaires, ce que nous soutenons pleinement. Cependant, des objectifs clairs concernant un taux de solvabilitë
national moyen des assureurs font toutefois dëfaut tant dans le projet d’ordonnance que dans le commentaire. II ne sera donc pas possible de
contröler si les objectifs de la modification de l’ordonnance sont atteints et, le cas ëchëant, de prendre d’autres mesures correctives au niveau de
l’ordonnance ou de la loi. Nous estimons que la fixation d’objectifs concrets ainsi qu’un monitorage de I'exëcution et une analyse d’impact
seraient appropriës.

DSAS FR Malgrë les prëcisions apportëes ä l’ordonnance et l’allëgement des conditions du calcul au plus juste des primes, la rëduction des rëserves et la
compensation des primes continuent de reposer sur une base volontaire. Les modifications de l’ordonnance n'auront que peu d’influence sur
l’incitation pour les assureurs ä compenser rëguliërement les primes encaissëes en trop et ä rëduire systëmatiquement leurs rëserves
excessives. Nous sommes d’avis que des adaptations supplëmentaires sont nëcessaires au niveau de la loi, notamment avec l’introduction
d’obligations pour ce qui est de la compensation des primes.

mesures de rëduction des rëserves ainsi que la compensation des primes encaissëes en trop est nëcessaire
DSAS FR
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Si vous souhaitez supprimer certains tableaux du formulaire ou y ajouter de nouvelles lignes, cliquez, dans l’onglet < Rëvision », sur < Restreindre Ia modification », puls < Dësactiver Ia protection > pour
pouvoir modifier Ie document (cf. instructions en annexe).

Remarques concernant le projet de modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie
(OSAMaI)
Nom/entreprise l Art.
S

Al.

5

Let. Commentaires/remarques Modification proposëe (texte proposë)

Au-delä de la nouvelle rëglementation actuellement prëvue,
nous demandons une dëfinition plus prëcise des < rëserves
excessives » dans l’OSAMal via l’introduction d’une limite
supërieure ëgalement incluse comme cible dans la modification
proposëe de l’ordonnance et permettant ainsi de vërifier la
rëalisation des objectifs.

Les rëserves sont excessives au sens de 1’art. 16,
al. 4, let. d, LSAMaI lorsque la couverture du

garantie a long terme avec un niveau införieur de
röGerves. Pour en juger1 llautorit6 de suIveillanGe
oe fonde our Ie plan d'exploitation et our leo
indiGations vioöe$ a llart. 12 , al. 3. si elles
excëdent 150 % du montant minimal des rëserves
au sens de 1’art. 14, al. 2, LSAMaI et de I'art. 11
OSAMaI

DSAS FR 26 l titre Nous proposons de maintenir « excessives » dans le titre. 1 Rëduction volontaire des rëserves excessives
Comme il s’agit de la rëduction de ces rëserves, la modification
du titre donnerait autrement l’impression incorrecte qu’iI s’agit de
rëduire les rëserves en tant que teIles.

DSAS FR 26 1 1 11 serait souhaitable que les rëserves des assureurs ne
correspondent plus qu’ä 150 % du niveau minimal lëgalement
requis au plus tard quatre ans aprës l’entrëe en vigueur de la
modification de l’ordonnance. Nous proposons que cet objectif
concret et mesurable figure dans les explications sur le nouvel
article 26 al. 1
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DSAS FR 26 l 4 Les assurës qui ont contribuë ä un accroissement des rëserves
via leurs primes doivent bënëficier de la rëduction. Par
consëquent, le rapport entre les primes et les coüts attendus ne
peut ëtre uniforme dans tout Ie champ d’activitë territorial de
l’assureur. Le rapport devrait ëtre ëtabli canton par canton

Par ailleurs, nous sommes d’avis que, lorsque la correction des
rëserves ne se fait pas par des primes fixëes au plus just9
(article 26 al. 3 du projet), alors la compensation est ëgalement
due aux cantons qui ont financë les primes par la rëduction
individuelle des primes. Nous demandons que I'alinëa 4 soit
complëtë dans ce sens.

DSAS FR
31 Parallëlement ä I'adaptation proposëe ci-dessus de I'article 25

al. 5 OSAMaI et pour garantir la cohërence avec la nouvelle
dëfinition des « rëserves excessives », la valeur seuil des
rëserves sur la base de laquelle Ia situation financiëre de
I'assureur peut ëtre jugëe bonne doit ëtre abaissëe de 150 % ä
100 o/o.

L’assureur se trouve dans une situation
ëconomique qui permet une compensation des
primes encaissëes en trop si, aprës I'avoir
effectuëe, iI dispose de rëserves supërieures ä
150 % 100 % du niveau minimal visë ä 1’art. 11, al
1

DSAS FR
73 II convient de complëter le chapitre 9 < Dispositions finales > par

une disposition transitoire relative ä 1’analyse de 1’impact de la
modification de l’ordonnance.

Quatre ans aprës l’entrëe en vigueur de la
prësente modification, I’OFSP mëne en
collaboration avec les assureurs, les cantons et
des reprësentants des milieux scientifiques une
analyse de sa mise en @uvre et de la rëalisation
de ses objectifs.

5



nËpuBuauE rr CAwroN DE GENËVE

Genëve, le 2 dëcembre 2020

Le Conseil d’Etat

6002-2020 Dëpartement fëdëral de I'intërieur
Monsieur Alain BERSET
Conseiller fëdëral
Inselgasse 1
3003 Berne

Concerne : Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie
(OSAMaI ; RS 832.121). Rëduction volontaire des rëserves et
compensation des prlmes encaissëes en trop : ouverture de la
procëdure de consultation

Monsieur le Conseiller fëdëräl,

Notre Conseil a pris connaissance du projet susmentionnë de modification de I'ordonnance
sur l’assurance-maladie (OSAMaI), que vous nous avez soumis, pour avis, par courrier du
18 septembre 2020.

Le canton de Genëve salue Ia dëmarche visant ä rendre Ia lci sur la surveillance de
I'assurance-maladie (LSAMaI) plus opërationnelle, en prëcisant mieux dans I'OSAMaI le
mode d'application des instruments de rëduction volontaire des rëserves et de compensation
des primes payëes en trop. Ces instruments, bien que prëvus dans la loi depuis son entrëe
en vigueur, ne sont effectivement pas suffisamment utilisës par les assureurs. Nous
souhaitons toutefois souligner I'ëchec total de cette lot dans la rëgulation de I'activitë des
assureurs-maladie, comme I'attestent les immenses rëserves constttuëes par ceux.ci gräce ä
des primes systëmatiquement surëvaluëes par rapport aux coüts rëels. Cette surëvaluation
des primes dans le canton de Genëve s'ëlëve en 2019 ä prës de 80 millions de francs. Nous
ëouhaitons ëgatement rappeler que, lors de I'ëlaboration de la LSAMaI, le canton de Genëve
avait dëjä averti que cette loi serait inopërante et que des mesures plus contraignantes pour
les assureurs et 1’Office fëdëral de la santë publique (OFSP) ëtaient nëcessaires.

Par consëquent, nous craignons que les modifications proposëes ne soient pas
suffisamment contraignantes pour vëritablement inciter les assureurs ä ëquilibrer a posteriori
les primes et les coüts. A ce titre, nous soulignons le röle crucial de I'OFSP : SOLls I'impulsion
de votre dëpartement, iI devra faire preuve de persuasion pour pousser les assureurs ä
utiliser les instruments correctifs prëvus par la lëgislation. Sans tIne action forte et dëlit>ërëe
de la part de I'OFSP, le risque est grand que les assureurs prëfërent continuer ä ne pas faire
usage des possibilitës lëgales de remboursement.

Par ailleurs, cette modification n'aborde pas la problëmatique du remboursement des primes
dans Ie cas des nombreux assurës bënëficiant de subsides. En cas de subsides ä 100 %,
tant en matiëre d'aide sociale que de prestations complëmentaires, les remboursements de
troppergus devraient impërativement et automatiquement revenir aux cantons qui ont payë



-2-

te$ primes ä la place des assurës. II revient aux assureurs de veiller ä ces ëlëments, les
montants versës en trop ëtant de teur responsabilitë.

En conclusion, nous soutenons ce projet de modification de I'OSAMaI, tout en regrettant qu'iI
ne propose pas de mesures plus coercitives envers les assureurs, et qu'il n'aborde pas la
problëmatique du remboursement des primes perQues en trop pour les assurës bënëficiant
de subsides couvrant l'entiëretë de leurs primes. Certains principes fondamentaux de
surveillance de I'assurance-maladie doivent ëtre revus. Nous estimons que ceci ne sera
possible qu'en passant par une modification de la LSAMaI. Ce seratt notamment I'occasion
de fixer une timite maximale aux rëserves des assureurs pour ëviter tes thësaurisations
massives constatëes actuellement.

Vous trouverez, en annexe, la prise de position dëtaillëe de notre Conseil dans le formulaire
annexë,

En vous remerciant de I'attention que vous porterez ä nos commentaires, nous vous prions
de croire, Monsieur le Conseiller fëdëral, ä I'assurance de notre parfatte considëration.

AU NOM DU CONSEIL D'ËTAT

La ;etil

hi{l4e Rigl

6

Anne Emery-Torracinta

Annexe mentionnëe

Copie ä : aufsicht-krankerIversicherunq@bag.admin.ch
qever@bag.admin.ch
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Prise de position de
Nom / entreprise / organisation

Abrëviation de l’entreprise / organisation

Adresse

Personne de rëfërence

Tëlëphone

Courriel

Date

Rëpublique et Canton de Genëve – Direction gënërale de la santë

. o IUC r\ullel I-LdL;1 ICI Idll 1 zu 1 \3cllcvc

: Adrien Bron

3 Utilisez une ligne par article, alinëa et lettre ou par chapitre du rapport explicatif.

Veuillez envoyer votre prise de position au format Word avant Ie 18 dëcembre 2020 aux adresses suivantes :
aufsicht-krankenversicherunq@baq.admin.ch ; qever©2baq.admin.ch
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Remarques gënërales
Nom/entreprise l Commentaires/remarques

DGS/GE Nous comprenons que le prësent projet a pour but de prëciser les conditions d’application des deux instruments prëvus
dans la LSAMaI : la rëduction volontaire des rëserves par les assureurs et la compensation des primes encaissëes en trop.
Lesdites conditions d'applications n'ëtant actuellement pas suffisamment claires, cela expliquerait que les assureurs
n'utilisent que trop peu les instruments ä leur disposition pour garantir a posteriori un ëquilibre entre les primes et les coüts.

Le canton de Genëve salue la dëmarche visant ä rendre un texte lëgislatif existant plus opërationnel en prëcisant mieux son
mode d'application. Dans Ie cas d'espëce, iI s'agit de la Loi sur la surveillance de I'assurance-maladie sociale (LSAMaI),
dont les instruments ne sont effectivement pas suffisamment utilisës par les assureurs.

DGS/GE Nous souhaitons toutefois souligner I'ëchec total de cette loi ä rëguler I'activitë des assureurs-maladie, comme I'attestent les
immenses rëserves constituëes par ceux-ci gräce ä des primes systëmatiquement surëvaluës par rapport aux coüts. A titre
d'exemple, cette surëvaluation des primes dans le canton de Genëve s'ëlëve en 2019 ä environ 78 millions de francs.

Nous souhaitons ëgalement rappeler que lors de I'ëlaboration de la LSAMaI, le canton de Genëve avait dëjä averti en son
temps que cette loi serait inopërante et que des mesures plus contraignantes pour les assureurs et 1’Office fëdëral de la
santë publique (OFSP) ëtaient nëcessaires.

Par consëquent, nous craignons que les modifications proposëes ne soient pas suffisamment contraignantes pour
vëritablement inciter les assureurs ä ëquilibrer a posteriori les primes et les coüts.

A ce titre, nous soulignons le röle crucial de I’OFSP : sous I'impulsion du DFI, iI devra faire preuve de persuasion pour
pousser les assureurs ä utiliser les instruments correctifs prëvus par la lëgislation. Sans une action forte et dëlibërëe de la
part de I'OFSP, nous pensons que les assureurs prëfëreront continuer de ne pas faire usage des possibilitës lëgales de
remboursement .

Le röle des cantons, qui paient tout ou partie des primes de nombreux assurës ä I'aide des subsides, est malheureusement
oublië

En cas de subsides ä 100%, les remboursements de trop-pergus doivent impërativement revenir aux cantons qui ont payë
les primes ä la place des assurës. A dëfaut, force est de constater que ces dispositions lëgislatives donnent lieu ä un
dëtournement de fonds publics en faveur des assurës concernës.
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Le commentaire dëcrit des "incitations inopportunes" : les remboursements de primes pourraient devenir des arguments
marketing pour les assureurs. Nous ne partageons pas cette vision qui s'apparente ä un paralogisme.

Devant I'alternative suivante : payer une prime de 400.- fr. ou payer une prime de 420.- fr. en espërant se faire rembourser
20 fr. des annëes plus tard, n’importe quel assurë choisira la premiëre option.

Si un assureur doit rembourser des montant payës en trop, c'est qu'il a tendance ä facturer des ’'surprimes" et donc c'est un
mauvais assureur. II ne semble pas juste de considërer qu'il s'agisse d’un argument marketing supplëmentaire, d'autant
qu'actuellement pratiquement tous les assureurs factufent des primes trop ëlevëes sans jamais rembourser la diffërence
(ëlëment de preuve : aucun assureur n'a actuellement un taux de rëserves infërieur ä 148%, soit 48% de primes payëes en
trop)

Nous sommes donc fermement opposës ä 1’argument que les remboursements de primes constitueraient des incitations
inopportunes. Tenir de tels raisonnements est susceptible de freiner des rëformes nëcessaires, de brouiller Ie message,
voire d'affaiblir le sens de la mission des autoritës de contröle.

En conclusion, nous soutenons ce projet de modification de I'OSAMaI, tout en regrettant qu'il ne propose pas de mesures
plus coercitives envers les assureurs, et qu'il n'aborde pas la problëmatique du remboursement des primes pergues en trop
pour les assurës bënëficiant de subsides couvrant I'entiëretë de leurs primes.

Certains principes fondamentaux de surveillance de I'assurance-maladie doivent ëtre revus. Nous estimons que ceci ne
sera possible qu'en passant par une modification de la LSAMaI. Ce serait notamment I'occasion de fixer une limite maximale
aux rëserves des assureurs pour ëviter les thësaurisations massives constatëes actuellement.

Si vous souhaitez supprimer certains tableaux du formulaire ou y ajouter de nouvelles lignes, cliquez, dans l’onglet < Rëvision », sur < Restreindre Ia modification >, puis < Dësactiver Ia protection > pour
pouvoir modifier Ie document (cf. instructions en annexe)
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Remarques concernant le projet de modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie
(OSAMaI)
Nom/entreprise l Art.
=

26

Al.

1

Let. Commentaires/remarques Modification proposëe (texte proposë)

L'inscription, dans I'ordonnance, du niveau minimal des
rëserves, qui passe de 150% ä 100%, constitue une avancëe
significative et indispensable par rapport ä la situation actuelle

Aucune

DGS/GE 26 l 3 Nous comprenons que si les primes sont fixëes au plus juste,
alors les autres instruments ne sont que rarement utilisës, car
les assureurs n'encaissent pratiquement jamais de surplus.

Aucune

Nous partageons cette logique : des primes calculëes au plus
juste sont toujours prëfërables ä des corrections a posteriori.

Nous souhaitons souligner que pour mettre en auvre cette
bonne rësolution, I'OFSP devra rëformer ses pratiques lors de
la procëdure d'approbation des primes, actuellement
excessivement basëes sur le principe de prëcaution.

26 l 5 Les assurës qui bënëficient de subsides cantonaux ne doivent
pas encaisser les ëventuels remboursements. Ceux-ci doivent
revenir directement aux cantons, qui sont les payeurs de
primes effectifs.

Ä complëter par SAM

DGS/GE 30 1 1 et 2 Cet article prëcise deux dispositions purement techniques
relatives ä I'effectif minimal de l’assureur et au calcul de I'ëcart-
type

Nous estimons que ces dispositions sont indispensables pour
permettre la mise en @uvre de I'article 26. Cependant, si la
marge d’un ëcart-type devait s'avërer trop restrictive, eIle
rendrait les nouvelles dispositions totalement inefficaces
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Regierungsrat
Rathaus
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per E-Mail
aufsicht-kranken versiche-
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Glarus. 1. Dezember 2020
Unsere ReF: 2020-1 762

Vernehmlassung i. S. Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung; Frei-
williger Abbau von Reserven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen

Hochgeachteter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Das Eidgenössische Departement des Innern gab uns in eingangs genannter Angelegenheit
die Möglichkeit zur Stellungnahme. Dafür danken wir und lassen uns gerne wie folgt verneh-
men 1
l. Allgemeine Bemerkungen

Infolge des im Krankenversicherungsaufsichtsgesetz (KVAG) geltenden Bedarfsdeckungs-
verfahrens (Art. 12), das bestimmt, dass die laufenden Ausgaben grundsätzlich durch die
laufenden Einnahmen zu decken sind, ist die Anhäufung von übermässigen Reserven nicht
im Sinn und Zweck der sozialen Krankenversicherung. Dennoch verharren die Reserven der
meisten Krankenversicherer seit einigen Jahren auf einem sehr hohen Niveau. Mit 202 Pro-
zent ist die durchschnittliche Solvenzquote per 1 . Januar 2020 mit dem Vorjahreswert ver-
gleichbar. Zwischen 2016 und 2019 flossen insgesamt 4 Milliarden Franken in die Reserven
der Versicherer. Das heisst, dass die Versicherten in vielen Kantonen im Vergleich mit der
reinen Kostenentwicklung zu hohe Prämien bezahlten.

Der Kanton Glarus stellt ernüchtert fest, dass das 2016 in Kraft getretene KVAG und die ent-
sprechende Verordnung die Erwartungen in Bezug auf eine wirksame Aufsichtstätigkeit im
Bereich des KVG und die Gewährleistung der Grundprinzipien der sozialen Krankenversi-
cherung nicht erfüllt haben. Der Kanton Glarus begrüsst zwar die Stossrichtung der hier vor-
geschlagenen Teilrevision der KVAV. Er geht allerdings davon aus, dass eine Änderung auf
der reinen Verordnungsebene nicht ausreichen wird, um das Gleichgewicht zwischen Kosten
und Prämien nachhaltig wiederherzustellen und das Niveau der Reserven zu senken.

Reserven werden gebildet, um Ereignisse, die unerwartet zu höheren Ausgaben führen. fi-
nanziell abfedern zu können. Genau diesen Fall erleben wir zurzeit mit der Covid-19-Pande-
mie. Für solche Fälle sind Reserven gerechtfertigt. Der Kanton Glarus stellt mit grossem Be-
fremden fest, dass die Kosten der Pandemie bis dato vor allem durch die öffentliche Hand
getragen werden und die Krankenversicherer kaum bis wenig Bereitschaft zeigen, ihre Re-
serven für die finanzielle Bewältigung einzusetzen. Falls der Bund die Auffassung der Kran-
kenversicherer teilt, seiner Verantwortung nicht nachkommt und die Reserven selbst in ei-
nem Pandemie-Fall nicht antasten will, dann muss er konsequenterweise dafür sorgen, dass



die Reserven der Versicherer an die Versicherten zurückbezahlt werden. Ansonsten müsste
man von einer absoluten Fehlkonstruktion der Reserve-Idee sprechen.

Handlungsbedarf unbestritten

Im Hintergrund der anhaltend hohen Reserven stehen häufig Fehleinschätzungen der Versi-
cherer zu den erwarteten Leistungen und Erträgen. Die dadurch verhältnismässig zu hohen
Prämien haben direkte Konsequenzen für die Kantonshaushalte und die Steuerzahlenden.
Denn dio resultierenden Einnahmenüberschüsse und der Reserveaufbau der Versicherer
werden durch die kantonalen Beiträge zur individuellen Prämienverbilligung zumindest tem-
porär mitfinanziert. Umso wichtiger ist, dass die Versicherer zu viel eingenommene Prämien
systematisch und regelmässig (bzw. zeitnah) an die Versicherten rückerstatten, und zwar in
jedem Kanton jeweils im Verhältnis zum dort entstandenen Einnahmenüberschuss. Gleich-
zeitig erwarten die Kantone, dass die Versicherer jenen Teil ihrer Reserven, welcher zur län-
gerfristigen Gewährleistung der Deckung der Mindestreserven nicht nötig ist, konsequent ab-
bauen, und zwar primär indem sie die Prämien für das Folgejahr knapp kalkulieren.

Klarsicht statt Blindflug

Die vorgeschlagene Neuregelung setzt zwar gewisse Anreize für einen stärkeren Reserve-
abbau und eine systematische Rückerstattung überschüssiger Prämieneinnahmen, was der
Kanton Glarus voll und ganz unterstützt. Es fehlen jedoch sowohl im Erlassentwurf als auch
im Kommentar klare Zielsetzungen in Bezug auf eine schweizweit anzustrebende durch-
schnittliche Solvenzquote der Versicherer, wodurch es auch nicht möglich sein wird, die Ver-
ordnungsänderung auf ihre Zielerreichung hin zu prüfen und allenfalls weitergehende Korrek-
turmassnahmen auf Verordnungs. oder auf Gesetzesebene daraus abzuleiten. Die Festle-
gung von konkreten Zielen sowie ein Vollzugsmonitoring und eine anschliessende Wirkungs-
analyse wären aus Sicht des Kantons Glarus angebracht.

Anreize genügen nicht
Gerade weil der Abbau der Reserven und der Prämienausgleich weiterhin auf dem Prinzip
der Freiwilligkeit beruht, bezweifelt der Kanton Glarus, dass eine Präzisierung der Verord-
nung und die Erleichterung der Voraussetzungen für die knappe Prämienkalkulation genü-
gen, um die Versicherer zum regelmässigen Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen
bzw. zum konsequenten Abbau von übermässigen Reserven zu bewegen. Die Aufsichtsbe-
hörde macht zwar offenbar bereits heute regelmässig Gebrauch von ihrer gesetzlichen Kom-
petenz, die Genehmigung des Prämientarifs zu verweigern, wenn dieser Prämien vorsieht,
welche unangemessen hoch über den Kosten liegen oder zu übermässigen Reserven führen
(Art. 16 Abs. 4 KVAG). Die Wirkung dieser Massnahme hat sich aber in den genehmigten
Prämien verschiedener Kantone in den letzten Jahren kaum niedergeschlagen. Auch wenn
die Solvenzquoten pro Versicherer über die Jahre eine gewisse Volatilität zeigen, sind die
Reserven im gesamtschweizerischen Durchschnitt immer noch mehr als zweimal so hoch
wie es für eine sichere und langfristige Deckung der Mindesthöhe der Reserven im Sinne
von Artikel 25 Absatz 5 KVAV notwendig wäre. Zusätzlich wurden vom BAG für das Ge-
schäftsjahr 2019 Ausgleichszahlungen in der Höhe von 183 Millionen Franken bewilligt. Der
Aufwärtstrend bei Prämien und Reserven machte sich bereits in früheren Jahren bemerkbar,
weshalb der Kanton Tessin im Januar 2020 drei Standesinitiativen [20.300; 20.301 ; 20.302]
zur Änderung des KVAG im Bundesparlament eingereicht hat. In diesen wird sowohl für den
Abbau der Reserven bis auf den Schwellenwert von 150 Prozent als auch für die Rückerstat-
tung von zu hohen Prämieneinnahmen die Einführung eines obligatorischen Prämienaus-
gleichs gefordert. Zudem sollen die Kantone mehr Mitspracherecht bei den vorgesehenen
Prämientarifen erhalten. Weitere Standesinitiativen mit gleichem Wortlaut folgten dieses Jahr
aus den Kantonen Genf, Waadt und Freiburg. In der Schlussfolgerung fordert der Kanton
Glarus auch Anpassungen auf Gesetzesstufe.
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Knappe Kalkulation anspruchsvoll und zu wenig verbindIIch

Es ist auch fraglich, bei wie vielen Versicherern die knappe Kalkulation der Prämien spontan
gelingen wird. Der Abbauplan muss dies zwar gemäss nArtikel 26 Absatz 3 KVAV zwingend
vorsehen. In nAbsatz 4 wird jedoch eingeräumt, dass die knappe Kalkulation möglicherweise
nicht immer zum gewünschten Resultat führt, d. h. auch der neue Prämientarif nicht geneh-
migungsfähig ist. Eine Kann.Regelung für solche Fälle, wie es im zweiten Teilsatz von nAb-
satz 4 vorgesehen ist, geht aus Sicht des Kantons Glarus zu wenig weit. Ohnehin muss die
Aufsichtsbehörde auf der Grundlage des Artikel 16 Absatz 5 KVAG Massnahmen verfügen,
wenn sie den Prämientarif nicht genehmigt. Da eines der Mittel zum Reserveabbau die Aus-
richtung eines Ausgleichsbetrages ist, wie dies vom Gesetzgeber bei der Einführung des
KVAG explizit als Korrekturmechanismus bei überhöhten Reserven vorgesehen wurde,
könnte das Bundesamt für Gesundheit mithin eine solche Massnahme im genannten Fall
auch zwingend gegenüber dem jeweiligen Versicherer anordnen (vgl. Botschaft 12.027 vom
15.2.2012, S. 1951 und 1966f.).

Die knappe Berechnung der Prämien stellt höhere Anforderungen nicht nur an die Versiche-
rer, sondern auch an die Aufsichtsbehörde. Es handelt sich dabei um ein ungenaues Kon-
zept ohne «Wirkungsgarantie», d. h. es wird erst im Nachhinein klar, ob die Prämien gegen-
über den Kosten tatsächlich knapp kalkuliert waren. Die Ermittlung des «knapp kostende-
ckenden» Tarifs basiert auf hochgerechneten bzw. prognostizierten und somit diskutablen
Daten. Ob die an sich wünschenswerte knappe Kalkulation bei der Prämiengenehmigung
konsequent durchführbar ist, erscheint deshalb zweifelhaft und lässt die Zielerreichung noch
fraglicher werden.

Neue Definition schränkt Potenzial für Prämienausgleich ein
Schliesslich wird der Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen durch die Einführung einer
neuen Definition in nArtikel 30a KVAV nicht erleichtert, sondern eher noch erschwert, weil
damit die Interpretationsfreiheit der Versicherer in Bezug auf die Frage, wann die Prämien-
einnahmen deutlich über die kumulierten Kosten liegen, eingeschränkt wird. Wenn eine Prä-
zisierung überhaupt nötig ist, so sollten die Versicherer das Verhältnis von Kosten und Prä-
mieneinnahmen über mehrere Jahre analysieren.

Fazit und Erwartungen des Kantons Glarus an die Vorlage

Zusammenfassend ist die Verordnungsänderung im vorgeschlagenen Sinn aus Sicht des
Kantons Glarus unterstützenswert. Allerdings kann die Änderung auch bei einer lückenlosen
Umsetzung nicht garantieren, dass die Versicherer übermässige Reserven innert nützlicher
Frist abbauen bzw. zu viel eingenommene Prämien konsequent an die Versicherten zurück-
erstatten werden. Daher fordert der Kanton Glarus:
- ergänzend zur aktuellen Vorlage eine Präzisierung des Begriffs «übermässige Reser-

ven» in Artikel 25 Absatz 5 KVAV, d. h. Einführung einer Obergrenze von 150 Prozent
der gesetzlich erforderlichen Mindesthöhe (wie sie auch in der Standesinitiative 20.301
<Für gerechte und angemessene Reserven» gefordert wird);
eine Anpassung von Artikel 31 KVAV zur Beurteilung der wirtschaftlichen Situation des
Versicherers (Senkung des Schwellenwertes von 150 % auf 100 %);
klare Zielformulierung für den Abbau übermässiger Reserven im Kommentar zum Adi-
kel 25 Absatz 5 KVAV;

- Vollzugsmonitoring des Verhaltens der Versicherer betreffend die knappe Kalkulation der
Prämien und weiteren Massnahmen zum Reserveabbau sowie den Ausgleich von zu ho-
hen Prämieneinnahmen;
umfassende Wirkungsanalyse unter der Leitfrage der Zielerreichung spätestens vier
Jahre nach dem Inkrafttreten der Vorlage - dies ist in den Übergangsbestimmungen zur
KVAV festzuhalten:
eine Revision der Rechtsgrundlagen auch auf Gesetzesstufe;
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die Sicherstellung durch den Bund oder die Aufsichtsbehörde (BAG), dass die Reserven
der Versicherer zur finanziellen Bewältigung der Covid-1 9-Pandemie eingesetzt werden
oder konsequenterweise an die Versicherten in den Folgejahren durch Prämienreduktion
zurückgezahlt werden.

2. Bemerkungen und Anträge zu einzelnen Bestimmungen der KVAV

Artikel 25; Höhe der Prämien

Der Kanton Glarus verlangt - über die aktuell vorgesehene Neuregelung hinaus - eine präzi-
sere Definition der <übermässigen Reserven» in der KVAV mit der Einführung einer Ober-
grenze, welche auch als Zielformulierung in die vorgeschlagene Verordnungsänderung ein-
fliesst und somit die Prüfung der Zielerreichung ermöglicht.

Aus Sicht des Kantons Glarus wäre es wünschenswert, wenn die Reserven der einzelnen
Versicherer spätestens vier Jahre nach Inkrafttreten der Verordnungsänderung nur noch
150 Prozent der gesetzlich erforderlichen Mindesthöhe entsprechen würden. Wir schlagen
vor, dieses konkrete und messbare Ziel im Kommentar zu Artikel 25 Absatz 5 KVAV festzu-
halten

Antrag zu Artikel 25 Absatz 5 KVAV
5 Reserven sind übermässig im Sinne von Artikel 16 Absatz 4 Buchstabe d KVAG, wenn dia
90 }seHenlane’\

b6bOhëFdbau+donG&ä 0

b8atz 3 wenn sie 150 Prozent der Mindest8

1 KVAV überschreitehöhe der Reserve, 'z 2 KV4iemäss Artikel 14 A Ind Artl

Artikel 26; Freiwilliger Abbau von Reserven
Artikel 26 Absatz 3: Versicherte, die mit ihren Prämien zu einem Reserveaufbau beigetragen
haben, sollen vom Abbau profitieren. Entsprechend kann das Verhältnis zwischen Prämien
und erwarteten Kosten nicht im gesamten Tätigkeitsgebiet gleich sein. Das Verhältnis sollte
sich auf den einzelnen Kanton beziehen.

Artikel 26 Absatz 4. Der erste Satz ist nicht präzise formuliert. Artikel 16 Absatz 4 KVAG wird
dann nicht eingehalten, wenn die Aufsichtsbehörde den Prämientarif auch bei Nichterfüllung
der Kriterien a bis d genehmigt. Aus dem Kommentar geht hingegen klar hervor, dass Arti-
kel 26 Absatz 4 E-KVAV dem Versicherer vielmehr ermöglichen soll, eine Ausgleichsbetrag
zu leisten, wenn er nach einer knappen Kalkulation seiner Prämien für das Folgejahr Prämi-
entarife vorschlägt, welche die Bedingungen von Artikel 16 Absatz 4 KVAG (insbesondere
Bst. c und d) nicht erfüllen.

Der Kanton Glarus ist jedoch für eine Verschärfung der hier vorgeschlagenen Kann-Rege-
lung. Artikel 16 Absatz 5 KVAG sieht vor, dass bei Nichtgenehmigung des Prämientarifs die
Aufsichtsbehörde die zu ergreifenden Massnahmen verfügt. Gemäss Botschaft 12.027 vom
15. Februar 2012 zum KVAG (S. 1966f.) fällt hier insbesondere eine Vorgabe in Bezug auf
die Reserven in Betracht. Die KVAV-Revision bietet nun die Gelegenheit, das WeËsungsrecht
in dieser Hinsicht zu präzisieren.

Es ist für die Kantone von zentraler Bedeutung, dass der Reserveabbau nicht zulasten jener
Kantone erfolgt, die in den letzten Jahren überproportional zu deren Aufbau beigetragen ha-
ben. Der zweite Satz von Artikel 26 Absatz 4 E-KVAV ist entsprechend anzupassen.
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Anträge zu Artikel 26 E-KVAV
3 Der Abbauplan muss vorsehen, dass der Versicherer die Prämien knapp kalkuliert; dabei

g06amton örtlichon Tätig-muss das Verhältnis zwischen Prämien und erwarteten 6

koit8gobie+4 ws je Kanton einheitlich sein,
4Kam ltzung der in AbI \ind trotz otterPe

Ikulation der Prämien die Voraussetzungen des Artikel 16 Absatz 4 KVAG nicht oingohat"
ton worden erfüllt, kann die Aufsichtsbehörde verfügen, dass der Versicherer seinen Versi

Der für den Abbau der Reserven festcherten einen Ausgleichsbeitrag au8riohten
IGh}üssebay{gelegte Betrag wird pR

oror8 nach den kumulierten Über-die Vor8ichal ion Täti.
L 9 8

n der letzten drei Geschäftsiahre ie Kanton auf die Versicherten verteilt

Artikel 30a; Deutlich höhere Prämleneinnahmen

Absatz 1 : Anstelle der einschränkenden Definition des Begriffs «deutlich höhere Prämienein-
nahmen» schlagen wir vor, dass die Versicherer das Verhältnis von Kosten zu Prämienein-
nahmen – ergänzend zur Jahresbetrachtung nach Artikel 30 KVAV - auch im Mehrjahresver-
gleich analysieren. Nur so kann einer wiederkehrenden, zu vorsichtigen Budgetierung entge-
gengewirkt werden, und zwar auch dann, wenn der Unterschied zwischen dem erwarteten
und dem effektiven Verhältnis noch innerhalb der Standardabweichung liegt. Dies ist gerade
für bevölkerungsreiche Kantone wichtig, da die Versicherer dort vielfach keine Risiken einge-
hen möchten, was zu hohen Prämien führen kann.

Absatz 2. Aufgrund der vorgeschlagenen Änderung in Absatz 1 erübrigt sich die Berech-
nungsformel für die Standardabweichung.

Anträge zu Artikel 30a E-KVAV
1 Die Prämieneinnahmen liegen deutlich über den kumulierten Kosten, wenn für einen Vers
cherer in einem Kanton deFent$rs6h+od Q8tenzu

ËmioRoinnahrner+diePrämienoinnah!
bwe}Gh Iitot in den vergangenen drei Geschäl iahren die kumulierten

Kosten in iedem Jahr tieft Is die Pr%e
7 Hohen]

Artikel 30b; Für den Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen massgebender Versi-
chertenbestand

Dieser Artikel verstösst gegen das in der Bundesverfassung verankerte Gebot der Gleichbe-
handlung. Kleine Kantone und deren Versicherten würden bei konsequenter Handhabung
dieses Artikels durch die Krankenversicherer von Prämienrückerstattungen de facto ausge-
schlossen. Bei einer Bevölkerung von 40'000 Einwohnerinnen und Einwohnern wie im Kan-
ton Glarus wird diese Grenze von 300 Versicherten bei verschiedenen Krankenkassen unter-
schritten. Konkret wiesen im Jahr 2019 gemäss den Angaben des BAG 21 Versicherer mit
insgesamt 1885 Versicherten einen Bestand von weniger als 300 Versicherten aus (Total: 39
Versicherer mit einem Bestand von 4(Y956 Versicherten). Diese rund 5 Prozent der Glar-
nerinnen und Glarnern hätten somit kein Anrecht auf eine Rückerstattung, obwohl sie mit
grosser Wahrscheinlichkeit genauso zur Äufnung der Reserven beigetragen haben wie die
übrigen Versicherten, die eine Rückerstattung erhalten. Man schafft zwei Arten von Versi-
chertenkategorien. Die Begründung («Zufallsschwankungen») ist nicht stichhaltig, da solche
eintreten können oder nicht. Versicherungen basieren auf dem Gesetz der grossen Zahl, sol-
che Abstufungen respektive Differenzierungen sind systemfremd.

Im Übrigen machen die Ausführungen in den Materialien einmal mehr klar, dass es keine
kantonalen Reserven bei den Versicherern geben kann. Wenn der Versicherer die kantona-
len Kosten nicht berücksichtigen muss, kann er auch keine Reserven berechnen.
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Antrag zu Artikel 30b E-KVAV
[streichen.

Artikel 31 ; Beurteilung der wIrtschaftlichen SItuation des Versicherers
Zur Sicherstellung der Kohärenz mit Artikel 26 Absatz 1 E-KVAV muss auch der Schwellen-
wert der Reserven, anhand dessen sich die wirtschaftliche Situation des Versicherers als gut
beurteilen lässt, von 150 Prozent auf 100 Prozent gesenkt werden.

Antrag zu Artikel 31 KVAV
Der Versicherer ist in einer wirtschaftlichen Situation, die den Ausgleich von zu hohen Prä-
mieneinnahmen ermöglicht, wenn er nach dem Ausgleich über Reserven von mehr als 468
f 00 Prozent der Mindesthöhe nach Artikel 1 1 Absatz 1 verfügt.

Kapitel 9: Schlussbestimmungen
Kapitel 9 «Schlussbestimmungen» ist mit einer Übergangsbestimmung betreffend die Wir-
kungsanalyse zur Verordnungsänderung zu ergänzen.

Antrag zu Kapitel 9 Schlussbestimmungen
(neu) Überaanasbestimmungen zur Änderun\'ikel Qrri

bT=Bl#IYHBTmITIBITS ind Kantonen sowie Vel 'tern der1 täiIÄT#daRM ,\me
W/ssen über deren Umseteine Ater Jahre nach Inkrafttreten dieser Anderul

1hr Mzunq

Genehmigen Sie, hochgeachteter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, den
Ausdruck unserer vorzüglichen Hochachtung. i

Freundliche Grüsse

Für den Regierungsrat

H JFIgö% bürst
Ratsschreiber

E-Mail an (PDF- und Word-Version):
aufsicht-krankenversicherung@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch



Die Regierung
des Kantons Graubünden

La Regenza
daI chantun Grischun

II Governo
deI Cantone dei Grigioni

W Sitzung vom Mitgeteilt den Protokoll Nr.

1001/20201. Dezember 2020 2. Dezember 2020

Per E-Mail zustellen an: -aufsicht-krankenversicherung@bag.admin.ch

qever@bag.admin .ch

Vernehmlassung zur Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung
betreffend freiwilligen Abbau von Reserven und Ausgleich von zu hohen Prä-
mieneinnahmen

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 18. September 2020 haben Sie uns den Entwurf der Verordnung

betreffend die Aufsicht über die soziale Krankenversicherung (Krankenversiche-

rungsverordnung, KVAV) zur Vernehmlassung unterbreitet. Für die Möglichkeit zur

Stellungnahme bedanken wir uns.

Nach Durchsicht der Unterlagen verzichten wir auf eine eigene Stellungnahme und

verweisen auf die Stellungnahme der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirekto-

rinnen und -direktoren (GDK) vom 26. November 2020.

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme.

Namens der Regierung
Der Präsident: Der Kanzleidirektor:

'Aq
Dr. Chr. Rathgeb Daniel Spadin
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Consultation relative ä la modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-
maladie. Rëduction volontaire des rëserve$ et compensation des primes encaissëes en trop

Monsieur le Conseiller fëdëral,
Madame, Monsieur,

Le courrier du Dëpartement fëdëral de l’intërieur DFI du 18 septembre 2020 relatif ä I'objet citë sous
rubrique nous est parvenu. Nous vous remercions de nous avoir consultës.

Vous trouverez, en annexe et s91on votre demande, une version Word en plus d’une version PDF
de notre prise de position.

Nous osons espërer avoir ainsi rëpondu ä votre demande et nous restons nëanmoins ä votre
disposition pour tout complëment d'information.

Nous vous prions de croire, Monsieur le Conseiller fëdëral, Madame, Monsieur, ä I'expression de
notre parfaite considëration.

AU NOM DU GOI

RËPU:Eu:@8

!WT DE LA
IURA@!

ä
Marti;1 Courte'

tëäPrësident
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Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie (OSAMaI ; RS 832.121 )
Procëdure de consultation

Prise de position de

Nom / entreprise / organisation : Rëpublique et Canton du Jura / Service de la santë publique

Abrëviation de l’entreprise / organisation : RCJU / SSA

Adresse : Faubourg des Capucins 20, 2800 Delëmont

Personne de rëfërence : Mauro Mayer, Collaborateur scientifique

Tëlëphone : 032 420 51 26

Courriel : mauro.mayer@jura.ch

Date : 8 dëcembre 2020

Remarques importantes
1. Veuillez n'effectuer aucun changement dans Ie format du formulaire et ne remplir que les champs gris

4

Nous vous remercions de votre oarticination

3 Utilisez une ligne par article, alinëa et lettre ou par chapitre du rapport explicatif.

Veuillez envoyer votre prise de position au format Word avant le 18 dëcembre 2020 aux adresses suivantes :
aufsicht-krankerIversicherunq@baq.admin.ch ; qever©}baq.admin.ch
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Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie (OSAMaI ; RS 832.121 )
Procëdure de consultation

Remarques gënërales
Nom/entreprise l Commentaires/remarques

Le Gouvernement de la Rëpublique et Canton du Jura vous remercie de la possibilitë qui lui est offerte de prendre position sur la modification de
I'OSAMaI concernant la rëduction volontaire des rëserves et la compensation des primes encaissëes en trop,

Le Gouvernement de la Rëpublique et Canton du Jura souscrit ä la nëcessitë d’une rëvision partielle de l’OSAMal. Cependant, du fait que les
modifications de la rëduction des rëserves et de la compensation des primes proposëes demeurent sur base volontaire, iI n’est pas ä exclure,
sans un monitorage adëquat, un ultërieur accroissement des rëserves des assureurs par des primes trop ëlevëes. Pour rappel, les primes trop
ëlevëes impactent dëjä, d’une part sur la part du revenu rëservë ä l’assurance-maladie par les mënages cantonaux et, d'autre part, sur les
contributions cantonales ä la rëduction individuelle des primes. Ces contributions sont par ailleurs financëes par les contribuables. II serait alors
plus pertinent que la rëduction de rëserves soit rendue obligatoire selon les critëres ëtablis.

En outre, iI est ä noter que les cantons n'auront toujours pas la garantie d’avoir la possibilitë de donner leurs avis aux assureurs et ä I'autoritë de
surveillance sur l’ëvaluation des coüts pour leur territoire du fait que cet avis est soumis ä condition (art. 16 al. 6 LSAMaI)

Ainsi, suite ä la rëvision proposëe, iI n’est guëre attendu une rëduction des rëserves, du moins pas dans la mesure que le lëgislateur le
souhaiterait.

En rësumë, le Gouvernement de la Rëpublique et Canton du Jura estime que la modification de I'ordonnance dans le sens proposë mërite d'ëtre
soutenue sous rëserve des demandes suivantes afin de permettre sa mise en euvre et l’atteinte de l’objectif de rëduction des rëserves
excessives et le remboursement des primes payëes en trop par les assurës

Le Gouvernement de la Rëpublique et Canton du Jura demande :

• en complëment au projet actuel, dans I'art. 16, al.6, OSAMaI, que la possibilitë de donner l’avis rëservë aux cantons ne soit pas soumise ä
conditions. Cela demeure essentiel dans le processus d’approbation des tarifs par I'autoritë de surveillance, pour que les tarifs puissent ä la fois
ëtre fixës au plus juste en prenant ëgalement en compte les rëserves disponibles de l’assureur ainsi que des ëventuels plans de rëduction des

• en complëment au projet actuel, d’inclure dans l’art. 25, al. 5, OSAMaI une limite supërieure prëcisant la dëfinition de rëserves excessives afin
de permettre la vërification de la rëalisation des objectifs de rëduction des rëserves (repris entiërement de la prise de position de la CDS) ;
• une obligation de rëduction des rëserves excessives ä 1’art. 26, al.1, OSAMaI pour autant que celles-ci estimëes au sens de 1’art. 12, al. 3
disponibles ä la fin de l’annëe civile suivante restent supërieures ä 100 % du niveau minimal visë ä 1’art. 11, al. 1 ;
• l’adaptation de 1’art. 31 OSAMaI sur l’ëvaluation de la situation ëconomique de I'assureur, soit I'abaissement de la valeur-seuil de 150 % ä 100
% (repris entiërement de la prise de position de la CDS),

rëserves
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Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie (OSAMaI ; RS 832.121 )
Procëdure de consultation

Si vous souhaitez supprimer certains tableaux du formulaire ou y ajouter de nouvelles lignes, cliquez, dans I'onglet « Rëvision », sur « Restreindre Ia modification », puis < Dësactiver Ia protection » pour
pouvoir modifier Ie document (cf, instructions en annexe).

Le Gouvernement de la Rëpublique et Canton du Jura soutient les commentaires aux modifications du texte de loi qui vous sont transmis au
moyen de ce tableau ainsi que par voie subordonnëe Ia position de la Confërence suisse des directeurs de la santë (CDS) du 26 novembre 2020



Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie (OSAMaI ; RS 832.121 )
Procëdure de consultation

Remarques concernant le projet de modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie
(OSAMaI)
Nom/entreprise
RCJ U

Art.

26

Al.

1

Let. Commentaires/remarques
Rëduction volontaire des rëserves

Modification proposëe (texte proposë)
Rëduction des rëserves

Malgrë I'entrëe en vigueur de la LSAMaI en 2016 le
dësëquilibre entre les coüts et les primes pergus par les
assureurs s'est traduit par un incrëment des rëserves des
assureurs qui ont atteint au niveau national deux fois Ie niveau
minimal de 100%. L'attente est de rëduire ä moyen terme les
rëserves soit sur une base volontaire et/ou par les dëcisions de
I'autoritë de surveillance qui a ëtë dësavouëe.

L’assureur est tenu ä rëduire les rëserves pour
autant que celles-ci estimëes au sens de 1’art. 12,
al. 3 disponibles ä la fin de I'annëe civile suivante
restent supërieures ä 100 % du niveau minimal
visë ä 1’art. 11, al. 1

Partant de ce constat, une obligation de rëduire des rëserves
en excës pourra permettre de rëellement limiter Ie niveau des
rëserves des assureurs visë ä 1’art. 11, al.1 de I'OSAMaI

RCJU 26 l 2 Cette rëduction de rëserves peut se dërouler sur une ou
plusieurs annëes. L’assureur ëtablit un plan ä cet effet.
L’autoritë de surveillance vërifie chaque annëe que les
conditions pour rëduire les rëserves sont rëunies.

La rëduction se dëroule sur une ou plusieurs
annëes. L’assureur ëtablit un plan ä cet effet,
L'autoritë de surveillance vërifie chaque annëe
que les conditions prëcisëes ä 1’al.1 pour
rëduire les rëserves sont rëunies.

RCJU
26 l 3 Les rëserves par assureur peuvent varier par canton

(diffërences de coüts et des primes fixëes au plus juste). Ainsi
Ie champ d’application de chaque plan de rëduction des primes
doit ëtre limitë au niveau de chaque canton d'activitë de
l’assureur. Cela permettra, notamment, de faire correspondre
aux assurës une rëduction dans leur prime selon les coüts
rëellement supportës,

Le plan de rëduction doit prëvoir que I'assureur
fixe les primes au plus juste; le rapport entre les
primes et les coüts attendus doit ëtre uniforme
par canton et dans chaque canton d’activitë de
l’assureur.
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Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie (OSAMaI ; RS 832.121 )
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RCJU 26 F 4 En cas de non-respect dans la mise en @uvre des mesures
prëvues ä I'al.3, iI convient de prëciser que l’autoritë de
suIveillance peut ordonner comme mesure une compensation
en faveur des assurës traduite par une rëduction de prime.

Lorsque la mise en @uvre de la mesure prëvue ä
1’al. 3 ne permet pas de respecter I'art. 16, al. 4 c
et 4d de la LSAMaI, l’autoritë de suIveillance
peut ordonner ä l’assureur de verser, par
canton, une compensation aux assurës dans
chaque canton d’activitë de l’assureur. Son
montant doit ëtre rëparti entre les assurës du
mëme assureur selon les excëdents de
rëserves cumulës

RCJU 26 l 5 Dans cet alinëa iI convient de prëciser Ia prime cantonale. L’assureur porte le montant de la compensation
en dëduction de la prime cantonale approuvëe
par I'autoritë de surveillance et l’indique
sëparëment sur la facture de la prime cantonale.

E
du renvoi
introuvable.RCJU

1 Le Canton du Jura adhëre ä la proposition de la CDS de la
dëfinition de primes nettement plus ëlevës. La dëfinition de
primes encaissëes nettement plus ëlevëes doit intëgrer la
notion de prime cantonale par assureur ainsi que des coüts
cumulës par rapport aux primes encaissës.

Les primes encaissëes sont nettement plus
ëlevëes si pour un assureur dans un canton
les coöts cumulës ëtaient infërieurs aux
primes encaissëes dans chacun des trois
derniers exercices.

RCJU 30a l 2 Avec la modification apportëe ä 1’al.1, 1’al.2 n’est plus
nëcessa ire .

biffer

Si vous souhaitez supprimer certains tableaux du formulaire ou y ajouter de nouvelles lignes, cliquez, dans l’onglet < Rëvision >, sur < Restreindre Ia modification >, puis < Dësactiver Ia protection > pour
pouvoir modifier Ie document (cf. instructions en annexe).



Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie (OSAMaI ; RS 832.121 )
Procëdure de consultation

Autres propositions
Nom/entreprise l Art.
r
du renvoi
introuvable.RCJU

Commentaires/remarques Modification proposëe (texte proposë)

L'avis des cantons non soumis ä conditions demeure essentiel dans
Ie processus d'approbation des tarifs par I'autoritë de surveillance,
pour que les tarifs puissent ä la fois ëtre fixës au plus juste prenant
ëgalement en compte les rëserves disponibles de l’assureur ainsi que
des ëventuels plans de rëduction des rëserves.

Avant Aprës la soumission des tarifs ä 1’approbation
des tarifs par l’autoritë de surveillance, les cantons
peuvent donner leur avis aux assureurs et ä I'autoritë de
surveillance sur I'ëvaluation des coüts pour leur territoire,

procëdure d’approbation. Les cantons peuvent obtenir
les informations nëcessaires auprës des assureurs et de
l’autoritë de surveillance. Ces informations ne peuvent
ëtre rendues publiques ni transmises ä des tiers.

RCJ U
25

al.5
Le Canton du Jura reprend entiërement Ia prise de position de la CDS
quant ä la nëcessitë de prëciser la dëfinition de rëserves excessives
incluant une limite supërieure qui permettrait la vërification de la
rëalisation des objectifs de rëduction des rëserves.

Les rëserves sont excessives au sens de 1’art. 16, al. 4,
let. d, lor$que la couverture du niveau minimal de6
rëserve$ de llassureur 8erait garantie a long terme aveG
un niveau infërieur de rë$erve s. Pour en juger, l’autoritë
de surveillanGe se fonde sur Ie plan d’exploitation et sur
les indiGations vi8ëe$ a llart. 12, al. 3 . si elles excëdent
150 % du montant minimal des rëserves au sens de
1’art. 14, al. 2, LSAMaI et de 1’art. II OSAMaI.

r
du renvoi
introuvable.RCJU

II convient par cohërence avec I'art. 26 al.1 d’abaisser la valeur seuil
des rëserves de 150 ä 100%.

L’assureur se trouve dans une situation ëconomique qui
permet une compensation des primes encaissëes en
trop si, aprës l’avoir effectuëe, iI dispose de rëserves
supërieures ä 460 100 % du niveau minimal visë ä 1’art.
11 al 1

7
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Gesundheit& und Sozialdepnrtement
Bahnhofstrasse 15
6002 Luzern
Telefon 041 228 60 84
gesundhdt.soziales@lu.ch
ww.lu.ch

Per E.Mail an BAG

aufsicht-krankenversicherung@bag .admin.ch
gever@bag.admin.ch

Luzern, 16. Dezember 2020

Änderung der Krankenversieherungsauf$1ehtsverordnung (KVAV)
Stellungnahm© Kanton Luzern

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 18. September 2020 haben Sie uns eingeladen. bis am 18. Dezember
2020 in obgenannter Angelegenheit Stellung zu nehmen. Gerne nehmen wir diese Gelegen-
heit wahr.

Allgemeine Bemerkungen

Die Anhäufung von übermässigen Reserven ist nicht im Sinn der sozialen Krankenversiche-
rung. Dennoch verharren die Reserven der meisten Krankenversicherer seit einigen Jahren
auf einem sehr hohen Niveau. Mit 202 % ist die durchschnittliche Solvenzquote mit dem Vor-
jahreswert vergleichbar. Zwischen 2016 und 2019 flossen insgesamt 4 Milliarden Franken in
die Reserven. Mit anderen Worten bezahlten die Versicherten in vielen Kantonen zu hohe
Prämien

Die zu hohen Prämien haben aber auch direkte Konsequenzen für die Kantonshaushatte und
die Steuerzahlenden. Denn der Reserveaufbau wird durch die kantonalen Beiträge zur indi-
viduellen PrämierIverbilligung mitfinanziert.

Umso wichüger ist es, dass die Versicherer zu viel eingenommene Prämien systematisch
und regelmässig an die Versicherten rückerstatten und jenen Teil ihrer Reserven, welcher zur
längerfristigen Gewährleistung der Deckung der Mindestreserven nicht nötig ist, konsequent
abbauen, indem sie z.B. die Prämi8n für das Folgejahr eher knapp kalkulieren.

Zum Entwurf

Wir begrüssen, dass gewisse Anreize für einen stärkeren Reserveabbau und eine systemati-
sche Rückerstattung überschüssiger Prämieneinnahmen vorgesehen sind. Allerdings fehlen
klare Zielsetzungen in Bezug auf eine schweizweit anzustrebende durchschnittliche Solvenz-
quote. Damit wird es auch nicht möglich sein, die Zielerreichung zu überprüfen und allenfalls
weitergehende Korrekturmassnahmen abzuleiten. Wir fordern deshalb die Festlegung von
konkreten Zielen und ein Vollzugsmonitoring mit einer Wirkungsanalyse.
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Die Vergangenheit zeigt deutlich, dass Freiwilligkeit nicht genügt, um die Versicherer zum
regelmässigen Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen bzw. zum konsequenten Abbau
von übermässigen Reserven zu bewegen. Der Aufwärtstrend bei Prämien und Reserven
machte sich bereits in früheren Jahren bemerkbar. weshalb der Kanton Tessin im Januar
2020 drei Standesinitiativen zur Änderung des KVAG im Bundesparlarnent eingereicht hat. In
diesen wird sowohl für den Abbau der Reserven bis auf den Schwellenwert von 150 % als
auch für die Rückerstattung von zu hohen Prämieneinnahmen die Einführung eines obligato-
rischen Prämienausgleichs gefordert. Zudem sollen die Kantone mehr Mitspracherecht bei
den vorgesehenen Prämientarifen erhalten. Weitere Standesinitiaüven mit gleichem Wortlaut
folgten dieses Jahr aus den Kantonen Genf, Waadt und Freiburg. Wir unterstützen die Stoss-
richtung dieser Standesinitiativen und fordern entsprechende Anpassungen auf Gesetzesstu-
fe

Anträge

Die Stossrichtung der vorgeschlagenen Änderungen ist unterstützenswert. Allerdings garan-
tieren die Änderungen nicht, dass die Versicherer übermässige Reserven inneR nützlicher
Frist abbauen und zu viel eingenomrnene Prämien zurück8rstatten werden. Wir fordern da-
her

eine Präzisierung des Begriffs «übermässige Reserven> in Art. 25 Abs. 5 KVAV, bzw. die
Einführung einer Obergrenze von 150 % der gesetzlich erforderlichen Mindesthe}he;
eine Anpassung von Art. 31 KVAV zur Beurteilung der wirtschaftlichen Situation des Ver-
sicherers (Senkung des Schwellenwertes von 150 % auf 100 %);
eine klare Zielformulierung für den Abbau übermässiger Reserven;
ein Vollzugsmonitoring und eine umfassende Wirkungsanalyse;
eine Revision der Rechtsgrundlagen auch auf Gesetzesstufe.

Demnach beantragen wir folgende konkreten Änderungen:

Art. 25 Abs. 5 KVAV
Reserven sind übermässig im Sinne von Artikel 16 Absatz 4 Buchstabe d 1<VAG, wenn4ie

OGhäftsplan und dio Angaben nach Artikol 12 Ab6ütz 3 wenn sie f 50 % der Mindesthöhe der
Reserven ge-mäss Art. 14 Abs. 2 KVAG und Art. 11 KVAV überschreiten.

Art. 26 E-KVAV
3 Der Abbauplan muss vorsehen, dass der Versicherer die Prämien knapp kalkuliert; dabei
muss das Verhältnis zwischen Prämien und erwarteten Kosten im ge8amt8n örtlichen Tätig
kOitGgObiOt dOG VOIGichorors fe Kanton einheitlich sein.
4 Kann mit der Umcotilung dar in Ab6atz 3 yorgesohenen Maoonahme Sind trotz knapper
Kalkulation der Prämien die Voraussetzungen des Art. 16 Abs, 4 KVAG nicht eingehalten
werden erfüllt, kann die Aufsichtsbehörde verfügen. dass der Versicherer seinen Versicher-
ten einen Ausgleichsbeitrag au6richton ausrichtet. Der für den Abbau der Reserven festge

Vor6icherten im örtlichen Tätigkeitsbereich deo
schüssen der letzten drei GeschäRsjahre je Kanton auf die Versicherten .verteilt.

Art. 30a E-KVAV
1 Die Prämieneinnahmen liegen deutlich über den kumulieden Kosten. wenn für einen Versi-
cherer @ einem Kanton dDr UnterBGhi8d zwischen dem BIwarteton VerhältniE; von Kosten zu

Stündardabwoichung übonchroitet in den verqanqenen drei Geschäftsjahren die kumulierten
Kosten in jedem Jahr tiefer als die Prämieneinnahmen waren.
2 streichen
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Art. 30b E-KVAV
streichen

Art. 31 KVAV
Der Versicherer ist in einer wirtschaftlichen Situation, die den Ausgleich von zu hohen Prä-
mieneinnahmen ermöglicht, wenn er nach dem Ausgleich über Reserven von mehr als 469
100 Prozent der Mindesthöhe nach Artikel 11 Absatz 1 verfügt.

Schlussbestimmungen
Art. 73a (neu) Übergangsbestimmungen zur Änderung vom ...
Das BAG führt in Zusammenarbeit mit den Versicherern und Kantonen sowie Vertretern der
Wissenschaft vier Jahre nach Inkrafttreten dieser Änderung eine Analyse über deren Umset-
zunq und die Zielerreichunq durch.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen.

4)' ’':
Freu

+

Guido l3raf
;rat
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LE CONSEIL D’ËTAT

DË LA R€PUBLIQUE rr
CANTON DE NEUCHÄTEL

Envoi par courrier ëlectronique
(word et pdf)
aufsicht-krankenversichererung@bag.admin.ch
flever@bag.admin .ch

Dëpartement fëdëral de l’intërieur (DFI)
Inselgasse 1
3003 Berne

Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie (OSAMaI)
Procëdure de consultation

Monsieur le conseiller fëdëral,

Votre correspondance du 18 septerrlbre 2020, relative ä la procëdure de consultation
susmentionnëe, nous est bien parvenue et a retenu notre meilleure attention.

Nous vous communiquons que le gouvernement neuchätelois soutient ce projet de
modification de l’OSAMal. Nëanmoins, nous regrettons le caractëre non coercitif envers les
assureurs concernant les deux mesures proposëes (ëquilibre des coüts et des primes ä
postëriori et la dissolution des rëserves excëdentaires). Nous estimons que celles-ci ne
devraient pas reposer uniquement sur une base volontaire des assureurs. De plus, nous
regrettons ëgalement qu’iI ne seit pas abordë dans ce projet le problëme du remboursement
des primes pour les assurës au bënëfice de subsides d’assurance-maladie.

En vous remerciant de nous avoir donnë la possibititë de prendre position, nous vous prions
d’agrëer, Monsieur le conseiller fëdëral, I'expression de notre haute considëration.

Neuchätel, le 9 dëcembre 2020

Au nom du Conseil d'Ëtat :

La prësidente,
M. MAIRE-HEFTI

1=L t“-t&
La chanceliëre
S. DESPLAND



Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie (OSAMaI ; RS 832.121 )
Procëdure de consultation

Prise de position de

Nom / entreprise / organisation

Abrëviation de l’entreprise / organisation : OCAM

: Office cantonal de l’assurance-maladie

Adresse Espace de 1’Europe 2, 2000 Neuchätel

Manuel BarbazPersonne de rëfërence

Tëlëphone

Courriel

: 032 889 85 65

manuel.barbaz@ne.ch

Date : 16.11.2020

3 Utilisez une ligne par article, alinëa et lettre ou par chapitre du rapport explicatif.

Veuillez envoyer votre prise de position au format Word avant Ie 18 dëcembre 2020 aux adresses suivantes :
aufsicht-krankenversicherung@bag.admin.ch ; gever@bag.admin.ch
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Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie (OSAMaI ; RS 832.121 )
Procëdure de consultation

Remarques gënërales
Nom/entreprise Commentaires/remarques

Erreur ! Source 1 La rëpublique et canton de Neuchätel est favorable aux modifications lëgales proposëes. Nous regrettons toutefois le cafactëre non
du renvoi l contraignant envers les assureurs des deux mesures proposëes (ëquilibre des coüts et des primes ä postëriori et la dissolution des rëserves
introuvable.OCAM F excëdentaires). Nous estimons que ces deux mesures ne devraient pas reposer uniquement sur une base volontaire des assureurs. De plus,

nous regrettons ëgalement qu'il ne soit pas abordë le problëme du remboursement des primes pour les assurës au bënëfice de subsides.

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

3



Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie (OSAMaI ; RS 832.121 )
Procëdure de consultation

Si vous souhaitez supprimer certains tableaux du formulaire ou y ajouter de nouvelles lignes, cliquez, dans l’onglet < Rëvision >, sur < Restreindre Ia modification >. puis < Dësactiver Ia protection » pour
pouvoir modifier Ie document (cf. instructions en annexe)



Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie (OSAMaI ; RS 832.121 )
Procëdure de consultation

Remarques concernant le projet de modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assuranc
(OSAMaI)

e-maladie

Nom/entreprise
Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.OCAM
Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.OCAM
Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

Art.

26

26

26

Al.

1

3

4

Let. Commentairedremarques Modification proposëe (texte proposë)

Insërer une notion coercitive L’assureur doit rëduire ses rëserves pour
autant,

Insërer une spëcification territoriale ... le rapport entre les primes et les coüts
attendus doit ëtre uniforme par canton

Insërer une notion coercitive et une spëcification territoriale . ... L'assureur doit verser une compensation aux
assurës. Son montant doit ëtre rëparti entre les
assurës dans le canton d’activitë de l’assureur
selon une clë de rëpartition...... .

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.OCAM
Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.
Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.
Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.
Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

30b Insërer une notion coercitive L’assureur doit compenser les primes encaissëes

5



LANDAMMANN UND
REGIERUNGSRAT

Dorfplacz 2. Postfach 1246, 6371 Stans
Telefon 041 618 79 02. www.nw.ch

CH-6371 Stans. Dorfplatz 2, Postfach 1246, STK

PER E-MAIL
Eidgenössisches Departement des Innern
Herr Bundesrat Alain Berset
Generalsekretariat GS-EDI
Inselgasse 1
3003 Bern

Telefon 041 618 79 02
staatskanzlei@nw.ch
Stans, 15. Dezember 2020

Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung. Freiwilliger Abbau von Re-
serven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen. Stellungnahme

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 18. September 2020 unterbreiteten Sie uns den Entwurf zur Änderung der
Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (freiwilliger Abbau von Reserven und Ausgleich
von zu hohen Prämieneinnahmen) mit der Bitte, bis zum 18. Dezember 2020 eine Stellung-
nahme abzugeben.

Wir danken Ihnen für diese Möglichkeit und vernehmen uns wie folgt:

1 Allgemeine Bemerkungen

Infolge des im Krankenversicherungsaufsichtsgesetz (KVAG) geltenden Bedarfsdeckungsver-
fahrens (Art. 12), das bestimmt, dass die laufenden Ausgaben grundsätzlich durch die laufen-
den Einnahmen zu decken sind, ist die Anhäufung von übermässigen Reserven nicht im Sinn
und Zweck der sozialen Krankenversicherung. Dennoch verharren die Reserven der meisten
Krankenversicherer seit einigen Jahren auf einem sehr hohen Niveau. Mit 202 % ist die durch-
schnittliche Solvenzquote per 1.1.2020 mit dem Vorjahreswert vergleichbar. Zwischen 2016
und 2019 flossen insgesamt 4 Milliarden Franken in die Reserven der Versicherer. Das heisst,
dass die Versicherten in vielen Kantonen im Vergleich mit der reinen Kostenentwicklung zu
hohe Prämien bezahlten. Wir stellen ernüchtert fest, dass das 2016 in Kraft getretene KVAG
und die entsprechende Verordnung die Erwartungen in Bezug auf eine wirksame Aufsichtstä-
tigkeit im Bereich des KVG und die Gewährleistung der Grundprinzipien der sozialen Kranken-
versicherung nicht erfüllt haben. Wir begrüssen zwar die Stossrichtung der hier vorgeschlage-
nen Teilrevision der KVAV. Wir gehen allerdings davon aus, dass eine Anderung auf der reinen
Verordnungsebene nicht ausreichen wird, um das Gleichgewicht zwischen Kosten und Prä-
mien nachhaltig wiederherzustellen und das Niveau der Reserven zu senken.

Handlungsbedarf unbestritten

Im Hintergrund der anhaltend hohen Reserven stehen häufig Fehleinschätzungen der Versi-
cherer zu den erwarteten Leistungen und Erträgen. Die dadurch verhältnismässig zu hohen
Prämien haben direkte Konsequenzen für die Kantonshaushalte und die Steuerzahlenden.
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Denn die resultierenden Einnahmenüberschüsse und der Reserveaufbau der Versicherer wer-
den durch die kantonalen Beiträge zur individuellen Prämienverbilligung sowie zum Teil durch
weitere Beiträge (bspw. im Falle einer Plafonierung der Prämienlast pro Haushalt wie im Kan-
ton Waadt) zumindest temporär mitfinanziert. Umso wichtiger ist, dass die Versicherer zu viel
eingenommene Prämien systematisch und regelmässig (bzw. zeitnah) an die Versicherten
rückersta{ten, und zwar in jedem Kanton jeweils im Verhältnis zum dort entstandenen Einnah-
menüberschuss. Gleichzeitig erwarten die Kantone, dass die Versicherer jenen Teil ihrer Re-
serven, welcher zur längerfristigen Gewährleistung der Deckung der Mindestreserven nicht
nötig ist, konsequent abbauen, und zwar primär indem sie die Prämien für das Folgejahr knapp
kalkulieren.

Klarsicht statt Blindflu9

Die vorgeschlagene Neuregelung setzt zwar gewisse Anreize für einen stärkeren Reserveab-
bau und eine systematische Rückerstattung überschüssiger Prämieneinnahmen, was der Kan-
ton Nidwalden unterstützt. Es fehlen jedoch sowohl im Erlassentwurf als auch im Kommentar
klare Zielsetzungen in Bezug auf eine schweizweit anzustrebende durchschnittliche Sol-
venzquote der Versicherer, wodurch es auch nicht möglich sein wird, die Verordnungsände-
rung auf ihre Zielerreichung hin zu prüfen und allenfalls weitergehende Korrekturmassnahmen
auf Verordnungs- oder auf Gesetzesebene daraus abzuleiten. Die Festlegung von konkreten
Zielen sowie ein Vollzugsmonitoring und eine anschliessende Wirkungsanalyse wären aus un-
serer Sicht angebracht.

Anreize genügen nicht

Gerade weil der Abbau der Reserven und der Prämienausgleich weiterhin auf dem Prinzip der
Freiwilligkeit beruht, bezweifeln wir, dass eine Präzisierung der Verordnung und die Erleichte-
rung der Voraussetzungen für die knappe Prämienkalkulation genügen, um die Versicherer
zum regelmässigen Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen bzw. zum konsequenten Ab-
bau von übermässigen Reserven zu bewegen. Die Aufsichtsbehörde macht zwar offenbar be-
reits heute regelmässig Gebrauch von ihrer gesetzlichen Kompetenz, die Genehmigung des
Prämientarifs zu verweigern, wenn dieser Prämien vorsieht, welche unangemessen hoch über
den Kosten liegen oder zu übermässigen Reserven führen (Art. 16 Abs. 4 KVAG). Die Wirkung
dieser Massnahme hat sich aber in den genehmigten Prämien verschiedener Kantone in den
letzten Jahren kaum niedergeschlagen. Auch wenn die Solvenzquoten pro Versicherer über
die Jahre eine gewisse Volatilität zeigen, sind die Reserven im gesamtschweizerischen Durch-
schnitt immer noch mehr als zweimal so hoch wie es für eine sichere und langfristige Deckung
der Mindesthöhe der Reserven im Sinne von Art. 25 Abs. 5 KVAV notwendig wäre. Zusätzlich
wurden vom BAG für das Geschäftsjahr 2019 Ausgleichszahlungen in der Höhe von 183 Mil-
lionen Franken bewilligt. Der Aufwärtstrend bei Prämien und Reserven machte sich bereits in
früheren Jahren bemerkbar, weshalb der Kanton Tessin im Januar 2020 drei Standesinitiativen
[20.300; 20.301; 20.302] zur Änderung des KVAG im Bundesparlament eingereicht hat. In
diesen wird sowohl für den Abbau der Reserven bis auf den Schwellenwert von 150 % als
auch für die Rückerstattung von zu hohen Prämieneinnahmen die Einführung eines obligato-
rËschen Prämienausgleichs gefordert. Zudem sollen die Kantone mehr Mitspracherecht bei den
vorgesehenen Prämientarifen erhalten. Weitere Standesinitiativen mit gleichem Wortlaut folg-
ten dieses Jahr aus den Kantonen Genf, Waadt und Freiburg. Wir unterstützen die grundsätz-
liche Stossrichtung dieser Standesinitiativen und fordern in der Schlussfolgerung auch Anpas-
sungen auf Gesetzesstufe.

Knappe Kalkulation anspruchsvoll und zu wenig verbindlich

Es ist auch fraglich, bei wie vielen Versicherern die knappe Kalkulation der Prämien spontan
gelingen wird. Der Abbauplan muss dies zwar gemäss nArt. 26 Abs. 3 KVAV zwingend vorse-
hen. In nAbs. 4 wird jedoch eingeräumt, dass die knappe Kalkulation möglicherweise nicht
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immer zum gewünschten Resultat führt, d. h. auch der neue Prämientarif nicht genehmigungs-
fähig ist. Eine Kann-Regelung für solche Fälle, wie es im zweiten Teilsatz von nAbs. 4 vorge-
sehen ist, geht aus unserer Sicht zu wenig weit. Ohnehin muss die Aufsichtsbehörde auf der
Grundlage des Art. 16 Abs. 5 KVAG Massnahmen verfügen, wenn sie den Prämientarif nicht
genehmigt. Da eines der Mittel zum Reserveabbau die Ausrichtung eines Ausgleichsbetrages
ist, wie dies vom Gesetzgeber bei der Einführung des KVAG explizit als Korrekturmechanis-
mus bei überhöhten Reserven vorgesehen wurde, könnte das BAG mithin eine solche Mass-
nahme im genannten Fall auch zwingend gegenüber dem jeweiligen Versicherer anordnen
(vgl. Botschaft 12.027 vom 15. Februar 2012, S. 1951 und 1966f.).

Die knappe Berechnung der Prämien stellt höhere Anforderungen nicht nur an die Versicherer,
sondern auch an die Aufsichtsbehörde. Es handelt sich dabei um ein ungenaues Konzept ohne
«Wirkungsgarantie». d. h. es wird erst im Nachhinein klar, ob die Prämien gegenüber den
Kosten tatsächlich knapp kalkuliert waren. Die Ermittlung des «knapp kostendeckenden» Ta-
rifs basiert auf hochgerechneten bzw. prognostizierten und somit diskutablen Daten. Ob die
an sich wünschenswerte knappe Kalkulation bei der Prämiengenehmigung konsequent durch-
führbar ist, erscheint deshalb zweifelhaft und lässt die Zielerreichung noch fraglicher werden.

Neue Definition schränkt Potenzial für Prämienausqleich ein

Schliesslich wird der Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen durch die Einführung einer
neuen Definition in Art. 30a E-KVAV nicht erleichtert, sondern eher noch erschwert, weil damit
die Interpretationsfreiheit der Versicherer in Bezug auf die Frage, wann die Prämieneinnahmen
deutlich über die kumulierten Kosten liegen, eingeschränkt wird. Wenn eine Präzisierung über-
haupt nötig ist, so sollten die Versicherer das Verhältnis von Kosten und Prämieneinnahmen
über mehrere Jahre analysieren.

2 Fazit und Erwartungen an die Vorlage

Zusammenfassend ist die Verordnungsänderung im vorgeschlagenen Sinn aus Sicht des Kan-
tons Nidwatden unterstützenswert. Allerdings kann die Änderung auch bei einer lückenlosen
Umsetzung nicht garantieren, dass die Versicherer übermässige Reserven innert nützlicher
Frist abbauen bzw. zu viel eingenommene Prämien konsequent an die Versicherten zurücker-
statten werden. Daher fordert der Kanton Nidwalden:

ergänzend zur aktuellen Vorlage eine Präzisierung des Begriffs «übermässige Reserven»
in Art. 25 Abs. 5 KVAV, d. h. Einführung einer Obergrenze von 150 % der gesetzlich erfor-
derlichen Mindesthöhe (wie sie auch in der Standesinitiative 20.301 «Für gerechte und an-
gemessene Reserven» gefordert wird);

eine Anpassung von Art. 31 KVAV zur Beurteilung der wirtschaftlichen Situation des Versi-
cherers (Senkung des Schwellenwertes von 150 % auf 1 00 %);

klare Zielformulierung für den Abbau übermässiger Reserven im Kommentar zum Art. 25
Abs. 5 KVAV;
Vollzugsmonitoring des Verhaltens der Versicherer betreffend die knappe Kalkulation der
Prämien und weiteren Massnahmen zum Reserveabbau sowie den Ausgleich von zu hohen
Prämieneinnahmen;

umfassende Wirkungsanalyse unter der Leitfrage der Zielerreichung spätestens 4 Jahre
nach dem Inkrafttreten der Vorlage - dies ist in den Übergangsbestimmungen zur KVAV
festzuhalten:

eine Revision der Rechtsgrundlagen auch auf Gesetzesstufe.
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3 Bemerkungen und Anträge zu einzelnen Bestimmungen der KVAV

Art. 25 Höhe der Prämien

Der Kanton Nidwalden verlangt – über die aktuell vorgesehene Neuregelung hinaus – eine
präzisere Definition der «übermässigen Reserven» in der KVAV mit der Einführung einer
Obergrenze, welche auch als Ztelformulierung in die vorgeschlagene Verordnungsände-
rung einfliesst und somit die Prüfung der Zielerreichung ermöglicht.
Aus Sicht des Kantons Nidwalden wäre es wünschenswert, wenn die Reserven der einzel-
nen Versicherer spätestens vier Jahre nach Inkrafttreten der Verordnungsänderung nur
noch 150 % der gesetzlich erforderlichen Mindesthöhe entsprechen würden. Wir schlagen
vor, dieses konkrete und messbare Ziel im Kommentar zu Art, 25 Abs. 5 KVAV festzuhalten.

Antrag zu Art. 25 KVAV
«Reserven sind übermässig im Sinne von Artikel 16 Absatz 4 Buchstabe d KVAG, wenn die
Deckung der Mindesthöhe der Reserven des Versicherers auch bei tieferen Reserven lang-
fristig gewährleistet ist. Für die Beurteilung stützt sich die Aufsichtsbehörde auf den Geschäfts-
plan und die Angaben nach Artikel 12 Absatz 3, wenn sie 150 % der Mindesthöhe der Reser-
ven gemäss Art. 14 Abs. 2 KVAG und Art, l1 KVAV überschreiten.»

Art. 26 Freiwilliger Abbau von Reserven

Art. 26 Abs. 3: Versicherte, die mit ihren PrämIen zu einem Reserveaufbau beIgetragen
haben, sollen vom Abbau profitieren. Entsprechend kann das Verhältnis zwischen Prämien
und erwarteten Kosten nicht im gesamten Tätigkeitsgebiet gleich sein. Das Verhältnis sollte
sich auf den einzelnen Kanton beziehen.

Art. 26 Abs. 4: Der erste Satz ist nicht präzise formuliert. Art. 16 Abs. 4 KVAG wird dann
nicht eingehalten, wenn die Aufsichtsbehörde den Prämientarif auch bei Nichterfüllung der
Kriterien a bis d genehmigt. Aus dem Kommentar geht hingegen klar hervor, dass Art. 26
Abs. 4 E-KVAV dem Versicherer vielmehr ermöglichen soll, eine Ausgleichsbetrag zu leis-
ten, wenn er nach einer knappen Kalkulation seiner Prämien für das Folgejahr Prämientarife
vorschlägt, welche die Bedingungen von Art. 16 Abs. 4 KVAG (insbesondere Bst. c und d)
nicht erfüllen.

Der Kanton Nidwalden ist jedoch für eine Verschärfung der hier vorgeschlagenen Kann-
Regelung. Art. 16 Abs. 5 KVAG sieht vor, dass bei Nichtgenehmigung des Prämientarifs
die Aufsichtsbehörde die zu ergreifenden Massnahmen verfügt. Gemäss Botschaft 12.027
vom 15. Februar 2012 zum KVAG (S. 1966f. ) fällt hier insbesondere eine Vorgabe in Bezug
auf die Reserven in Betracht. Die KVAV-Revision bietet nun die Gelegenheit, das Wei-
sungsrecht in diëser Hinsicht zu präzisieren.

Es ist für die Kantone von zentraler Bedeutung, dass der Reserveabbau nicht zulasten jener
Kantone erfolgt, die in den letzten Jahren überproportional zu deren Aufbau beigetragen
haben. Der zweite Satz von Art. 26 Abs. 4 E-KVAV ist entsprechend anzupassen.

Anträge zu Art. 26 E-KVAV

3 Der Abbauplan muss vorsehen, dass der Versicherer die Prämien knapp kalkuliert; dabei
muss das Verhältnis zwischen Prämien und erwarteten Kosten im gesamten örtlichen Tä-
tigkeitsgebiet des Versicherers Je Kanton einheitlich sein.

4 Sind trotz knapper Kalkulation der Prämien die Voraussetzungen des Art. 16 Abs. 4 KV AG nicht
erfüllt , kann die Aufsichtsbehörde verfügen, dass der Versicherer seinen Versicherten einen Aus-
gleichsbeitrag ausrichtet . Der für den Abbau der Reserven festgelegte Betrag wird nach einem
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angemessenen, vom Versicherer bestimmten Schlüssel auf die Versicherten im örtlichen Tätig-
keitsbereich des Versicherers nach den kumulierten Überschüssen der letzten drei Geschäfts-
jahre je Kanton auf die Versicherten verteilt.

Art. 30 a Deutlich höhere Prämieneinnahmen

Abs. 1 : Anstelle der einschränkenden Definition des Begriffs «deutlich höhere Prämienein-
nahmen» schlagen wir vor, dass die Versicherer das Verhältnis von Kosten zu Prämienein-
nahmen – ergänzend zur Jahresbetrachtung nach Art. 30 KVAV – auch im Mehrjahresver-
gleich analysieren. Nur so kann einer wiederkehrenden, zu vorsichtigen Budgetierung
entgegengewirkt werden, und zwar auch dann, wenn der Unterschied zwischen dem erwar-
teten und dem effektiven Verhältnis noch innerhalb der Standardabweichung liegt. Dies ist
gerade für bevölkerungsreiche Kantone wichtig, da die Versicherer dort vielfach keine Risi-
ken eingehen möchten, was zu hohen Prämien führen kann.

Abs. 2: Aufgrund der vorgeschlagenen Änderung in Abs. 1 erübrigt sich die Berechnungs-
formel für die Standardabweichung.

Anträge zu Art. 30a E-KVAV

l Die Prämieneinnahmen liegen deutlich über den kumulierten Kosten, wenn für einen Versi-
cherer in einem Kanton in den vergangenen drei Geschäftsjahren die kumulierten Kosten in
jedem Jahr tiefer als die Prämieneinnahmen waren.

2 [streichen]

Art. 30 b Für den Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen massgebender Versicher-
tenbesta nd

Diese Bestimmung würde bewirken, dass in kleinen Kantonen, in denen der Versichertenbe-
stand der einzelnen Krankenkassen entsprechend klein ausfällt, kein Prämienausgleich mehr
stattfindet. Die Folge wäre eine unzulässige Ungleichbehandlung dieser Versicherten gegen-
über den Prämienzahlenden in anderen Kantonen. Der Kanton Nidwalden fordert deshalb!
Artikel 30b aus der Vorlage zu streichen.

Art. 31 Beurteilung der wirtschaftlichen Situation des Versicherers
Zur Sicherstellung der Kohärenz mit Art. 26 Abs. 1 E-KVAV muss auch der Schwellenwert der
Reserven, anhand dessen sich die wirtschaftliche Situation des Versicherers als gut beurteilen
lässt, von 150 % auf 100 % gesenkt werden.

Antrag zu Art. 31 KVAV

Der Versicherer ist in einer wirtschaftlichen Situation, die den Ausgleich von zu hohen Prä-
mieneir\nahmen ermöglicht, wenn er nach dem Ausgleich über Reserven von mehr als 100
Prozent der Mindesthöhe nach Artikel 1 1 Absatz 1 verfügt.

Kap. 9 Schlussbestimmungen

Kapitel 9 «Schlussbestimmungen» ist mit einer Übergangsbestimmung betreffend die Wir-
kungsanalyse zur Verordnungsänderung zu ergänzen.

Antrag zu Kap. 9 Schlussbestimmungen

Art. 73a (neu) Überqanqsbestimmungen zur Änderung vom ...
Das BAG führt in Zusammenarbeit mit den Versicherern und Kantonen sowie Vertretern der Wissen-
schaft vier Jahre nach Inkrafttreten dieser Änderung eine Analyse über deren Umsetzung und die Zie-
lerreichunq durch.
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Herzlichen Dank für die Berücksichtigung unserer Überlegungen.

Freundliche Grüsse
NAMENS DES REGIERUNGSRATES

/(\tFj$$ _

;7.:~}A.2ü[tHr )thl r FilligVr
Landammann

lic. iur. Armin Eberli
Landschreiber

Geht an:
aufsicht-krankenversicherung@bag.admin .ch
gever@bag.admin , ch
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Kanton
Obwalden@

Die Vorsteherin des Flnanzdepartements

CH4ö61 Sarnen, ${. Antanistr3sse 4, FD

Elektronisch an
aufsicht-krankenversicherung@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

Sarnen, 2. Dezember 2020/wg

Vernehmlassung zur Änderung der Krankenversicherung$aufsichtsverordnung. Freiwilliger
Abbau von Reserven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen;
Stellungnahme.

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken für die Möglichkeit zur Stellungnahme im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens zur
Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung.

1. Allgemeine Bemerkungen

Infolge des im Krankenversicherungsaufsichtsgesetz (KVAG) geltenden Bedarfsdeckungsverfahrens
(Art, 12), das bestimmt, dass die laufenden Ausgaben grundsätzlich durch die laufenden Einnahmen
zu decken sind, ist die Anhäufung von übermässigen Reserven nicht im Sinn und Zweck der sozialen
Krankenversicherung. Dennoch verharren die Reserven der meisten Krankenversicherer seit einigen
Jahren auf einem sehr hohen Niveau. Mit 202 Prozent ist die durchschnittliche Solvenzquote per
1,1.2020 mit dem Vorjahreswert vergleichbar. Zwischen 2016 und 2019 flossen insgesamt 4 Milllar-
den Franken in die Reserven der Versicherer. Das heisst, dass die Versicherten in vielen Kantonen
im Vergleich mit der reinen Kostenentwicklung zu hohe Prämien bezahlten. Der Kanton Obwalden
stellt ernüchtert fest, dass das 2016 in Kraft getretene KVAG und die entsprechende Verordnung die
Erwartungen in Bezug auf eine wirksame Aufsichtstätigkeit im Bereich des KVG und die Gewährleis-
tung der Grundprinzipien der sozialen Krankenversicherung nicht erfüllt haben. Wir begrüssen zwar
die Stossrichtung der hier vorgeschlagenen Teilrevision der KVAV, gehen allerdings davon aus, dass
eine Änderung auf der reinen Verordnungsebene nicht ausreichen wird, um das Gleichgewicht zwi-
schen Kosten und Prämien nachhaltig wiederherzustellen und das Niveau der Reserven zu senken.

2. Fazit und Erwartungen an die Vorlage

Zusammenfassend können wir die Verordnungsänderung im vorgeschlagenen Sinn unterstützen. Al-
lerdings kann die Änderung auch bei einer lückenlosen Umsetzung nicht garantieren, dass die Versi-
cherer übermässige Reserven inneR nützlicher Frist abbauen bzw. zu viel eingenommene Prämien

St. Antonistrasse 4, 6CBI Sarnen
Tel. 041 666 62 58. Fax CHI 660 1 149
finanzdepartement@aw.ch
www.ow.ch



konsequent an die Versicherten zurückerstatten werden. Daher fordert der Kanton Obwalden in Ab-
sprache mit der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK):

ergänzend zur aktuellen Vorlage eine Präzisierung des Begriffs «übermässige Reserven> in
Art. 25 Abs. 5 KVAV, d.h. Einführung einer Obergrenze von 1 50 % der gesetzlich erforderlichen
Mindesthöhe (wie sie auch in der Standesinitiative 20,301 «Für gerechte und angemessene
Reserven> gefordert wird);
eine Anpassung von Art. 31 KVAV zur Beurteilung der wirtschaftlichen Situation des
Versicherers (Senkung des Schwellenwertes von 150 % auf 100 %);
klare Zielformulierung für den Abbau übermässiger Reserven im Kommentar zum Art. 25 Abs.
5 KVAV
Vollzugsmonitoring des Verhaltens der Versicherer betreffend die knappe Kalkulation der
Prämien und weiteren Massnahmen zum Reserveabbau sowie den Ausgleich von zu hohen
PrämËeneinnahmen;
umfassende Wirkungsanalyse unter der Leitfrage der Zielorreichung spätestens 4 Jahre nach
dem Inkrafttreten der Vorlage – dies ist in den Übergangsbestimmungen zur KVAV
festzuhalten:
eine Revision der Rechtsgrundlagen auch auf Gesetzesstufe.

Für die Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen verweisen wir auf das beigefügte Formular,
welches in Absprache mit der GDK ausgefüllt wurde.

Freundliche Grüsse

Ma' 'Ü :i-Kaiser
Regierungsrätin

Brief und Formular als Word-Version per Email an
aufsicht.krankenversicherung(gBlbag.admin.ch
9,Qyer©}bag.admin.ch
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Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Stellungnahme von

Name / Firma / Organisation : Kanton Obwalden
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Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Allgemeine Bemerkungen
Name/Firma I Bemerkung/Anregung

FD Zusammenfassend ist die Verordnungsänderung im vorgeschlagenen Sinn aus Sicht des FD unterstützenswert. Allerdings kann die Änderung auch
bei einer IUckenlosen Umsetzung nicht garantieren, dass die Versicherer übermässige Reserven innert nützlicher Frist abbauen bzw. zu viel
eingenommene Prämien konsequent an die Versicherten zurückerstatten werden. Wir fordert daher in Übereinstimmung mit der GDK:

ergänzend zur aktuellen Vorlage eine Präzisierung des Begriffs «übermässige Reserven» in Art. 25 Abs. 5 KVAV, d. h. Einführung
einer Obergrenze von 150 % der gesetzlich erforderlichen Mindesthöhe (wie sie auch in der Standesinitiative 20.301 «Für gerechte und
angemessene Reserven» gefordert wird);

eine Anpassung von Art. 31 KVAV zur Beurteilung der wirtschaftlichen Situation des Versicherers (Senkung des Schwellenwertes von
150 % auf 100 %);

klare Zielformulierung für den Abbau übermässiger Reserven im Kommentar zum Art. 25 Abs. 5 KVAV;

Vollzugsmonitoring des Verhaltens der Versicherer betreffend die knappe Kalkulation der Prämien und weiteren Massnahmen zum
Reserveabbau sowie den Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen;

umfassende Wirkungsanalyse unter der Leitfrage der Zielerreichung spätestens 4 Jahre nach dem Inkrafttreten der Vorlage – dies ist in
den Übergangsbestimmungen zur KVAV festzuhalten;

eine Revision der Rechtsgrundlagen auch auf Gesetzesstufe.

Erreur !
Source du
renvoi
introuvable.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular löschen oder neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter "Überprüfen/Dokument schützen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang
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Vernehmlassungsverfahren

Bemerkungen zum Entwurf der Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV)
Name/Firma I Art.
F

Abs. 1 Bst.

5

Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)

<Reserven sind übermässig im Sinne von Artikel 16 Absatz 4
Buchstabe d KVAG, wenn die Deckung der Minde$thöhe der
Reserven des Ver8icherers auch bei tieferen Reserven langfristig
gewährleistet ist. Für die Beurteilung stützt sich die
Auf8ichtsbehörde auf den Geschäftsplan und die Angaben nach
Artikel 12 Absatz 3 wenn sie 150 % der Mindesthöhe der
Reserven qemäss Art. 14 Abs. 2 KVAG und Art. 11 KVAV
überschreiten. »

Das FD verlangt – über die aktuell vorgesehene
Neuregelung hinaus – eine präzisere Definition der
«übermässigen Reserven» in der KVAV mit der
Einführung einer Obergrenze, welche auch als
Zielformulierung in die vorgeschlagene
Verordnungsänderung einfliesst und somit die
Prüfung der Zielerreichung ermöglicht.

Aus unserer Sicht wäre es wünschenswert, wenn die
Reserven der einzelnen Versicherer spätestens vier
Jahre nach Inkrafttreten der Verordnungsänderung
nur noch 150 % der gesetzlich erforderlichen
Mindesthöhe entsprechen würden. Wir schlagen vor,
dieses konkrete und messbare Ziel im Kommentar
zu Art. 25 Abs. 5 KVAV festzuhalten.

FD
26 3 und

4
3 Der Abbauplan muss vorsehen, dass der Versicherer die
Prämien knapp kalkuliert; dabei muss das Verhältnis zwischen
Prämien und erwarteten Kosten im gesamten örtlichen
Tätigkeit 8gebiet des Versicherers Ie Kanton einheitlich sein.

Art. 26 Abs. 3: Versicherte, die mit ihren Prämien zu
einem Reserveaufbau beigetragen haben, sollen
vom Abbau profitieren. Entsprechend kann das
Verhältnis zwischen Prämien und erwarteten Kosten
nicht im gesamten Tätigkeitsgebiet gleich sein. Das
Verhältnis sollte sich auf den einzelnen Kanton
beziehen.

4 Kann mit der Umsetzung der in Absatz 3 vorgesehenen
Massnahme Sind trotz knapper Kalkulation der Prämien die
Voraussetzungen des Art. 16 Abs. 4 KVAG nicht eingehalten
werden erfüllt, kann die Aufsichtsbehörde verfügen, dass der
Versicherer seinen Versicherten einen Ausgleichsbeitrag
ausrichten ausrichtet. Der für den Abbau der Reserven festgelegte
Betrag wird nach einem angeme68enen, vom Versicherer

Art. 26 Abs. 4: Der erste Satz ist nicht präzise
formuliert. Art. 16 Abs. 4 KVAG wird dann nicht
eingehalten, wenn die Aufsichtsbehörde den
Prämientarif auch bei Nichterfüllung der Kriterien a
bis d genehmjgt. Aus dem Kommentar geht

4
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Tätigkeitsbereich des Versicherer$ nach den kumulierten
Überschüssen der letzten drei Geschäftsjahre je Kanton auf die
Versicherten verteilt.

hingegen klar hervor, dass Art. 26 Abs. 4 E-KVAV
dem Versicherer vielmehr ermöglichen soll, eine
Ausgleichsbetrag zu leisten, wenn er nach einer
knappen Kalkulation seiner Prämien für das
Folgejahr Prämientarife vorschlägt, welche die
Bedingungen von Art. 16 Abs. 4 KVAG
(insbesondere Bst. c und d) nicht erfüllen

Das FD ist jedoch für eine Verschärfung der hier
vorgeschlagenen Kann-Regelung. Art. 16 Abs. 5
KVAG sieht vor, dass bei Nichtgenehmigung des
Prämientarifs die Aufsichtsbehörde die zu
ergreifenden Massnahmen verfügt. Gemäss
Botschaft 12.027 vom 15. Februar 2012 zum KVAG
(S. 1966f.) fällt hier insbesondere eine Vorgabe in
Bezug auf die Reserven in Betracht. Die KVAV-
Revision bietet nun die Gelegenheit, das
Weisungsrecht in dieser Hinsicht zu präzisieren.

Es ist für die Kantone von zentraler Bedeutung, dass
der Reserveabbau nicht zulasten jener Kantone
erfolgt, die in den letzten Jahren überproportional zu
deren Aufbau beigetragen haben. Der zweite Satz
von Art. 26 Abs. 4 E-KVAV ist entsprechend
anzupassen.

FD
30a 1 1 und

2
1 Die Prämieneinnahmen liegen deutlich über den kumulierten
Kosten, wenn für einen Versicherer in einem Kanton der
Unterschied zwischen dem erwarteten Verhältnis von Kosten zu

Prämieneinnahmen die Standardabweichung überschreitet in den
vergangenen drei Geschäftsjahren die kumulierten Kosten in
jedem Jahr tiefer als die Prämieneinnahmen waren.

Abs. 1: Anstelle der einschränkenden Definition des
Begriffs «deutlich höhere Prämieneinnahmen»
schlagen wir vor, dass die Versicherer das
Verhältnis von Kosten zu Prämieneinnahmen –
ergänzend zur Jahresbetrachtung nach Art. 30
KVAV – auch im Mehrjahresvergleich analysieren.
Nur so kann einer wiederkehrenden, zu vorsichtigen
Budgetierung entgegengewirkt werden, und zwar
auch dann, wenn der Unterschied zwischen dem

2 [streichen]
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erwarteten und dem effektiven Verhältnis noch
innerhalb der Standardabweichung liegt. Dies ist
gerade für bevölkerungsreiche Kantone wichtig, da
die Versicherer dort vielfach keine Risiken eingehen
möchten, was zu hohen Prämien führen kann.

Abs. 2: Aufgrund der vorgeschlagenen Änderung in
Abs. 1 erübrigt sich die Berechnungsformel für die
Standardabweichung.

FD 30b [Artikel streichen] Diese Bestimmung würde bewirken, dass in kleinen
Kantonen, in denen der Versichertenbestand der
einzelnen Krankenkassen entsprechend klein
ausfällt, kein Prämienausgleich mehr stattfindet. Die
Folge wäre eine unzulässige Ungleichbehandlung
dieser Versicherten gegenüber den
Prämienzahlenden in anderen Kantonen. Das FD
fordert deshalb, Artikel 30b aus der Vorlage zu
streichen.

FD
31 Der Versicherer ist in einer wirtschaftlichen Situation, die den

Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen ermöglicht, wenn er
nach dem Ausgleich über Reserven von mehr als 460 W Pro-
zent der Mindesthöhe nach Artikel 1 1 Absatz 1 verfügt.

Zur Sicherstellung der Kohärenz mit Art. 26 Abs. 1
E-KVAV muss auch der Schwellenwert der
Reserven. anhand dessen sich die wirtschaftliche
Situation des Versicherers als gut beurteilen lässt,
von 150 % auf 100 % gesenkt werden.

FD
Antrag des FD zu Kap. 9 Schlussbestimmungen Kapitel 9 «Schlussbestimmungen» ist mit einer

Übergangsbestimmung betreffend die
Wirkungsanalyse zur Verordnungsänderung zu
ergänzen.

Art. 73a (neu) Übergangsbestimmungen zur Änderung vom ...
Das BAG führt in Zusammenarbeit mit den Versicherern und
Kantonen sowie Vertretern der Wissenschaft vier Jahre nach
Inkrafttreten dieser Änderung eine Analyse über deren Umsetzung
und die Zielerreichung durch.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular löschen oder neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter "Überprüfen/Dokument schützen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang
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Regierung des Kantons St.Gallen

:@
RHler\Ing cbs Kantons St Gdl#1. R89ewngsg8batxl8. ml st.CHen

Eidgenössisches Departement des Innern
Inselgasse 1
3003 Bern

Regierung des Kantons St.Gallen
Regierungsgebäude
9001 St.Gallen
T +41 58 229 74 44
info@sk.ch

St.Gallen, 18. Dezember 2020

Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung betreffend <freiwilliger
Abbau von Reserven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen>; Vernehm-
lassungsantwort

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 18. September 2020 laden Sie uns ein, zur Änderung der eidgenössi-
schen Verordnung betreffend die Aufsicht über die soziale Krankenversicherung
(SR 832.121 ; abgekürzt KVAV) Stellung zu nehmen. Wir danken für diese Gelegenheit
und äussern uns gern wie folgt:

Der Grundsatz, dass die Krankenkassenprämien den Kosten entsprechen müssen, ist für
die Nachvoilziehbarkeit und Glaubwürdigkeit des nach dem Bedarfsdeckungsverfahren
finanzierten Systems der sozialen Krankenversicherung zentral. Die Notwendigkeit zum
Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen und zum Abbau von zu hohen Reserven ist
unbestritten. Die Reserven der meisten Krankenversicherer weisen in den letzten Jahren
ein sehr hohes Niveau aus. Übermässige Reserven sollten inneR nützlicher Frist abge-
baut bzw. zu viel eingenommene Prämien konsequent an die Versicherten zurückerstattet
werden. Als kurzfristige Massnahme begrüssen wir die Stossrichtung der vorgesch lage-
nen KVAV-Änderung und insbesondere den prioritär über eine knappe Prämienkalkulation
vorgesehenen Reserveabbau. Da der Reserveabbau weiterhin nur auf freiwilliger Ebene
erfolgt, sollte mittelfristig eine Anpassung des Bundesgesetzes betreffend die Aufsicht
über die soziale Krankenversicherung (SR 832.12: abgekürzt KVAG) angestrebt werden.
Es muss in jedem Fall gewährleistet werden, dass ein Prämienausgleich bzw. ein Reser-
veabbau in jedem Kanton im Verhältnis zum dort entstandenen Einnahmenüberschuss er-
folgt

Wir unterstützen die SteIËungnahme der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Ge-
sundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) und insbesondere die Forderung nach einer
klaren Festlegung der Zielsetzung zur Soivenzquote der Versicherer. In Art. 25 Abs. 5
KVAV sollte der Begriff der «übermässigen Reserven» dahingehend präzisiert werden,
dass eine Obergrenze von 150 Prozent der gesetzlich erforderlichen Mindestreserven ein-
geführt wird. Zudem sollte im Kommentar zu Art. 25 Abs. 5 KVAV ein klares Ziel für den
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Abbau der übermässigen Reserven bzw. über der Obergrenze liegenden Reserven inneR
vier Jahren formuliert werden. In der Folge sollte auch Art. 31 KVAV dahingehend präzi-
sËert werden, dass einem Versicherer der Ausgleich von zu hohen Prämien ermöglicht
wird, wenn er nach dem Ausgleich noch über Reserven von mehr als 100 Prozent (statt
über 150 Prozent) der Mindesthöhe nach Art. 11 Abs. 1 KVAV verfügt.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen

Im Namen der Regierung

0Brung b nn
Präsident

f L 4
Dr. Benedikt van Spyk
Staatssekretär

Zustellung auch per E-Mail (pdf- und Word.Version) an:
aufsicht-krankenversicherung@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch
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Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren
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Name / Firma / Organisation

Abkürzung der Firma / Organisation : SH

: Kanton Schaffhausen, Departement des Innern

Adresse Mühlentalstrasse 105, 8200 Schaffhausen

: Christoph Aeschbacher, Departementssekretär

052 632 74 61

Kontaktperson

Telefon

E-Mail : christoph.aeschbacher@ktsh.ch

15. Dezember 2020Datum



Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Bemerkungen.

Bemerkungen zum Entwurf der Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV)

Weitere Vorschläge_



Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Allgemeine Bemerkungen
Name/Firma I Bemerkung/Anregung

SH 1 Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 18. September 2020 wurden die Kantone zu einer Vernehmlassung zur Änderung der Verordnung betreffend die Aufsicht über
die soziale Krankenversicherung (Krankenversicherungsaufsichtsverordnung, KVAV; SR 832.121) betreffend freiwilliger Abbau von Reserven und
Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen eingeladen. Diese Einladung wurde zuständigkeitshalber an das Departement des Innern
weitergeleitet. Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme und lassen uns wie folgt vernehmen

Wir begrüssen die Stossrichtung der unterbreiteten Revision der KVAV, sind jedoch in Übereinstimmung mit der Schweizerischen Konferenz der
kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) der Ansicht, dass diese Änderungen auf Verordnungsebene alleine nicht ausreichen
werden, um das Gleichgewicht zwischen Prämien und Kosten nachhaltig wiederherzustellen und die Höhe der Reserven der Versicherer zu senken
Zur Begründung sowie zu weitergehenden Ausführungen verweisen wir auf die beiliegende Stellungnahme der GDK vom 26. November 2020, der
wir uns vollumfänglich anschliessen

Für die Kenntnisnahme und die Berücksichtigung unserer Stellungnahme danken wir Ihnen

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular löschen oder neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter "Überprüfen/Dokument schützen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang.



Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Bemerkungen zum Entwurf der Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV)
Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)AbsName/Firma Bst.Art Bemerkung/Anregung

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular löschen oder neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter "Überprüfen/Dokument schützen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe

Anleitung im Anhang

Weitere Vorschläge
Name/Firma I Art. Bemerkung/Anregung
SH

Textvorschlag



Regierungsrat

Rathaus 1 Barfüssergasse 24
4509 Solothurn
so.ch

Bundesamt für Gesundheit BAG
Direktionsbereich Kranken- und Un-
fallversicherung
Abteilung Versicherungsaufsicht
Schwarzenburgstrasse 157
3003 Bern

7. Dezember 2020

Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung. Freiwilliger Abbau von Re-
serven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen
Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 18. September 2020 haben Sie uns eingeladen, zur Änderung der Kranken-
versicherungsaufsichtsverordnung. Freiwilliger Abbau von Reserven und Ausgleich von zu hohen
Prämieneinnahmen, Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Meinungs-
äusserung und lassen uns gerne wie folgt vernehmen:

Der Kanton Solothurn begrüsst die geplante Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsver-
ordnung (KVAV; SR 832.121) vollumfänglich.

Gemäss Artikel 16 des Krankversicherungsaufsichtsgesetzes (KVAG, SR 832.12) müssen die Prä-
mien den Kosten entsprechen. Es ist jedoch bekanntermassen schwierig, die Kosten abzuschät-
zen, um die Prämien möglichst präzise festsetzen zu können. Die geltenden Regelungen zum
freiwilligen Abbau von Reserven und zum Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen erlauben
den Versicherern deshalb, ein Gleichgewicht von Prämien und Kosten nachträglich zu gewähr-
leisten. Allerdings bergen diese Regelungen gewisse Fehlanreize, die zu beheben sind. Die ge-
plante Änderung der Verordnung erfüllt diesen Zweck. Besonders befürwortet wird die Anpas-
sung von Art. 26 zum freiwilligen Abbau von Reserven. Der Abbauplan muss zwingend vorsehen,
dass der Versicherer die Prämien knapp kalkuliert. Dadurch kann auch Prämienerhöhungen ent-
gegengewirkt werden. Dieses Verfahren ist gegenüber der Ausrichtung eines Ausgleichsbeitrags
klar zu bevorzugen.

Im Übrigen verweisen wir auf das beigelegte Antwortformular.
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künfte gerne zur Verfügung.

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES

sig.
Brigit Wyss
Frau Landammann

sig.
Andreas Eng
Staatsschreiber

Beilage: Antwortformular
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Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Stellungnahme von
Name / Firma / Organisation

Abkürzung der Firma / Organisation : Amt für soziale Sicherheit

: Kanton Solothurn

Adresse : Ambassadorenhof /Riedholzplatz 3, 4509 Solothurn

: Sandro Müller, Amtschef

: 032 627 23 05

Kontaktperson

Telefon

E-Mail : sandro.mueller@ddi.so.ch

Datum 07.12.2020

Wichtige Hinweise
Wir bitten Sie keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen1

2 Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile verwenden

3. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 18. Dezember 2020 an folgende E-Mail Adressen
aufsicht-krankenversicheruna@baa.admin.ch: aeve bag. admin.c

Herzlichen Dank für Ihre Mitwirkung!



Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Bemerkungen
Bemerkungen zum Entwurf der Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV)

Weitere Vorschläge.



Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Allgemeine Bemerkungen
Name/Firma Bemerkung/Anregung

Kanton
Solothurn Gemäss Artikel 16 des Krankversicherungsaufsichtsgesetzes (KVAG, SR 832.12) müssen die Prämien den Kosten entsprechen. Es ist jedoch

bekanntermassen schwierig, die Kosten abzuschätzen, um die Prämien möglichst präzise festsetzen zu können. Die geltenden Regelungen zum
freiwilligen Abbau von Reserven und zum Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen erlauben den Versicherern deshalb, ein Gleichgewicht von
Prämien und Kosten nachträglich zu gewährleisten. Allerdings bergen diese Regelungen gewisse Fehlanreize, die zu beheben sind. Die geplante
Änderung der Verordnung erfüllt diesen Zweck.

Besonders befürwortet wird die Anpassung von Art. 26 zum freiwilligen Abbau von Reserven. Der Abbauplan muss vorsehen, dass der Versicherer
die Prämien knapp kalkuliert. Dieses Verfahren ist gegenüber der Ausrichtung eines Ausgleichsbeitrags klar zu bevorzugen. Es kann weniger für
Marketingzwecke genutzt werden und ermöglicht die Eindämmung der Prämienerhöhung.

Bemerkungen zum Entwurf der Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV)
Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)Bst. Bemerkung/Anregung

Weitere Vorschläge
Name/Firma Bemerkung/Anregung Textvorschlag



VERSENDET AM 07. BEZ. 2020

Regierungsrat des Kantons Schwyz

kantonschwyze

6431 Schwyz, Postfach 1260

per E-Mail
An das
Bundesamt für Gesundheit
aufsicht-krankenversicherung@bag.admin .ch
gever@bag.admin .ch
(PDF- und Word-Version)

Schwyz, 1. Dezember 2020

Vernehmlassung zu Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung. Freiwilliger Abbau von
Reserven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen
Vernehmlassung des Kantons Schwyz

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 18. September 2020 unterbreitet das Eidgenössische Departement des Innern
u.a. den Kantonsregierungen den Entwurf zur Änderung der Verordnung betreffend die Aufsicht über
die soziale Krankenversicherung vom 18. November 2015 (Krankenversicherungsaufsichtsverord-
nung, KVAV, SR 832.121) betreffend den freiwilligen Abbau von Reserven und Ausgleich von zu ho-
hen Prämieneinnahmen zur Stellungnahme.

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme. Der Regierungsrat des Kantons Schwyz
verzichtet jedoch auf eine Vernehmlassungsantwort.

Im Namen des Regierungsrates,

L. a
Petra Steimen-Rickenbacher
Landammann

Dr. Mathias E. Brun
Staatsschre i ber



Der Regierungsrat des Kantons Thurgau

Thurgau6
Staatskanzlei, Reqierunqsgebäude, 8510 Frauenfeld

Eidgenössisches
Departement des Innern
Herr Alain Berset
Bundesrat
3003 Bern

Frauenfeld, 1. Dezember 2020

Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV). Freiwilliger
Abbau von Reserven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen

Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, in erwähnter Angelegenheit Stellung zu nehmen.
Wir begrüssen die Vorlage. Es handelt sich um einen überfälligen, wirksamen Schritt
zur Eindämmung des Prämienwachstums tn Umsetzung von Art, 16 Krankenversiche-
rungsaufsichtsgesetz (KVAG; SR 832.12). Dieser Artikel sieht vor, dass die Prämien
den Kosten entsprechen müssen

Konsequenterweise ist anstelle der marktverzerrenden Ausgleichszahlungen von zu
hohen Prämien allerdings ein obtigatorischer Abbau von Reserven vorzusehen, wenn
diese klar übermässig sind. Dazu beantragen wir, in Art. 26 Krankenversicherungsauf-
sichtsverordnung (KVAV; SR 832.121) zwischen Abs. 1 und Abs. 2 einen Abs. 1 bi; ein-
zufügen

Der Versicherer muss seine Reserven abbauen, sofern er am Ende
des folgenden Kalenderjahres, auch mit dem Abbau, über ge-
schätzte Reserven gemäss Artikel 12 Absatz 3 von mehr als 200
Prozent der Mindesthöhe nach Artikel 11 Absatz 1 verfügt.

In der Folge wäre die Marginalie zu Art. 26 KVAV auf „Freiwillige Abbau von Reserven“
anzupassen, und die Abs. 4 und 5 wären ersatzlos zu streichen

Des Weiteren regen wir an, die Schaffung einer Kompetenz des Bundes zur subsidiären
Festlegung von Prämien zu prüfen, sollten Versicherer über mehrere Jahre übermässi-
ge Reserven aufweisen. Dies würde die richtigen Anreize zur Prämiengestaltung set-
zen

Regierungsgebäude
8510 FrauenfeËd
T +41 58 345 5310, F +41 58 345 5354
www.tg.ch



Thurga
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Unsere Detailbemerkungen sind im beiliegenden Formular aufgeführt. Wir danken
Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen.

Mit freundlichen Grüssen

t dFS Regierungsrates

e TaIË

Beilage erwähnt



Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Stellungnahme von

Name / Firma / Organisation

Abkürzung der Firma / Organisation : TG

: Kanton Thurgau

Adresse : Regierungsgebäude

: Dr.iur. Nathanael HuwilerKontaktperson

Telefon : 058 345 64 62

E-Mail nathanael.huwiler@tg .ch

1. Dezember 2020Datum

Wichtige Hinweise
1. Wir bitten Sie keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen

2. Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile verwenden

3. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 18. Dezember 2020 an folgende E-Mail Adressen
-k dmindmina6lversi

Herzlichen Dank für Ihre Mitwirkung!



Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Bemerkungen
Bemerkungen zum Entwurf der Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV)
Weitere Vorschläge



Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Allgemeine Bemerkungen
Name/Firma 1 Bemerkung/Anregung

TG Ein Abbau auf einer vollumfänglichen freiwilligen Basis ist nicht zu unterstützen.

In den vergangenen Jahren hat der Kanton Thurgau im Rahmen des Prämiengenehmigungsverfahrens mehrfach und stetig – leider vergeblich –
darauf hingewiesen, dass die von den Versicherern prognostizierten Kostenentwicklungen zu pessimistisch sind. Die nun ausgewiesenen
übermässigen Reserven belegen unmissverständlich, dass die Prognosen des Kantons zutreffender waren. Wenn die Versicherer künftig ihre
Prognosen und Kalkulationen als "knapp" beschreiben und das BAG diesen Ausführungen folgt, dann werden gegenteilige Argumente der Kantone
wiederum nicht gehört und die Reserven steigen weiterhin ungebremst. Aus diesem Grund ist die Freiwilligkeit nur bis zu einer maximalen
Obergrenze zu gewähren. Wird diese Obergrenze überschritten, muss der Reservenabbau in der Kalkulation miteingerechnet werden

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular löschen oder neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter "Überprüfen/Dokument schützen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe

Anleitung im Anhang.



Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassu ngsverfahren

Bemerkungen zum Entwurf der Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV)
Name/Firma F Art.

T
Abs. 1 Bst.
2

Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)

Es ist ein obligatorischer Reservenabbau anstelle einer
nachträglichen Rückerstattung vorzusehen.

Neuer Abs. 2

Der Versicherer muss seine Reserven abbauen,
sofern er am Ende des folgenden Kalenderjahres,
auch mit dem Abbau, über geschätzte Reserven
gemäss Artikel 12 Absatz 3 von mehr als 200
Prozent der Mindesthöhe nach Artikel 11 Absatz 1
verfügt.

TG 26 4 Ausgleichszahlungen von zu hohen Prämieneinnahmen sind nicht
mehr zu gestatten. Es ist trotz der vorgesehenen Präzisierung der
Vorgaben davon auszugehen, dass diejenigen Versicherer, die
dieses Instrument bisher angewendet haben, die
Rückerstattungen auch weiterhin strategisch und zu
kommerziellen Zwecken einsetzen und so als nicht zulässiges
Marketinginstrument nutzen.

ersatzlos streichen

Aus den Berechnungen des BAG zum Bundesbeitrag zur
Prämienverbilligung 2021 geht hervor, dass die Abzüge im Fall
eines Ausgleichs von zu hohen Prämieneinnahmen nach Art. 3
Abs. 4bis VPVK insgesamt Fr. 13'706’518.10 betragen.
Ausgleichszahlungen in diesem Umfang verzerren nicht nur den
Wettbewerb zwischen den Versicherern, sondern sie tragen auch
dazu bei, dass die Prämien weiterhin auf einem zu hohen Niveau
gehalten werden. Dies wiederum hat zur Folge, dass die
regionalen Durchschnittsprämien zu hoch ausfallen, die
beispielsweise Grundlage für den Anspruch auf
Ergänzungsleistungen und Prämienverbilligungen bilden

4



Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Wird Absatz 4 ersatzlos gestrichen, ist Absatz 5 hinfällig

keine Anmerkungen

keine Anmerkungen

ersatzlos streichen

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular löschen oder neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter "Überprüfen/Dokument schützen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang.

Weitere Vorschläge
Name/Firma I Art. 1 Bemerkung/Anregung l Textvorschlag



Bellinzona

6756 fr 0 16 dicembre 2020
Repubblica e Cantone Ticino
Consiglio di Stato
Piaza Govemo 6
Casella postale 2170
6501 Bellinzona
telefono +41 91 81443 20
fax +41 91 81444 35
e-mail can.sc@ti.ch

Repubblica e Cantone
Ticino

11 Consiglio di Stato
Signor Consigliere federale
Alain Berset
D}partimento federale dell'interno DFI
3003 Berna

Invio per posta elettronica
aufsicht-krankenversicherung@,bag. admin.ch
qever@,baq.admin.ch

Riduzione volontaria delle riserve e compensazione del premi Incassati in eccesso:
consultazione

Signor Consigliere federale,
ringraziarno per la vostra lettera deI 18 settembre 2020 con cui sottoponete al Cantone Ticino,
neIl’ambito della procedura di consultazione, la modifica dell'ordinanza sulla vigilanza
sull'assicurazione malattie (OVAMaI) in oggetto. La proposta precisa le condizioni
d’applicazione della riduzione volontaria delle riserve e deI rimborso dei premi incassati in
eccesso dagli assicuratori ed ë finalizzata ad un calcolo dei premi piü preciso.

NeI merito, 11 progetto di modifica prevede in buona sostanza tre interventi. Anzitutto, viene
fissata nell'OVAMaI la quota di solvibilitä minima oltre la quale ë possibile per l’assicuratore
procedere a una riduzione volontaria delle riserve. In secondo luogo, viene precisata la
modalitä di riduzione delle stesse, che in futuro dovrä avvenire prioritariamente con
l’assicuratore che fissa i premi riducendo aI massimo i suoi margini di calcolo (piü chiara
I'espressione tedesca -Prämien knapp kalkulieren’) . Solo in via sussidiaria poträ procedere
a un versamento diretto agli assicurati. Infine. anche la correzione dei premi pagati tn eccesso
viene precisata, definendo un criterio statistico che stabilisca quando i premi risultato
nettamente superiori ai costi e di conseguenza quando l’assicuratore puö rimborsare
volontariamente dei premi in eccesso.

In maniera generale e prima di entrare neI merito del progetto sottoposto a consultazione, iI
Cantone Ticino esprime soddisfazione neI constatare che la problematica delle riserve
eccessive degli assicuratori malattie sia ora riconosciuta anche dall’Autoritä federale. La
finalitä di riduzione delle stesse e di premi piü precist ë pienamente condivisa. Riguardo alla
reale efficacia delle modifiche proposte, I'Esecutivo cantonale esprime per contro scetticismo,
ritenendo gli interventi poco incisivi, in parte anche controproducenti rispetto aI fine
perseguito. Ne spieghiamo di seguito le ragioni.

1.0232 M
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Permettere un rimborso delle riserve se garantito il limite normativo, ossia a partire da una
quota di solvibilitä deI 100% rispetto all’attuale parametro deI 150% (peraltro non codificato
nella normativa federale, ma solo in una circolare dell’UFSP), ë un passo condiviso, ma non
cambia di molto la sostanza delle cose, Infatti, negli ultimi anni, gran parte dei 12 principali
assicuratori in Svizzera si situano ben al di sopra della soglia deI 150% (aI 1 ' gennaio 2020,
8 presentano una copertura oltre il 186% e sino aI 332%, 2 attorno aI 170%). Nonostante
queste elevate quote, ben pochi sono statt gli assicuratori che hanno proceduto a una
riduzione delle riserve, non sottostando ad alcun obbligo di legge. II costante incremento delle
riserve, pari a +3.7 Mia neI triennio 2017-2019, ne ë fedele testimonianza.

Riguardo alla modalitä di restituzione delle riserve, che in futuro dovrebbe prioritariamente
avvenire attraverso dei premi calcolati riducendo aI massimo i margini dell’assicuratore,
esprimiamo forti dubbi. Da un lato, I’UFSP giä raccomanda questoapproccio da anni. senza
grande successo, come dtmostra la crescita delle riserve. D’altro lato, iI calcolo
'parsimonioso” dei premi rappresenta un concetto vago, impreciso, ma soprattutto senza
garanzia d’efficacia, essendo i premi una grandezza definita ex-ante e verificabile solo a
consuntivo. Solo a fine anno, a fronte dei costi effettivi sostenuti, l’assicuratore puö verificare
se ha davvero proposto dei premi insufficienti e quindi fatto ricorso alle riserve. Ad oggi, chi
vuole rimborsare delle riserve lo puö fare versando dtrettamente un importo
agli assicurati. Questa via diretta e immediata verrebbe in futuro limitata, divenendo
sussidiaria, ostacolando ulteriormente una prassi di rimborso giä poco applicata dagli
assicuratori.

Infine, anche la possibilitä di correzione dei premi a posteriori ë resa piü difficoltosa daI
progetto in discussione. Infatti, con l’introduzione di un vincolo statistico per potervi far capo,
iI ricorso a tale misura da parte delle casse ë piü complicato. Oltretutto ë verosimile attendersi
un rispetto di tale vincolo solo in pochi casi (la probabilitä ë stimabile attorno aI 15%,
presupposta una distribuzione normale deI parametro definito dall’ordinanza), per cui anche
l’obiettivo finale di evitare l’accumulo di ulteriori riserve ne risentirä

In sintesi, iI Cantone Ticino non puö sostenere - pur condividendone la finalitä - la modifica
d'ordinanza cosi come proposta, poichë ritenuta poco efficace e in parte anche
controproducente rispetto agli obiettivi prefissati, andando a complicare ulteriormente una
procedura di determinazione dei premi che permanë lacunosa, nonostante i correttivi
apportati daI 2016 con l’introduzione delta legge sulla vigilanza (LVAMaI).

Ë ferma convinzione dell’Autoritä cantonale che l’unica via percorribile per una riduzione
effettiva delle riserve eccessive e una commisurazione adeguata dei premi ai costi sia
l’introduzione di un obbligo di legge per le casse malati, esattamente come proposto nelle
iniziative cantonali ticinesi depositate il 23 gennaio 2020 presso il Parlamento federale
(oggetti nr. 20.300, 20.301 e 20.302). Deploriamo che, nonostante la stretta affinitä tematica,
iI rapporto esplicativo nemmeno menzËoni questi atti e quindi non si confronti con Ie relative
proposte di meccanismË vincolanti. La correzione della procedura di definizione dei premi neI
senso auspicato dalle menzionate iniziative cantonali consentirebbe di assorbire per alcuni
anni gli aumenti e di sgombrare il campo da dubbi sull’entitä dei premi stessi, concentrando
gli sforzi suI contenimento dei costi dell’assicurazione malattia e sulta ridefinizione delle
modalitä di finanziamento.
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Ringraziando per una debita presa in considerazione delle osservazioni esposte, voglia
gradire, signor Consigliere federale, l’espressione della nostra massima stima.

PER IL CONSIGLIO Dl STATO

11 President

Norman G&bi

11 Cancelliere:

Allegato:
- Form ulario

Copia per conoscenza:
Deputazione ticinese alle Camere federali (can-relazioniesterne@ti.ch)
Dipartimento della sanitä e della socialttä (dss-dir@ti.ch)
Divisione della salute pubblica (dss-dsp@ti.ch)
Area di gestione sanitaria (dss-ags@ti.ch)
Pubblicazione in internet.



Modifica dell’ordinanza sulla vigilanza sull’assicurazione malattie (OVAMaI; RS 832.121 )
Procedura di consultazione

Parere di

Nome / ditta / organizzazione: Cantone Ticino

Sigla della ditta /dell’organizzazione: Tl

Ind irizzo: Cancelleria dello Stato, Piazza Governo 6, 6500 Bellinzona

Persona di contatto: Matteo Veri

Telefono: 091 814 30 35

E-mail:

Data :

matteo.veri@ti.ch

30 novembre 2020

Indicazioni importanti
1. La preghiamo di non modificare la formattazione del modulo e di compilare unicamente i campi di colore grigio

Grazie 'r la collaborazione!

2. Utilizzare una sola riga per ciascun articolo, capoverso e lettera o per ciascun capitolo del rapporto esplicativo.

3. La invitiamo a inviare il Suo parere in formato Word per e-mail entro il 18 dicembre ai seguenti indirizzi e-mail:
aufsicht-krarIkenversicherunq@baq.admin.ch; qever@baq.admin.ch
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Indice

Osservazioni generali
Osservazioni sull’avamprogetto di modifica dell’ordinanza sulla vigilanza sull'assicurazione malattie (OVAMaI)

Altri suggerimenti



Modifica dell'ordinanza sulla vigilanza sull’assicurazione malattie (OVAMaI; RS 832.121 )
Procedura di consultazione

Osservazioni generali
Nome/ditta Osservazione/suggerimento

Tl Ringraziamo per la vostra lettera deI 18 settembre 2020 con cui sottoponete al Cantone Ticino, neIl’ambito della procedura di consultazione, la
modifica dell’ordinanza sulla vigilanza sull'assicurazione malattie (OVAMaI) in oggetto. La proposta precisa le condizioni d’applicazione della
riduzione volontaria delle riserve e deI rimborso dei premi incassati in eccesso dagli assicuratori ed ë finalizzata ad un calcolo dei premi piü preciso

In maniera generale e prima di entrare neI merito del progetto sottoposto a consultazione, iI Cantone Ticino esprime soddisfazione neI constatare
che la problematica delle riserve eccessive degli assicuratori malattie sia ora riconosciuta anche dall'Autoritä federale. La finalitä di riduzione delle
stesse e di premi piü precisi ë pienamente condivisa.

Riguardo alla reale efficacia delle modifiche proposte, l’Esecutivo cantonale esprime per contro un certo scetticismo, ritenendo gli interventi poco
incisivi, in parte anche controproducenti rispetto aI fine perseguito. Ne spieghiamo di seguito le ragioni.

Permettere un rimborso delle riserve se garantito iI limite normativo, ossia a partire da una quota di solvibilitä deI 100% rispetto all’attuale parametro
deI 150% (peraltro non codificato nella normativa federale, ma solo in una circolare dell’UFSP), ë un passo condiviso, ma non cambia di molto la
sostanza delle cose. Infatti, negli ultimi anni, gran parte dei 12 principali assicuratori in Svizzera si situano ben al di sopra della soglia deI 150% (al
1 ' gennaio 2020, 8 presentano una copertura oltre il 186% e sino aI 332%, 2 attorno aI 170%). Nonostante queste elevate quote, ben pochi sono
stati gli assicuratori che hanno proceduto a una riduzione delle riserve, non sottostando ad alcun obbligo di legge. II costante incremento delle
riserve, pari a +3.7 Mia neI triennio 2017-2019, ne ë fedele testimonianza

Riguardo alla modalitä di restituzione delle riserve, che in futuro dovrebbe prioritariamente avvenire attraverso dei premi calcolati riducendo al
massimo i margini dell'assicuratore, esprimiamo forti dubbi. Da un lato, I’UFSP giä raccomanda questo approccio, senza grande successo come
dimostra la crescita delle riserve. D'altro lato, iI calcolo “parsimonioso” dei premi rappresenta un concetto vago, impreciso, ma soprattutto senza
garanzia d’efficacia, essendo i premi una grandezza definita ex-ante e verificabile solo a consuntivo. Solo a fine anno, a fronte dei costi effettivi
sostenuti, I'assicuratore puö verificare se ha effettivamente proposto dei premi insufficienti e quindi avrä fatto ricorso alle riserve. Ad oggi, chi vuole
rimborsare delle riserve lo puö fare versando direttamente un importo agli assicurati. Questa via diretta e immediata verrebbe in futuro limitata,
divenendo sussidiaria, ostacolando ulteriormente una prassi di rimborso giä poco applicata dagli assicuratori.

Infine, anche la possibilitä di correzione dei premi a posteriori ë resa piü difficoltosa daI progetto in discussione. Infatti, con l’introduzione di un
vincolo statistico per potervi far capo, iI ricorso a tale misura da parte delle casse ë piü complicato. Oltretutto ë verosimile attendersi un rispetto di
tale vincolo solo in pochi casi (la probabilitä ë stimabile attorno aI 15%, presupposta una distribuzione normale deI parametro definito
dall’ordinanza), per cui anche l’obiettivo finale di evitare l’accumulo di ulteriori riserve ne risentirä.
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Procedura di consultazione

In sintesi, iI Cantone Ticino non puö sostenere - pur condividendone la finalitä - la modifica d’ordinanza cosi come proposta, poichë ritenuta poco
efficace e in parte anche controproducente rispetto agli obiettivi prefissati, andando a complicare ulteriormente una procedura di determinazione dei
premi che permane lacunosa, nonostante i correttivi apportati daI 2016 con I'introduzione della legge sulla vigilanza (LVAMaI).

Ë ferma convinzione dell’Autoritä cantonale che I'unica via percorribile per una riduzione effettiva delle riserve eccessive e una commisurazione
adeguata dei premi ai costi sia I'introduzione di un obbligo di legge per le casse malati, esattamente come proposto nelle iniziative cantonali ticinesi
depositate il 23 gennaio 2020 presso il Parlamento federale (oggetti nr. 20.300, 20.301 e 20.302). Deploriamo che, nonostante la stretta affinitä
tematica, iI rapporto esplicativo nemmeno menzioni questi atti e quindi non si confronti con Ie relative proposte di meccanismi vincolanti. La
correzione della procedura di definizione dei premi neI senso auspicato dalle menzionate iniziative cantonali consentirebbe di assorbire per alcuni
anni gli aumenti e di sgombrare il campo da dubbi sull’entitä dei premi stessi, concentrando gli sforzi suI contenimento dei costi dell'assicurazione
malattia e sulla ridefinizione delle modalitä di finanziamento.

Per eliminare singole tabelle daI modulo o aggiungere nuove righe, disattivare la protezione in «Revisione/Proteggi documento/Rimuovi protezione». Vedere le istruzioni nell’allegato
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Procedura di consultazione

Osservazioni sull’avamprogetto di modifica dell’ordinanza sulla vigilanza sull'assicurazione malattie
(OVAMaI)
Nome/ditta

Tl

Art.

26

Cpv.

3

Lett. Osservazione/suggerimento Proposta di modifica (testo proposto)

II calcolo “parsimonioso” dei premi rappresenta un concetto vago,
impreciso, ma soprattutto senza garanzia d’efficacia. essendo i
premi una grandezza definita ex-ante e verificabile solo a
consuntivo. Solo a fine anno, a fronte dei costi effettivi sostenuti,
l’assicuratore puö verificare se ha davvero proposto dei premi
insufficienti e quindi fatto ricorso alle riserve.

Non vincolare questa modalitä di rimborso
neIl’ordinanza

30a Con l’introduzione di un vincolo statistico per poter compensare
dei premi in eccesso, iI ricorso a tale misura da parte delle casse ë
piü complicato. Oltretutto ë verosimile attendersi un rispetto di tale
vincolo solo in pochi casi (la probabilitä ë stimabile attorno aI 15%,
presupposta una distribuzione normale deI parametro definito
dall’ordinanza), per cui anche l’obiettivo finale di evitare
l’accumulo di ulteriori riserve ne risentirä

Eliminare il vincolo statistico.

Per eliminare singole tabelle daI modulo o aggiungere nuove righe, disattivare la protezione in «Revisione/Proteggi documento/Rimuovi protezione». Vedere le istruzioni nell'allegato
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Altri suggerimenti
Nome/ditta

Tl
Osservazione/suggerimento Testo proposto

La quota indicata per la valutazione della situazione economica
dell’assicuratore va modificata in funzione di quanto previsto al nuovo
articolo 26 cpv. 1

Ridurre la quota da 150% a 100%.



Landammann und Regierungsrat des Kantons Uri

Bundesamt für Gesundheit (BAG)
Direktionsbereich Kranken- und Unfallversicherung

Abteilung Versicherungsaufsicht
Schwarzenburgstrasse 157

3003 Bern

Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV). Freiwilliger Abbau von Reserven
und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen; Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 18. September 2020 unterbreitet das Eidgenössische Departement des Innern
(EDI) den Kantonsregierungen eine Änderung der Krankenkassenaufsichtsverordnung (KVAV) zur

Stellungnahme.

Der Regierungsrat begrüsst die Stossrichtung der vorgeschlagenen Änderungen. Allerdings kann die

Änderung auch bei einer lückenËosen Umsetzung nicht garantieren, dass die Versicherer übermässige
Reserven innen nützlicher Frist abbauen bzw. zu viel eingenommene Prämien konsequent an die
Versicherten zurückerstatten werden. Daher fordert der Kanton Uri:

ergänzend zur aktuellen Vorlage eine Präzisierung des Begriffs « übermässige Reserven» in
neuem Artikel 25 Absatz 5 KVAV, das heisst Einführung einer Obergrenze von 150 Prozent der

gesetzlich erforderlichen Mindesthöhe (wie sie auch in der Standesinitiative 20.301 « Für ge-
rechte und angemessene Reserven» gefordert wird);
eine entsprechende Anpassung von Artikel 31 KVAV zur Beurteilung der wirtschaftlichen Situa-
tion des Versicherers {Senkung des Schwellenwerts von 150 Prozent auf 125 Prozent);
ktare Zielformulierung für den Abbau übermässiger Reserven in neuem Artikel 26 KVAV;



2

Vollzugsmonitoring des Verhaltens der Versicherer betreffend die knappe Kalkulation der Prä-
mien und weiteren Massnahmen zum Reserveabbau sowie den Ausgleich von zu hohen Prä-
mieneinnahmen;

umfassende Wirkungsanalyse unter der Leitfrage der Zielerreichung spätestens vier Jahre nach
dem Inkrafttreten der Vorlage - dies ist in den Übergangsbestimmungen zur KVAV festzuhalten;
eine Revision der Rechtsgrundlagen auch auf Gesetzesstufe.

Zudem unterstützt der Kanton Uri die Stellungnahme der Schweizerischen Konferenz der kantonalen
Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDl<).

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit der Stellungnahme.

Altdorf, 4. Dezember 2020

Im Namen des Regierungsrats
eid irektornnn

4
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CONSEIL D’ETAT

Chäteau cantonal
1014 Lausanne

aufsicht-krankenversicherung@baq . admin.ch

q ever@bag . admin.ch

Rëf . : 20_COU 2670 Lausanne, le 9 dëcembre 2020

Consultation fëdërale - Modification de I'ordonnance sur la surveillance de
I'assurance-maladie. Rëduction volontaire des rëserves et compensation des
primes encaissëes en trop

Monsieur le Conseiller fëdëral,
Mesdames, Messieurs,

Nous vous remercions de nous avoir donnë la possibilitë de prendre position sur l’objet
citë en titre. Le formulaire complëtë avec nDS observations et le dëtail de nos
commentaires se trouvent en annexe.

A l’instar de la Confërence des directrices et directeurs cantonaux de la santë (CDS),
nous approuvons dans son ensemble le projet mis en consultation, mais estimons que
celui-ci est insuffisant et que des changements plus consëquents sont nëcessaires.

Le Conseil d’Etat du Canton de Vaud tient ainsi ä saluer I'orientation des modifications
de l’OSAMal proposëes, qui visent ä faciliter la rëduction volontaire des rëserves
LAMal et la compensation des primes encaissëes en trop. Ces modifications
permettront aux caisses de restituer aux assurës les rëserves qui dëpassent le
minimum lëgal, ä savoir un taux de solvabilitë de 100%. Actuellement, les assureurs
ont certes la possibilitë de diminuer leurs rëserves „ si elles risquent de devenir
excessives ”, mais aucun taux n'est prëcisë dans la loi, et le terme “ excessives ” n’y
est pas dëfini.

Depuis Ie 1“ janvier 2016, les rëserves LAMal n’ont cessë de croTtre. Le 1“ janvier
2020, elles atteignaient plus du double du montant minimum lëgal, avec un taux de
solvabilitë national de 202%. La part au-dessus du taux minimum de 100%, ä savoir
non nëcessaire pour couvrir les risques des assureurs, se montait ä Fr. 5.7 milliards
pour toute Ia Suisse. Dans ces conditions, iI est primordial qu'une base lëgale instaure
la possibilitë de restituer la totalitë de ce montant.

Pour atteindre cet objectif , la modification de l’OSAMal proposëe ne suffira
certainement pas. Aux yeux du Conseil d’Etat du Canton de Vaud, une mesure plus
contraignante serait nëcessaire. En effet, la lëgislation en vigueur permet dëjä aux
assureurs de diminuer leurs rëserves sur une base volontaire, jusqu'ä un taux de 150%
mentionnë dans une directive de I’OFSP. Pourtant, au 1“ janvier 2020, le taux de
solvabilitë de la majoritë des assureurs ëtait nettement plus ëlevë.

[
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Concernant le moyen, le Conseil d’Etat du Canton de Vaud soutient la volontë du
lëgislateur de privitëgier la rëduction des rëserves par un calcul des primes “ au plus
juste „ plutöt que par une compensation aux assurës. En effet, quand les primes fixëes
ä un niveau trop ëlevë alimentent les rëserves et sont restituëes ensuite sous forme de
compensation, le canton n’est pas en mesure de rëcupërer Ia part correspondante
versëe au titre de la rëduction des primes, au motif d’une part de l’absence de base
lëgale, et d’autre part de la complexitë administrative qu’implique une teIle procëdure.
En revanche, 1 .5% de cette compensation est dëduite des subsides versës aux
cantons par la Confëdëration (art. 3 al. 4bis de I’ORPM). Ainsi, en 2021 iI est prëvu que
CHF 2.85 millions soient soustraits des subsides fëdëraux destinës au Canton de Vaud
en raison de primes trop ëlevëes en 2019 ristournëes aux assurës vaudois en 2020. Le
canton est ainsi doublement perdant.

Dans ce cadre, le Conseil d'Etat du Canton de Vaud demande ä la Confëdëration de
renoncer ä dëduire ledit montant des subsides fëdëraux pour la rëduction de primes. II
demande aussi que 1’al. 4bis de 1’art. 3 de I'ordonnance sur les subsides fëdëraux
destinës ä la rëduction des primes dans l’assurance maladie (ORPM) soit supprimë.

II est ëgalement peu probable que le calcul des primes “ au plus juste ” ä lui seul
permette de rëduire les rëserves d'une maniëre consëquente, tout en respectant le fait
que I'autoritë de surveillance n’approuve que les primes couvrant les coüts (article 16
al 4 let. b de la LSAMaI). Tout au plus, ce calcul “ au plus juste ” limitera-t-iI la
croissance des rëserves. De plus, les primes encaissëes en trop, qui deviennent de
facto des rëserves, doivent aussi pouvoir ëtre restituëes aux assurës sous forme de
primes calculëes « au plus juste » l’annëe suivante, et non comme montant ristournë
aux assurës. Une modification de la loi autorisant I'autoritë de surveillance ä approuver
des primes qui ne couvrent pas les coüts dans certaines circonstances, ä savoir pour
rëduire les rëserves et pour rëëquilibrer les primes encaissëes en trop, doit ëtre
envisagëe.

La mise en place d’objectifs pour les assureurs avec un taux de solvabilitë ëlevë doit
ëtre prëvue, de mëme qu’un monitoring systëmatique de l’effet des mesures prises
pour le rëduire. Pour cela, iI est important que certaines notions dans I'ordonnance
soient dëfinies avec davantage de prëcisions, comme “ rëserves excessives ” ou “ au
plus juste » afin de les objectiver et ainsi rendre transparentes les dëcisions prises par
l’autoritë de surveillance. Finalement, une ëvaluation des modifications doit ëtre prëvue
au bout de quelques annëes.

En rësumë, le Conseil d’Etat vaudois soutient les modifications proposëes de
l’OSAMal, avec quelques corrections mentionnëes dans le formulaire annexë. En
revanche, iI doute fort que la prëcision de certaines notions et de certaines
interprëtations de la loi suffisent ä changer fondamentalement Ia situation actuelle, ä
savoir trois annëes consëcutives de primes nettement plus ëlevëes que les coüts dans
Ie Canton de Vaud, ainsi qu'une hausse consëquente des rëserves LAMal au niveau
suisse. En effet, l’autoritë de surveillance utilise dëjä chaque annëe ses compëtences
lëgislatives pour autoriser des primes nettement supërieures aux coüts et des rëserves
nettement excessives.

CONSEil D'FrAT
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Ainsi, selon le Conseil d'Etat du Canton de Vaud, des changements lëgislatifs plus
consëquents s’avërent nëcessaires pour atteindre le rësultat escomptë. II s’agirait
notamment d’introduire Line disposition contraignante dans la loi pour que les rëserves
excessives soient restituëes aux assurës, et de permettre de les rëduire par des
primes calculëes « au plus juste ”

En vous remerciant par avance de bien vouloir tenir compte de nos propositions ci-
dessus et dans le formulaire annexë, nous vous prions d'agrëer, Monsieur le Conseiller
fëdëral, Mesdames, Messieurs, nos salutations les meilleures.

AU NOM DU CONSEIL D’ETAT
LA PRESIDENTE LE CHANCELIER

Lt&
Nuria Gorrite Vincent Grandjean

Annexe
• Formulaire OSAMaI

Copies ;
• DSAS
• DGCS
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Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie (OSAMaI ; RS 832.121 )
Procëdure de consultation

Prise de position de
Nom / entreprise / organisation Conseil d’Etat du canton de Vaud

Dëpartement de la santë et de 1’action sociale
Direction gënërale de la cohësion sociales

Abrëviation de l’entreprise / organisation VD, DSAS-DGCS

Adresse Bätiment administratif de la Pontaise, 1014 Lausanne

Personne de rëfërence Brit Baarli, ëconomiste

Tëlëphone 021 316 55 56

Courriel brit.baarli@vd . ch

Date

3 Utilisez une ligne par article, alinëa et lettre ou par chapitre du rapport explicatif.

4 Veuillez envoyer votre prise de position au format Word avant le 18 dëcembre 2020 aux adresses suivantes :
aufsicht-krankenversicherunq@baq.admin.ch ; qever@baq.admin.ch
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Sommaire

Remarques gënërales
Remarques concernant le projet de modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie (OSAMaI)
Autres propositions
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Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie (OSAMaI ; RS 832.121 )
Procëdure de consultation

Remarques gënërales
Nom/entreprise Commentaires/remarques

Erreur ! Source 1 Le canton de Vaud salue la direction des modifications proposëes qui visent ä faciliter la rëduction des rëserves LAMal et la restitution des
du renvoi F primes.
introuvable.VD

Erreur ! Source 1 Cependant, sans modification de la loi (LSAMaI) la rëduction des rëserves n’est pas contraignante pour les assureurs ; e11e reste volontaire. De
du renvoi l ce fait les effets risquent d’ëtre limitës. En effet, une teIle rëduction facultative est dëjä possible dans le dispositif actuel, du moins jusqu'ä 150%.
introuvable.VD 1 Cependant, malgrë cela, nombreux sont les assureurs qui ont accumulë des rëserves dëpassant largement ce taux.

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.VD

Aussi bien dans les propositions de modification de l’ordonnance que dans les commentaires, iI manque une description des objectifs concrets ä
atteindre par les assureurs, ä savoir le taux de soËvabilitë ä atteindre lors de la restitution des rëserves excessives aux assurës, le temps pour
atteindre ces objectifs, ou une fourchette pour le combined ratio avec des primes fixëes < au plus juste >. Sans objectifs chiffrës, iI ne sera pas
possible de contröler que les modifications proposëes atteignent leur but. Malheureusement, la formulation non contraignante des modifications
ne permet pas vraiment d’imposer d’objectifs concrets aux assureurs. Pour cela, une modification de la loi semble nëcessaire.

Erreur ! Source 1 II paraTt a priori douteux que les assureurs calculent spontanëment leurs primes < au plus juste » dans Ie but de diminuer leurs rëserves, sur une
du renvoi l base volontaire. Le rësultat de l’opëration ëtant incertain (iI s'agit d’une projection dans le futur avec des donnëes estimëes), ils n’ont a priori rien
introuvable.VD F ä gagner avec cette prise de risque. D’autant plus que l’ordonnance prëvoit ä 1’al. 4 de I'art. 26 qu’ils < peuvent > aussi recourir au versement

d’une compensation aux assurës, moyen plus fiable et plus mëdiatique pour les assureurs qui dësirent diminuer leurs rëserves

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.VD

Le calcul des primes < au plus juste > ä lui seul ne permettra pas de rëduire les rëserves d’une maniëre consëquente tout en respectant I'article
16 al. 4 let. b de la LSAMaI, ä savoir que < 1’autoritë de surveillance n'approuve que les primes couvrant les coüts ». Tout au plus, cette
modification permettra-t-eIle de limiter la croissance des rëserves. Pour que ce mëcanisme puisse avoir un effet, les primes doivent ëtre
infërieures aux coüts, ce qui nëcessite une modification de la LSAMaI (article 16 al 4 let. b de la LSAMaI). Par consëquent, pour rëduire les
rëserves, la compensation aux assurës risque fort d’ëtre largement utilisëe par les assureurs.
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Nom/entreprise Commentaires/remarques

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.VD

Certaines notions et formulations restent peu prëcises et ne sont, de ce fait, pas objectivables. Dës lors, les dëcisions deviennent arbitraires et
confidentielles. Ainsi, la notion du calcul des primes < au plus juste », qui n'est pas mesurable, est soumise ä I'apprëciation exclusive de I'autoritë
de suIveillance (art. 26 al. 3). Les cantons ne reg'oivent pas les donnëes nëcessaires, entre autres le revenu projetë des primes et le combined
ratio, qui leur permettrait d’avoir un avis ou mëme de comprendre la dëcision de l’autoritë de surveillance. 11 en va de mëme de la dëcision de
verser une compensation aux assurës plutöt que de calculer les primes au plus juste (art. 26 al 4). De ce fait, iI est important que les notions
citëes soiënt mieux dëfinies et les dëcisions prises par l’autoritë de surveillance transparentes. II est ëgalement important que les cantons
reQoivent toutes les informations nëcessaires pour suivre et comprendre la mise en place de ces mesures. II s’agit de primes cantonales, avec
une rëduction importante financëe par le canton.

Erreur ! Source 1 Les primes encaissëes en trop doivent aussi pouvoir ëtre restituëes sous forme de primes calculëes < au plus juste „. Le canton ne peut pas
du renvoi I rëcupërer Ia part de rëduction de primes lors de la compensation sous forme de ristournes en dëduction des primes dues par les assurës (art.
introuvable.VD l 33).

VD Un monitoring des rëserves par assureur et des efforts de rëduction doit ëtre mis en place par l’autoritë de surveillance. Ce monitoring doit ëtre
transparent et accessible aux cantons.

Si vous souhaitez supprimer certains tableaux du formulaire ou y ajouter de nouvelles lignes, cliquez, dans I'onglet < Rëvision >, sur „ Restreindre 1a modification >, puis < Dësactiver 1a protection > pour
pouvoir modifier Ie document (cf. instructions en annexe)
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Remarques concernant le projet de modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie
(OSAMaI)
Nom/entreprise l Art.
S
du renvoi
introuvable.VD

Al.

5

Let. Commentaires/remarques Modification proposëe (texte proposë)

Une dëfinition plus prëcise du terme < rëserves excessives >,
avec une limite supërieure, doit ëtre introduite dans la lëgislation.
Un taux plus bas que celui proposë ci-contre (150%) pourrait
aussi ëtre envisagë. Cette prëcision permet d’introduire un
premier objectif ä atteindre lors de la rëduction des rëserves par
un assureur.

< Les rëserves sont excessives au sens de 1’art.

16, al. 4, let. d, LSAMaI +olsque4a€ouver+ule4u

garantie ä long terme avec un niveau infërieur de
rë8erves. Pour en juger, I'autoritë de suIveillance
se fonde sur Ie plan d'exploitation et sur les
ind iGations visöes ä llart. 121 al. 3. lorsqu’elles
excëdent 150% du montant minimal des rëserves
au sens de 1’art. 14, al. 2, LSAMaI et de 1’art. 11
OSAMaI.

VD 26 l 3 Les assurës qui ont contribuë avec leurs primes trop ëlevëes ä
l’augmentation des rëserves des assureurs sont aussi ceux qui
doivent profiter de la rëduction de ces rëserves. Les primes ëtant
fixëes au niveau cantonal, le rapport entre les primes et les coüts
attendus doit ëtre considërë au niveau cantonal - et mëme au
niveau de chaque rëgion de primes - et non sur I'ensemble du
territoire d’activitë des assureurs.

Le plan de rëduction doit prëvoir que l’assureur fixe
les primes au plus juste ; te rapport entre les
primes et les coüts attendus doit ëtre uniforme
dan s I’ensemble du champ territorial d’aGtivitë
$elon une clë de rëpartition ëquitable fixëe par
lla5sureur de l’assureur dans chaque canton pour
chaque assureur.

r
du renvoi
introuvable.VD

4 La premiëre phrase de 1’al. 4 teIle que formulëe reste ambiguë.
EIle pourrait ëtre interprëtëe comme un choix pour l’assureur
entre la mesure dëcrite ä I'al. 3 (le calcul des primes au plus
juste) et celle de 1’al. 4 (la compensation aux assurës). Les
commentaires ä ce sujet sont clairs ; la compensation aux
assurës ne doit ëtre utilisëe qu’ä titre exceptionnel. Une
hiërarchisation plus claire entre ces deux mesures, avec
1’intervention directive de I'autoritë de suIveillance pour la

Si les conditions prëvues ä 1’art. 16, al. 4, LSAMaI
n’ont pas ëtë remplies avec un calcul au plus juste
des primes, l’autoritë de surveillance peut ordonner
que I'assureur verse une compensation aux
assurës... ..

5
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seconde, paraTt plus adëquate

Erreur ! Source 1 30adu renvoi
introuvable.VD

1 Avec la formule proposëe, qui ne concerne qu’une seule annëe,
les primes devront ëtre trës largement supërieures aux coüts
pour qu’un remboursement puisse ëtre envisagë. Souvent c'est
sur la durëe qu’un dëpassement moins important mais
systëmatique, et hors effets alëatoires, est constatë pour
certains assureurs. Par consëquent, la formule proposëe ne
suffit pas. EIle doit ëtre complëtëe par la prise en compte des
primes supërieures aux coüts sur plusËeurs annëes.

Les primes encaissëes sont nettement plus
ëlevëes que les coüts cumulës, si pour un assureur
dans un canton dëterminë 1

a. la diffërence entre le rapport attendu entre les
coüts et les primes et le rapport effectif entre les
coüts et les primes est supërieure ä l’ëcart-type ou
b. si les coüts cumulës des trois derniers
exercices ont ëtë infërieurs aux revenus des
primes pour la mëme përiode,

r
du renvoi
introuvable.VD

Le taux prëcisë ä I'art. 31 doit ëtre cohërent avec celui prëvu ä
I'art. 26. Les primes encaissëes en trop dont il est question dans
1’art. 31 sont versëes dans les rëserves des assureurs. L’al. 1 de
I'art 26 prëcise que les assureurs peuvent rëduire leurs rëserves
si elles restent supërieures ä 100% du niveau minimal visë ä
1’art. 11 al.1. De ce fait, les primes encaissëes en trop devraient
aussi pouvoir ëtre compensëes si les rëserves restent
supërieures ä 100% du niveau minimal visë.

L’assureur se trouve dans une situation
ëconomique qui permet une compensation des
primes encaissëes en trop si, aprës I'avoir
effectuëe, iI dispose de rëserves supërieures ä
150% 100'7, du niveau minimal visë ä I'article 11,
al 1

E
du renvoi
introuvable.VD

II est important qu'une ëvaluation des modifications soit prëvue
en collaboration avec les cantons et des reprësentants du
monde scientifique.

Quatre ans aprës son entrëe en vigueur, I’OFSP
ëvalue la mise en muvre et les effets des
modifications de l’ordonnance en collaboration
avec les cantons et des reprësentants du monde
scientifique. Un rapport est produit.

Si vous souhaitez supprimer certains tableaux du formulaire ou y ajouter de nouvelles lignes, cliquez, dans l’onglet < Rëvision >, sur « Restreindre Ia modification >, puis < Dësactiver Ia protection > pour
pouvoir modifier Ie document (cf, instructions en annexe)
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Autres propositions
Nom/entreprise
Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.VD

Art. Commentaires/remarques Modification proposëe (texte proposë)

ORPM,
art. 3 al.
4bis

L'al. 4bis de I'art. 3 de l’Ordonnance sur les subsides fëdëraux
destinës ä la rëduction des primes dans l’assurance maladie (ORPM)
doit ëtre supprimë. En effet, quand les primes trop ëlevëes alimentent
les rëserves des assureurs et sont ensuite restituëes sous forme de
compensation aux assurës, le canton ne peut pas rëcupërer sa
contribution pour la rëduction des primes, entre autres les subsides
complets octroyës aux bënëficiaires de prestations complëmentaires ä
l’AVS et ä 1’AI, pourtant fixës par le droit fëdëral. La lëgislation actuelle
ne l’autorise pas. En revanche, 1’art. 3 al. 4bis de I’ORPM autorise la
Confëdëration ä dëduire 7.5% de cette compensation aux subsides
fëdëraux qu’eIle verse aux cantons.

En Gas de Gompensation de primes enGai$$6e$ en trop au
sens de 1lart. 17 de la loi du 26 septembre sur la
8urveillanGe de 1’38$urance maladie, iI est dëduit 7, 5% de
la part qui revient ö chaque canton ou sen6 de I'al. 4. Le
Dëpartement fëdëral de I'int6rieur peut dëfinir comment la
dëdUG+}QnestGaIouin
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WMonsieur Alain Berset
Conseil ler fëdëral
Dëpartement fëdëral de l'intërieur
Palais fëdëral
3003 Berne

Date 1 6 DEC. 2020

Prise de position du canton du Valais relative ä la consultation sur la modification de
l’Ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie {OSAMal)
Rëduction volontaire des rëserves et compensation des primes encaissëes en trop

Monsieur le ConseiIËer fëdërat,

En rëponse ä votre invitation du 18 septembre 2020 concernant l’abjet citë en rëfërence, nous vous
remercions de nous donner l’occasian de nous prononcer sur votre projet de modificatËon de
l'Ordonnance sur la surveil lance de l’assurance-maladie (OSAMaI).

Le Con seil d’Etat valaisan estime que la modification de I'ordonnance proposëe mërite d'ëtre
$outenue. Ann de garantir que les assureurs rëduiront les rëserves excessives dans un dëlai
raisonnable ou qu'ils rembourseront systëmaüquement les primes excessives aux assurës, nous
vous propo sons d'apporter ä votre projet les prëcisions suivantes :

Art, 25 Montant des primes

Une dëfinition plus prëcise des < rëserves excessives > doit ëtre stipulëe dans F’OSAMal par
I'introduction d'une limite supërieure permettant ainsi de vërËfier la rëalisation des objectifs. Les
rëserves des assureurs ne doivent conespondre pËus qu’ä 150 % du niveau minimal lëgalement
requis au plus tard quatre ans aprës l’entrëe en vigueur de la modification de l’ordonnance. Cet
objectif concret et mesurable doit figurer dans les explications sur I'art. 25, al. 5 de l*OSAMal.

Art. 25, al. 5 : Les rëserves sont excessFves au sens de 1’art. 16, al. 4, let. d, LSAMaI lor$que la

üvec un niveau infërieur de r6oervoo. Pour on juger, !’autoritö de 5uweitlance se
foncIe sur Ie plan d'exploitation et sur les indications visëe$ ä 1’art. 12, öl, 3. si elles
excëdent 150 % du montant minimal des rëserves au sens de I'art. 14, al. 2, LSAMaI
et de 1’art. 1 1 OSAMaI.

J Place de la Planta 3. CP 478. 1951 Sion
Td. 027 606 21 00 . Fax 027 606 21 04



Art. 26 Rëduction volontaire des rëserves

Les assurës qui ont contribuë ä un accroissement des rëserves via leurs primes doivent bënëficier
de la rëduction. Par consëquent, le rapport entre les primes et les coöts attendus ne peut ëtre
uniforme dans taut Ie champ d’activitë territorial de l’assureur. Le rapport devrait ëtre ëtabli canton
par canton.

Art. 26, al. 3 : Le plan de rëduction doit prëvoir que I'assureur fixe les primes au plus juste ; le
rapport entre les primes et les coüts attendus doit ëtre uniforme dano l’ensemble
du champ territorial d'activitë de l’a86urour par canton.

La formulation de la premiëre phrase de I'article 26, al. 4 doit ëtre prëcisëe afin que, si eIle
n'approuve pas les tarifs, I'autoritë de surveillance puisse ordonner ä l’assureur les mesures ä
prendre. La deuxiëme phrase de I'art. 26, al. 4, OSAMaI doit ëtre modifiëe afin que la rëduction des
rëserves ne s’effectue pas ä Fa charge des cantons qui, ces derniëres annëes, ont contribuë de
maniëre plus que proportionnëe ä leur constitutian.

Art. 26, al. 4 : Lorsque la mise en muvro de la mesure prövue ö 1’al. 3 les conditions prëvues ä
ne permet pas de respecter I'art. 16, al. 4, LSAMaI ne sont pas remplies matqrë un
calcul au plus juste des primes, I'ascureur peut veroer l’autoritë de surveillance
peut ordonner que I'assureur verse une compensation aux assurës. Son montant
doit ëtre rëparti entre les assurës dorIS le Ghamp territorial d'üctivitö de l’aooureur
seIon une clö de rëpartition ëquitablo fixëe par I'aooureur selon les excëdents
cumuIës des troËs derniers exercices de chaque canton.

Art. 30a Prime$ nettement plus ëlevëes

Au IËeu de la dëfinition restrictive du terme < primes nettement plus ëlevëes >, nous proposons que
les assureurs analysent le rapport entre les primes encaissëes et les coüts – en plus de I'examen
annuel selon I'article 30 OSAMaI - ëgalement dans le cadre d'une comparaison pluriannuelle,
C’est le seul moyen de combattre LIne budgëtisation rëcurrente trop prudente.

Art. 30a, al. 1 : Les primes encaËssëes sont nettement plus ëlevëes que les coüts cumulës si pour
un assureur dans un canton la difförence entre le rapport attendu entre leo coOts et
leo primeo et le rapport effectif entre les coüts et les primes est supörieurc ä t'ëcort
type les coüts cumulës ëtaient infërieurs aux primes encaissëes dans chacun des
trois derniers exercices.

En raison de la modification proposëe ä I'al. 1, la formule du calcul de l’ëcart-type devient inutile.

Art. 30a, al. 2 : L'öcürt type est calculö par a$sureur et par cünton $elon la formule fixöe dnns
I'ünnexe.

Art. 30b Portefeuille d’a$surës dëterminant pour la compensation des primos encaissëe$
en trop

Cette disposition empëcherait dësormais une compensation des primes dans les petits cantons,
dans lesquels le portefeuille d'assurës des diffërentes caisses dassurance-maladie est
inëvitablement limitë, avec pour consëquence, Line inëgalitë de traitement illicite par rapport aux
assurës d'autres cantons. L'article 30b doit ëtre supprimë du projet.

Art. 30b : L'as$ureur peut compen6er les primes en6ai6sëe€, en trop dan8 un 6anton dös lors
quo l’effeotif de ses as8urös dans ce canton est 8upërieur ä I'offectif tröc peu .
important au sen8 de 1’art. 01, al. 1, OAMal;2,
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Art. 31 Ëvaluation de la sItuation ëconomique de l’assureur

Pour garantir la cohërence avec l’art. 26, al. 1, la vateur seuiË des rëserves sur la base de laqueIFe
la situation financiëre de l’assureur peut ëtre jugëe bonne doit ëtre abaissëe de 150 % ä 100 %.

Art. 31 : L'assureur se trouve dans LIne situation ëconomique qui permet une compensation
des primes encaissëes en trap si, aprës l’avoir effectuëe, iI dispose de rëserves
supërieures ä 150 % 100 % du niveau minimal visë ä I'art. 11, al. 1.

Chapitre 9 Dlsposltions finales

II convient de complëter te chapitre 9 < Dispositions finales > par une disposition transitoire relative
ä I'analyse de 1’impact de la madincaüon de I'ordonnance.

Art. 73 : (nouveau) Quake ans aprës l’entrëe en viqueur de la prësente modFficaÜon, I'OFSP,
mëne en collaboration avec les assureurs, les cantons et des reprësentants des
milieux scientifiques Line analyse de sa mËse en @uvre et de la rëalisation de ses
objectifs

En vous remerciant de nous avoir consultës, nous vous prions de croire, Monsieur le Conseiller
fëdëral, ä l’assurance de notre parfaite considëratËon.

Au n

LgÖr sidenf

bphMrbella: Philiplp Spörri

Le chancelier

Annexe formulaire

Copie ä aufsicht-krankenversicherung@baq.admin.ch
qever@bag.admin.ch
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Prise de position de

Nom / entreprise / organisation : Etat du Valais

Abrëviation de l’entreprise / organisation : EtatVS

Adresse : Service de la santë publique, Av. de la Gare 23, 1951 Sion

Personne de rëfërence : Victor Fournier, Chef de service

Tëlëphone : 027 606 49 00

Courriel : victor.fournier@admin.vs.ch

Date : 03.12.2020

Remarques importantes
1. Veuillez n'effectuer aucun changement dans Ie format du formulaire et ne remplir que les champs gris

4

Nous vous remercions de votre participation.

3 Utilisez une ligne par article, alinëa et lettre ou par chapitre du rapport explicatif.

Veuillez envoyer votre prise de position au format Word avant Ie 18 dëcembre 2020 aux adresses suivantes :
aufsicht-krankerIversicherunq@baq.admin.ch ; qever@baq.admin.ch
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Remarques gënërales
Nom/entreprise Commentaires/remarques

EtatVS

EtatVS

EtatVS

EtatVS

EtatVS

EtatVS

EtatVS

Si vous souhaitez supprimer certains tableaux du formulaire ou y ajouter de nouvelles lignes, cliquez, dans l’onglet < Rëvision >, sur < Restreindre Ia modification >. puis < Dësactiver Ia protection » pour
pouvoir modifier Ie document (cf. instructions en annexe)
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Remarques concernant le projet de modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie
(OSAMaI)
Nom/entreprise l Art.
mT–1: 25

Al.

5

Let. Commentaires/remarques Modification proposëe (texte proposë)

Une dëfinition plus prëcise des < rëserves excessives > doit
ëtre stipulëe dans l’OSAMal par l’introduction d’une limite
supërieure permettant ainsi de vërifier la rëalisation des
objectifs. Les rëserves des assureurs ne doivent correspondre
plus qu’ä 150 % du niveau minimal lëgalement requis au plus
tard quatre ans aprës l’entrëe en vigueur de la modification de
l’ordonnance. Cet objectif concret et mesurable doit figurer
dans les explications sur 1’art. 25, al. 5 de I'OSAMaI.

Les rëserves sont excessives au sens de 1’art. 16
al. 4, let. d, LSAMaI si elles excëdent 150 % du
montant minimal des rëserves au sens de 1’art.
14, al. 2, LSAMaI et de 1’art. 11 OSAMaI.

EtatVS
26 Les assurës qui ont contribuë ä un accroissement des rëserves

via leurs primes doivent bënëficier de la rëduction. Par
consëquent, le rapport entre les primes et les coüts attendus ne
peut ëtre uniforme dans tout Ie champ d’activitë territorial de
l’assureur. Le rapport devrait ëtre ëtabli canton par canton.

Le plan de rëduction doit prëvoir que l’assureur
fixe les primes au plus juste ; le rapport entre les
primes et les coüts attendus doit ëtre uniforme par
canton

EtatVS
26 La formulation de la premiëre phrase de 1’article 26, al. 4 doit

ëtre prëcisëe afin que, si eIle n’approuve pas les tarifs, l’autoritë
de surveillance puisse ordonner ä l’assureur les mesures ä
prendre. La deuxiëme phrase de 1’art. 26, al. 4, OSAMaI doit
ëtre modifiëe afin que la rëduction des rëserves ne s’effectue
pas ä la charge des cantons qui, ces derniëres annëes, ont
contribuë de maniëre plus que proportionnëe ä leur constitution

Lorsque les conditions prëvues ä I'art. 16, al. 4,
LSAMaI ne sont pas remplies malgrë un calcul au
plus juste des primes, I'autoritë de surveillance
peut ordonner que I'assureur verse une
compensation aux assurës. Son montant doit ëtre
rëparti entre les assurës selon les excëdents
cumulës des trois derniers exercices de chaque
canton.

EtatVS 30a F 1 Au lieu de la dëfinition restrictive du terme < primes nettement l Les primes encaissëes sont nettement plus
plus ëlevëes >, nous proposons que les assureurs analysent Ie 1 ëlevëes que les coüts cumulës si pour un
rapport entre les primes encaissëes et les coüts – en plus de 1 assureur dans un canton les coüts cumulës
I'examen annuel selon I'article 30 OSAMaI – ëgalement dans Ie 1 ëtaient infërieurs aux primes encaissëes dans

4
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cadre d’une comparaison pluriannuelle. C'est le seul moyen de 1 chacun des trois derniers exercices
combattre une budgëtisation rëcurrente trop prudente.

EtatVS

EtatVS

30a

30b

2 En raison de la modification proposëe ä I'al. 1, la formule du
calcul de l’ëcart-type devient inutile.

[supprimer]

Cette disposition empëcherait dësormais une compensation
des primes dans les petits cantons, dans lesquels le portefeuille
d'assurës des diffërentes caisses d'assurance-maladie est
inëvitablement limitë, avec pour consëquence, une inëgalitë de
traitement illicite par rapport aux assurës d'autres cantons
L’article 30b doit ëtre supprimë du projet,

[supprimer]

EtatVS
31 Pour garantir la cohërence avec l’art. 26, al. 1, la valeur seuil

des rëserves sur la base de laquelle Ia situation financiëre de
l’assureur peut ëtre jugëe bonne doit ëtre abaissëe de 150 % ä
100 %

L’assureur se trouve dans une situation
ëconomique qui permet une compensation des
primes encaissëes en trop si, aprës I'avoir
effectuëe, iI dispose de rëserves supërieures ä
100 % du niveau minimal visë ä 1’art. 11, al. 1.

EtatVS
73 nouveau II convient de complëter le chapitre 9 < Dispositions finales >

par une disposition transitoire relative ä I'analyse de 1’impact de
la modification de I'ordonnance.

Quatre ans aprës I'entrëe en vigueur de la
prësente modification, I’OFSP mëne en
collaboration avec les assureurs, les cantons et
des reprësentants des milieux scientifiques une
analyse de sa mise en @uvre et de la rëalisation
de ses objectifs

EtatVS

EtatVS

EtatVS

Si vous souhaitez supprimer certains tableaux du formulaire ou y ajouter de nouvelles lignes, cliquez, dans l’onglet < Rëvision >, sur < Restreindre la modification », puis < Dësactiver Ia protection > pour
pouvoir modifier Ie document (cf. instructions en annexe)
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Kanton Zug
Regierungsrat

Regierungsrat, Postfach, 6301 Zuq

Nur per E-Mail
Eidgenössisches Departement
des Innern EDI
Inselgasse 1
3003 Bern

Zug, 15. Dezember 2020 sa

Vernehmlassung zur Änderung der Krankenversicherungsauf$ichtsverordnung. Freiwilli-
ger Abbau von Reserven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 18. September 2020 haben Sie den Kanton Zug eingeladen, bis am
18. Dezember 2020 zur Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (freiwilliger
Abbau von Reserven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen) Stellung zu nehmen.

Gerne äussern wir uns wie folgt:

1. Allgemeine Bemerkungen

Gemäss dem Prinzip des Bedarfsdeckungsverfahrens sind die laufenden Ausgaben in der sozi-
alen Krankenversicherung grundsätzlich durch die laufenden Einnahmen zu decken. Die An-
häufung von übermässigen Reserven widerspricht diesem Grundsatz. Dennoch flossen zwi-
schen 2016 und 2019 insgesamt 4 Milliarden Franken in die bereits hohen Reserven der Versi-
cherer. Mit anderen Worten: Die Versicherten haben im Vergleich mit der reinen Kostenent-
wicklung zu viel Prämien bezahlt.

Wir erwarten deshalb, dass die Versicherer jenen Teil ihrer Reserven, welcher zur längerfristi-
gen Gewährleistung der Deckung der Mindestreserven nicht nötig ist, konsequent abbauen,
und zwar primär, indem sie die Prämien für das Folgejahr knapp kalkulieren. Deshalb begrüs-
sen wir die Stossrichtung der hier vorgeschlagenen Revision der Verordnung betreffend die
Aufsicht über die soziale Krankenversicherung (KVAV; SR 832.121 ). Wir gehen aber davon
aus, dass eine Änderung auf der reinen Verordnungsebene nicht ausreichen wird, um das
Gleichgewicht zwischen Kosten und Prämien nachhaltig wiederherzustellen und das Niveau der
Reserven angemessen zu senken.

Regierungsgebäude, Seestr. 2, 6300 Zug
Tel +41 41 728 33 1 1
www.zg.ch
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2. Bemerkungen und Anträge zu den einzelnen Bestimmungen

Art. 25 Abs. 5 KVAV

Der Begriff der <übermässigen Reserven” ist präzise zu definieren.

Antrag :

5 Reserven sind übermässig im Sinne von Artikel 16 Absatz 4 Buchstabe d KVAG, wenn die

und die Angaben nach Artikel 12 Ab8atz 3 wenn sie 150 Prozent der Mindesthöhe der FIeser-
ven gemäss Artikel 14 Absatz 2 KVAG und Artikel ll KVAV überschreiten.

Art. 26 Abs. 3 E-KVAV

Vom Reserveabbau sollen diejenigen Versicherten profitieren, die mit ihren Prämien zum Re-
serveauf bau beigetragen haben. Entsprechend kann das Verhältnis zwischen Prämien und er-
warteten Kosten nicht im gesamten Tätigkeitsgebiet gleich sein. Das Verhältnis sollte sich auf
den einzelnen Kanton beziehen.

Antrag:

3 Der Abbauplan muss vorsehen, dass der Versicherer die Prämien knapp kalkuliert; dabei
muss das Verhältnis zwIschen Prämien und erwarteten Kosten im g06amten örtlichen Tätig
keit8gabiet deo Vor8ichoror6 fe Kanton einheitlich sein.

Art. 30a E-KVAV

Anstelle der einschränkenden Definition des Begriffs „deutlich höhere Prämieneinnahmen>,
schlagen wir vor, dass die Versicherer das Verhältnis von Kosten zu Prämieneinnahmen - er-
gänzend zur Jahresbetrachtung nach Art. 30 KVAV – auch im Mehrjahresvergleich analysieren.
Nur so kann einer wiederkehrenden, zu vorsichtigen Budgetierung entgegengewirkt werden,
und zwar auch dann, wenn der Unterschied zwischen dem erwarteten und dem effektiven Ver-
hältnis noch innerhalb der Standardabweichung liegt. Mit der nachfolgend vorgeschlagenen
Formulierung erübrigt sich auch die Berechnungsformel für die Standardabweichung.

Antrag :

1 Die Prämieneinnahmen liegen deutlich über den kumulierten Kosten, wenn für einen Versi-
cherer in einem Kanton

dardübwei6hung übor6chreitot in den vergangenen drei Geschäftsjahren die kumulierten Kos-
ten in jedem Jahr tiefer als die Prämieneinnahmen waren.

2 [streichen]
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Art. 31 KVAV

Zur Sicherstellung der Kohärenz mit Art. 26 Abs. 1 E-KVAV muss auch der Schwellenwert der
Reserven, anhand dessen sich die wirtschaftliche Situation des Versicherers als gut beurteilen
lässt, von 150 Prozent auf 100 Prozent gesenkt werden.

Antrag:

Der Versicherer ist in einer wirtschaftlichen Situation, die den Ausgleich von zu hohen Prämien.
einnahmen ermöglicht, wenn er nach dem Ausgleich über Reserven von mehr als 468 m Pro-
zent der Mindesthöhe nach Artikel 11 Absatz 1 verfügt.

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer An-
liegen

Zug, 15. Dezember 2020

Freundliche Grüsse
Regierungsrat des Kantons Zug

Stephan SchIËiss
Landammann

Tobias Moser
Landschreiber

Kopie per E-Mail an:

aufsicht-krankenversicherung@bag.admin.ch (als PDF- und Word-Dokument)
gever@ bag.admin.ch (als PDF- und Word-Dokument)
Zuger Mitglieder der Bundesversammlung
Gesundheitsdirektion (info.gd@zg.ch; PDF)
Staatskanzlei (zur Veröffentlichung im Internet) (info.staatskanzlei@zg.ch)



Kanton Zürieh
RegierungsratA

Eidgenössisches Departement des Innern
3003 Bern

9. Dezember 2020 (RRB Nr. 1218/2020)
Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung
(Abbau von Reserven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen;
Vernehmlassung)

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 18. September 2020 haben Sie uns Änderungen zur Krankenversiche-
rungsaufsichtsverordnung (SR 832.121) unterbreitet. Wir danken für die Gelegenheit zur
Stellungnahme und äussern uns wie folgt:

Wir teilen die Haltung des Vorstands der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Ge-
sundheitsdirektorinnen und -direktoren, wie sie in seiner Stellungnahme vom 26. November
2020 zum Ausdruck gebracht worden ist.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Bundesrat,
die Versicherung unserer ausgezeichneten Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates

Die Präsidentin: Die Staatsschreiberin:

Dr. Silvia Steiner Dr. Kathrin Arioli



E-Mail: raphael.noser©}qruene.ch Eidgenössisches Departement des
Innern EDI
Bundesamt für Gesundheit BAG
aufsicht-krankenversiche-
wr (@a
qever@bag .admin.ch

30. November 2020

Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung;
Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrter Herr Bundesrat,

Sehr geehrte Damen und Herren

Im Zusammenhang mi*t der im Titel vermerkten Vernehmlassung haben Sie die GRÜNEN zur Stellung-
nahme eingeladen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, uns zur Vorlage zu äussern

Die Krankenkassenprämien sind aufgrund des jahrelangen Anstiegs – sowie aufgrund der Kantone, die
sich bezüglich der Prämienverbilligungen immer stärker aus der Verantwortung stehlen – mittlerweile
für grosse Teile der Bevölkerung zu einer enormen Belastung geworden. Für die GRÜNEN ist klar,
dass bezüglich der Begrenzung von unerwünschten und medizinisch nicht begründeten Kostensteige-
rungen aber insbesondere auch bezüglich einer sozialeren Finanzierung des Gesundheitswesens drin-
gender Handlungsbedarf besteht.

Darüber hinaus begrüssen die GRÜNEN selbstverständlich auch punktuelle Massnahmen, welche die
Prämienbelastung der Bevölkerung verringern . Die vom Bundesrat vorgeschlagene Verordnungsände-
rung geht diesbezüglich zwar nicht weit genug – aber immerhin in die richtige Richtung. Die GRÜNEN
unterstützen folglich die vorliegende Revision der KVAV, fordern den Bundesrat aber gleichzei-
tig dazu auf, die Versicherer zu einer verbindlichen Rückzahlung übermässiger Reserven zu ver-
pflichten. Ein freiwilliger Reserveabbau, das zeigen die bisherigen Erfahrungen, wird auch mit den vor-
liegenden Bestimmungen nicht im notwendigen Ausmass stattfinden

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und bitten Sie, die Vorlage anzupassen
respektive eine entsprechende Gesetzesänderung aufzugleisen. Für Fragen stehen wir gerne zur Ver-
fügung

Freundliche Grüsse

B.br
Balthasar Glättli Raphael Noser

FachsekretärPräsident

grüne / les werts / 1 verdI
waisenhausplatz 21 . 3011 bern . schweiz



CVP Schweiz CVP l PDC 1 PPD 1 PCD

CVP Schweiz, Postfach. 3001 Bern

Per E-Mail:

aufsicht-krankenversicherunq@bag.admin . ch
qever@bag .admin.ch

Bern, 17. Dezember 2020

Vernehmlassung: Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV)

Sehr geehrte Damen und Herren

Sie haben uns eingeladen, zur Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung
(KVAV) Stellung zu nehmen. Für diese Gelegenheit zur Meinungsäusserung danken wir
Ihnen bestens.

Allgemeine Bemerkungen

Die CVP steht der vorliegenden Verordnungsanpassung kritisch gegenüber. Es ist selbstver-
ständlich zu begrüssen, dass die Prämien grundsätzlich so berechnet werden sollen, dass
die Versicherten keine zu hohen Prämien bezahlen müssen. Allerdings erachtet die CVP
eine Solvenzquote von 100 Prozent als zu tief. Eine solche bedeutet, dass ein Krankenversi-
cherer zwar auch nach einem schlechten Jahr seinen Verpflichtungen nachkommen kann,
dies jedoch danach nicht mehr gesichert ist. Damit stellen wir die Stabilität der Krankenversi-
cherungen in unsicheren Zeiten, wie sie aktuell herrschen, infrage. Auch sehen wir keine
langfristige Wirkung dieser Massnahme auf eine Senkung des Kostenwachstums im Ge-
sundheitswesen und dem damit verbundenen Wachstum der Krankenkassenprämien, son-
dern nur einen einmaligen bzw. kurzfristigen Effekt. Somit findet keine nachhaltige Entlas-
tung der Prämienzahlenden statt. Weiter stellen wir uns die Frage, ob Prämienschwankun-
gen nicht eher über mehrere Jahre ausgeglichen werden müssten.

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und verbleiben mit freundlichen
Grüssen

CHRISTLICHDEMOKRATISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ

Sig. Gerhard Pfister
Präsident der CVP Schweiz

Sig. Gianna Luzio
Generalsekretärin CVP Schweiz

Christlichdemokratische Volkspartei
Hirschengraben 9, Postfach, 3001 Bern
T: 031 357 33 33, F: 031 352 24 30
info@cvp.ch, www.cvp.ch, PC 30-3666-4



PLR PLR. Les Libëraux-Radicaux
Secrëtariat gënëral
Neuengasse 20
Case postale
CH-3001 Berne

n +41 (o)31 320 35 35
@ www.plr.ch
M info@plr.ch

n /plr.lesllberauxradicaux
9 @PLR_Suisse

Les Libëraux.Radicaux

Dëpartement fëdëral de l’intërieur (DFI) Berne, 21 dëcembre 2020 / nb
VL rëserves caisses

Par e-mail

aufsicht-krankenversicherung@baq .admin.ch
qever©}baq.admin.ch

Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance (OSAMaI)
Prise de position du PLR.Les Libëraux-Radicaux

Madame, Monsieur,

Nous vous remercions de nous avoir donnë la possibilitë de nous exprimer dans le cadre de la
consultation de l’objet mentionnë ci-dessus. Vous trouverez ci-dessous notre position

PLR.Les Libëraux-Radicaux salue la volontë du Conseil fëdëral d’agir sur la question des rëserves des
caisses-maladie. II est lui aussi d'avis que le montant de ces rëserves a atteint, dans certains cas, des
dimensions qui ne se justifient pas. II rejette toutefois Ia solution avancëe par le Conseil fëdëral

Le Conseil fëdëral propose de faciliter la possibilitë pour les assureurs de recourir ä la rëduction des
rëserves au-dessus du seuil de 99% fixë ä 1’art. 11, al. 1 de l’OSAMal. II ëmet une claire prëfërence pour
Ie report de la rëduction des rëserves sur le montant des primes futures. L’assureur devrait donc
procëder en prioritë par cette voie. Ce procëdë prësente toutefois de gros inconvënients. En effet, les
primes doivent ëtre calculëes en fonction des coüts futurs attendus et non selon Ia fortune des
assurances, qui dëpend des coüts passës. Intëgrer les rëserves dans le calcut des primes conduirait ä un
effet "yoyo" difficilement acceptable pour les assurës

Le PLR soutient en revanche la proposition faite dans le cadre de 1’initiative parlementaire 20.463
< LSAMaI. Participation aux excëdents > du CN Philippe Nantermod. 11 y est proposë de redistribuer les
excëdents aux assurës I'annëe suivante lorsque les rëserves d'un assureur dëpassent 150 % du niveau
minimum. Ce versement se ferait sous la forme d'un acompte sur les primes ä payer, et le montant serait
rëparti par canton et par catëgorie d'assurës au prorata du montant des primes payëes, ceci afin d'ëviter
une redistribution croisëe. Ce genre de participation aux excëdents est dëjä pratique courante dans les
assurances privëes. EIle prësente l’avantage d’ëtre plus tangible pour les assurës, qu’un report sur les
primes futures. Une obligation de distribuer les excëdents imposëe ä toutes les assurances permettrait en
outre d’ëviter qu’un assureur fasse cavalier seul et gënëre ainsi un afflux de nouveaux assurës

En vous remerciant de l’attention que vous porterez ä nos arguments, nous vous prions d’agrëer,
Madame, Monsieur, l’expression de nos plus cordiales salutations.

FDP PLR PLD
Die Uberalen 1 Liber8li Radicali 113 Liberals
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PLR.Les Libëraux-Radicaux
La Prësidente La secrëtaire gënërale
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Petra Gössi
Conseillëre nationale

Fanny Noghero



aBa
Envoi par courriel
Aufsicht-krankenversicherung@bag ,admin.ch
gever@bag .admin.ch

Parti socialiste
suisse

Theaterplatz 4
301 1 Berne

Ä l’attention du dëpartement fëdëral de l’intërieur DFI
Office fëdëral de la santë publique Tëlëphone 031 329 69 69

Tëlëfax 031 329 69 70

Berne, le 16 dëcembre 2020
info@pssuisse.ch
www.pssuisse.ch

Consultation concernant l’ordonnance sur la surveillance de l’assurancemaladie.
Rëduction volontaire des rëserves et compensation des primes encaissëes en trop

Monsieur le conseiller fëdëral,
Mesdames, Messieurs,

Le Parti socialiste suisse (PS Suisse) vous remercie de l’opportunltë qui lui est accordëe
de se prononcer dans le cadre de la consultation concernant les objets citës en marge,

Apprëciation gënërale

Les primes ont augmentë inexorablement au fil des annëes, et avec elles les rëserves des
caisses. Aujourd'hui, cellesci atteignent des sommes astronomiques ; de 2015 ä 2020,
leur montant global est passë de 6 miËliards ä 1 1 milliards, Ainsi, actuellement aucun
assureur-maladie n’a un taux de solvabilitë infërieur ä 110%, En effet, les plus grands
assureurs ont un taux de solvabilitë qui oscille entre 150% et 200%' – ce qui est dëjä trës
ëlevë. Ä cela s’ajoutent des caisses qui atteignent des taux de solvabilitë supërieurs ä
400%2. En 2018, le taux moyen de soËvabilitë ëtait de 203%3

Si Ie PS Suisse ne conteste pas la nëcessitë d'avoir des rëserves lëgales et raisonnables,
la situation actuelle est non seulement disproportionnëe, mais abusive ! Ces rëserves sont
Ie rësultat des primes payëes en trop par les assurë-e-s. Sachant Ia charge que
reprësentent ces primes maladies pour les mënages suisses, iI est donc impëratif
d’amener un correctif,

Ainsi, si Ie PS Suisse se fëlicite que le Conseil fëdëral reconnaisse le problëme, nous
regrettons le manque d’envergure des dispositions proposëes.

' OFSP, Test de solvabilitë LJ\Mal des ässureurs-maladie,
https://www.bag . admin,ch/bag/fr/home,/versicherungen,/krankenversicherung/kranken
versicherung-versicherer-aufsicht/reporting/kvg-solvenztest . html
2 Idem

3 OFSP, Statistique de l’assurance-maladie obligatoire,
https://www.bag.admin.ch/bag/fr/home/zahlen-und-statistiken/statistiken-zur-
krankenversicherung/statistik-d erobliqatorischen-krankenversicherung . html
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Exigences du PS Suisse

Le PS Suisse demande que la rëduction des rëserves excëdentaires ne se fasse pas sur
base volontaire, mais soit obligatoire ä partir d’un certain seuil. Nous sommes de l’avis
qu’un taux de solvabilitë supërieur ä 1 10% est excessif et dës lors, 11 doit Ëmpliquer une
rëduction des rëserves. Ainsi, nous souhaitons une modification de 1’art. 26, al. 1 afin que
la rëduction des rëserves ne se fasse pas sur une base volontaire, maIs soit contraignante,

Concernant la modification de 1’art. 26, al. 3, 1’analyse faite dans le rapport explique que
pour contenir l’augmentation des primes et ëviter des usages des compensations de
prime ä des fins de marketing, iI est nëcessaire de favoriser un calcul des primes plus juste
pour les annëes suivantes afin de rëduire effËcacement les primes. Si nous comprenons
1’analyse faites par le Conseil fëdëral, iI n’en rësulte pas moins qu’avec l’ëtat actuel des
rëserves et la crise sanitaire et ëconomique dans laquelle nous nous trouvons, iI semble
plus que raisonnable et souhaitable que dans un premier temps, une compensation de
prime – afin que les assur6€-s rëcupërent un peu de leur pouvoir d’achat – -et une
incitation pour les assureurs ä mieux calculer leur prime pour les annëes successives
soient conjointement assurëes. Dans une phase successive, quand les rëserves auront
atteint un niveau raisonnablement acceptable, iI est en effet primordial de favoriser un
calcul de prime plus juste pour ëviter des usages ä des fins de marketing des
compensations

En vous remerciant de l’attention que vous porterez ä nos remarques, nous vous prions
de recevoir, Monsieur le conseiller fëdëral, Mesdames, Messieurs, nos meilleures
salutations

Parti socialiste suisse

da(kl 4 Ibb-,A
Mattea Meyer
Co-prësidente

Cëdric Wermuth
Co-präsident

Anna Nuzzo
Secrëtaire politique

2
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Aufsicht-kran kenversicherunqen@bag.admin.ch
gever(9>bag.admin.ch

Bern, 16. Dezember 2020

Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung. Freiwilliger Abbau
von Reserven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen:
Vernehmlassungsantwort der SVP Schweiz

Sehr geehrter Herr Bundesrat,

Die SVP Schweiz lehnt die unterbreiteten Anpassungen der KVAV ab. Das
geltende System der Rückerstattung der zu viel erhobenen Prämien hat sich
bewährt. Im Interesse der Systemstabilität ist die geltende Praxis
(Ausschüttung ab 150 Prozent Solvenzquote) beizubehalten.
Die SVP teilt grundsätzlich die Sorge über die jährlich steigenden
Krankenkassenprämien. Insbesondere der Mittelstand gerät dadurch zusehends unter
Druck. Den steigenden Krankenkassenprämien kann nur Einhalt geboten werden, indem
Qualität, Transparenz, Kostenwahrheit und Eigenverantwortung im Gesundheitswesen
gestärkt werden. Ausserdem muss das Mengenwachstum eingedämmt werden. Die
vorgeschlagenen Anpassungen der KVAV sind der falsche Weg.
Zu hohe Reserven sind das Resultat zu viel bezahlter Prämien und zu hoher
Prämienverbilligungen zulasten der Prämien- und Steuerzahler. Das geltende System
der Rückerstattung der zu viel erhobenen Prämien hat sich in der Praxis bewährt. Dass
bei der Berechnung der Prämien erhebliche Unsicherheit besteht, ist normal und per se
noch kein Grund. die KVAV zu revidieren. Der Abbau von Reserven soll weiterhin nach
der bewährten Praxis (Ausschüttung ab 150 Prozent Solvenzquote) erfolgen. In der
Praxis besteht eine hohe Volatilität der Solvenzquote auf Ebene der einzelnen
Versicherer. Es ist keine Seltenheit, dass die Solvenzquote innerhalb eines Jahres um
50 - 75 Prozent variiert. Eine konservative Ausschüttungspolitik der Krankenversicherer
ist unter diesem Aspekt zu begrüssen.
Der Abbau von Reserven soll auf Freiwilligkeit beruhen. Die Befürchtung des BAG, dass
Versicherer die Prämien absichtlich zu hoch festlegen würden, um nachher
öffentlichkeitswirksam eine Rückerstattung vornehmen zu können, teil die SVP nicht.
Zunächst ist festzuhalten, dass das BAG die Prämien genehmigt. Wenn Prämien zu hoch
festgelegt worden sind, kann es das BAG im Genehmigungsverfahren korrigieren. Dass
den Versicherern verboten wird, die Rückerstattung von zu hohen Prämieneinnahmen
anzukündigen, ist nicht erforderlich. Zu hohe Prämien sind kein Argument für die
Versicherten, die Versicherung zu wechseln. Im Gegenteil: Die Attraktivität eines
Versicherers, der die Prämien dauerhaft zu hoch festlegt, nimmt ab. Insofern kann keine
Rede von einem Fehlanreiz sein. Ein Fehlanreiz droht hingegen, wenn der Abbau von
Reserven und der Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen primär über knapp
kalkulierte Prämien erfolgen soll. Wenn die Reserven zu tief sind, steigt langfristig das
Insolvenzrisiko und die Systemstabilität nimmt ab. Wird nur noch eine Solvenzquote
von 100 Prozent gefordert, kann es zu Liquiditätsproblemen kommen, sobald die Kosten
aufgrund eines unvorhersehbaren Ereignisses unerwartet stark ansteigen. Die
betroffenen Versicherer sähen sich dann gezwungen, die Prämien zu erhöhen. Dieser
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Vorgang wäre weder im Interesse der Versicherer noch der Versicherten. Es muss
sichergestellt werden, dass der Abbau von Reserven und der Ausgleich von zu hohen
Prämieneinnahmen nicht zulasten der Systemstabilität geht. Eine Solvenzquote von
mindestens 150 Prozent, wie bisher gefordert, erachtet die SVP langfristig als
zielführender. Aus diesen Gründen lehnt die SVP Schweiz die unterbreiteten
Anpassungen der KVAV ab.

SCHWEIZERISCHE VOLKSPARTEI
Der Präsident Der Generalsekretär

Marco Chiesa, Ständerat Emanuel Waeber
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Bundesamt für Gesundheit
Versicherungsaufsicht
3003 Bern

Per Mail:
aufsicht-krankenversicherung@bag .admin.ch
gever@bag.admin.ch

Bern, 29. September 2020

Änderung der Kran kenversicheru ngsaufsichtsverord nung

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Einladung, an der Vernehmlassung zum oben genannten Geschäft teilzu-
nehmen.

Wir bedauern, Ihnen mitteilen zu müssen, dass wir trotz der unbestrittenen Bedeutung der Vorlage
aus Kapazitätsgründen auf eine Eingabe verzichten müssen

Besten Dank für Ihr Verständnis

Freundliche Grüsse

Schweizerischer Städteverband
Direktorin

Renate Amstutz

Monbijoustrasse 8, Postfach, 3001 Bern
Telefon +41 31 356 32 32

info@staedleverbönd.ch, www.staedteverband.ch



Angëloz Michel BAG

De:
Envoyë:
Ä:
Cc:

Objet:

_BAG-Aufsicht Krankenversicherung
lundi, 21 septembre 2020 16:37
Angëloz Michel BAG
Erne Corinne BAG
WG: Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung / Modification de
l'ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie / Modifica dell’ordinanza
sulla vigilanza sull’assicurazione malattie

Für euch

Jeannette Buri

Von: Verband <verband@arbeitgeber.ch>
Gesendet: Montag, 21. September 2020 14:37
An: _BAG-Aufsicht Krankenversicherung <Aufsicht-Krankenversicherung@bag.admin.ch>
Betreff: AW: Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung / Modification de l’ordonnance sur la
surveillance de l’assurance-maladie / Modifica dell’ordinanza sulla vigilanza sull’assicurazione malattie

Sehr geehrte Frau Erne

Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit zu Stellungnahme zu eingangs erwähntem Geschäfts.

Da dieses Thema infolge Ressort-Aufteilung zwischen dem SAV und economiesuisse in deren Bereich
fällt, verzichtet der SAV auf eine Stellungnahme.

Ich danke Ihnen für Ihre Kenntsnisnahme.

Freundliche Grüsse
Sabine Maeder

Assistentin
SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND
Hegibachstrasse 47
Postfach
8032 Zürich
Tel. +41 44 421 17 17
Fax +41 44421 1718
Direktwahl: +41 44 421 17 42
maeder@arbeitqeber.ch
http://www.arbeitgeber.ch

m äehts zur ki@lgne.

Von: Aufsicht-Krankenversicherung@bag.admin.ch <Aufsicht-Krankenversicherung@bag.admin.ch>
Gesendet: Freitag, 18. September 2020 17:10
An: mail@bdp.info; info@cvp.ch; info@edu-schweiz.ch; info@eag-ge.ch; vernehmlassungen@evppev.ch;
info@fdp.ch; gruene@gruene.ch; schweiz@grunliberale.ch; lorenzo.quadri@mattino.ch; pdaz@pda.ch; Rs@svP.ch;
franziska.tlach@spschweiz.ch; verband@chRemeinden.ch; info@staedteverband.ch; info@sab.ch;
info@economiesuisse.ch; bern@economiesuisse.ch; sandra.spieser@economiesuisse.ch; info@sgv-usam.ch;
Verband <verband@arbeitgeber.ch>; info@sbv-usp.ch; office@sba.ch; info@sgb.ch; politik@kfmv.ch;
info@travailsuisse.ch; info@fdk-cdf.ch; office@gdk-cds.ch; office@sodk.ch; info@acsi.ch; info@centrepatronal.ch;
info @frc.ch; forum@ konsum.ch; info@ konsumentensch utz.ch; info@cu rafutu ra .ch; info @kvg.org; info@ rvk.ch;
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DachorganisatIon der Schweizer KMU
Organisation faTtiëre des PME suisses
Organizzazione mantello delle PMI svizzere
Umbrella organization of Swiss SM E

Bundesamt für Gesundheit
3000 Bern

Per Mail an: aufsicht-krankenversicherunq@bag . admin.ch
qever(@bag. admin.ch

Bern, 17. Dezember 2020 sgv-Gf/dm

Vernehmlassungsantwort :
Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung. Freiwilliger Abbau von Reserven und
Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 18. September 2020 hat uns der Vorsteher des Eidgenössischen Departements des
Innern EDI eingeladen, zur randvermerkten Verordnungsrevision Stellung zu nehmen. Für die uns ein-
geräumte Gelegenheit zur Meinungsäusserung und für die Berücksichtigung unserer Anliegen und Be-
merkungen danken wir Ihnen bestens.

Der Schweizerische Gewerbeverband sgv, die Nummer 1 der Schweizer KMU-Wirtschaft, vertritt 230
Verbände und gegen 500'000 Unternehmen, was einem Anteil von 99.8 Prozent aller Unternehmen in
unserem Land entspricht. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grösste Dachverband der
Schweizer Wirtschaft für optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie für ein un-
ternehmensfreundliches Umfeld ein.

Einleitend möchten wir festhalten, dass selbstverständlich auch die Schweizer KMU-Wirtschaft an mög-
lichst tiefen Krankenversicherungsprämien interessiert ist. Einerseits stellen diese Prämien gerade auch
für Klein- und Kleinstunternehmer und deren Familien einen wichtigen Ausgabeblock dar, der in der
Vergangenheit kontinuierlich angewachsen ist und daher die Unternehmerhaushalte immer stärker be-
lastet. Andererseits verringern steigende Krankenkassenprämien die Kaufkraft der Konsumenten, was
sich dämpfend auf den Konsum anderer Wirtschaftszweige auswirkt. Auch aus dieser Optik heraus sind
daher alle Massnahmen verlockend, die dazu beitragen können, das Prämienwachstum einzudämmen

Andererseits hat aber auch das Gewerbe ein starkes Interesse an einem qualitativ hochstehenden Ge-
sundheitswesen und an einem verlässlichen Versicherungssystem. Letzteres lässt uns vor Massnah-
men zurückschrecken, die die Solvabilität der Krankenversicherer zu stark verringern könnte.

Die vorgeschlagene Verordnungsrevision wird vom sgv abgelehnt. Nach unserem Dafürhalten beab-
sichtig man, zu einem denkbar ungünstigen Zeitpunkt Anreize zu setzten, die wir als relativ riskant er-
achten. Die Corona-Pandemie hat unser Gesundheitswesen im laufenden Jahr schwer belastet und
wird es im kommenden Jahr wohl noch stärker tun

Schweizerischer Gewerbeverband Union suisse des arts et mëtiers Unione svizzera delle arti e mestieri
Schwarztorstrasse 26, Postfach. 3001 Bern ' Telefon 031 380 14 14, Fax 031 380 14 15 . info@sgv-usam.ch

www.sgv-usam.ch 1 www.twitter.com/gewerbeverband l www.facebook.com/sgvusam
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Welche finanzielle Mehrbelastung dies zur Folge haben wird weiss im Moment noch niemand. Mit eini-
ger Sicherheit ist aber mit einem substantiellen Kostenanstieg zu rechnen. Angesichts der absehbaren,
noch nicht klar quantifizierbaren Kostensteigerungen und der vielen Unsicherheiten, die uns noch einige
Zeit begleiten werden, sind wir dezidiert der Ansicht, dass es im Moment unverantwortbar wäre, zusätz-
liche Anreize zu einem Abbau der Krankenkassenreserven zu setzen.

Auch aus Sicht der Wirtschaft wäre es wünschbar, dass die Krankenversicherungsprämien nicht oder
höchstens im Umfang der allgemeinen Teuerung ansteigen würden. Aus unterschiedlichen Gründen ist
leider davon auszugehen, dass dieser Wunsch auf absehbare Zeit nicht in Erfüllung gehen wird und wir
noch längere Zeit mit einem Prämienwachstum leben müssen, das über dem allgemeinen Kosten- und
Lohnwachstum liegen wird. Wenn dIe Krankenkassenprämien schon überdurchschnittlich stark steigen,
scheint es uns wichtig zu sein, dass die Zunahme einigermassen linear und nicht sprunghaft erfolgt. Ein
forcierter Reserveabbau würde diesem Anliegen zuwiderlaufen. Während der Abbauphase wäre zwar
mit einer willkommenen Entlastung zu rechnen. Sind die Reserven aber einmal aufgebraucht, müssten
die Prämien in den nachfolgenden Jahren überdurchschnittlich stark angehoben werden. Eine solche
Stopp-and-Go-Politik kann nicht erstrebenswert sein. Wir ziehen es vielmehr vor, dass Krankenversi-
cherern mit hohen Reserven gestattet wird, ihre Prämien bewusst knapp zu kalkulieren, damit die über-
schüssigen Mittel quasi auf natürliche Weise abgebaut werden können.

Die Verordnungsänderung hat zum Ziel, Anreize zu bieten, damit die Reserven auf hundert Prozent der
Mindestreserve abgebaut werden. Aus unserer Sicht ist dieser Zielwert zu tief. Ist bloss noch die Min-
destreserve vorhanden, wird dies im Anschluss an ein Versicherungsjahr, in dem das Kostenwachstum
unterschätzt wurde, zur Folge haben, dass vergleichsweise stark korrigiert werden muss. Das ist aus
unserer Sicht klar nicht wünschbar. Solange Mindestreserven vorgeschrieben werden, ist davon auszu-
gehen, dass die effektiven Reserven höher ausfallen. Will man Anreize schaffen, um die effektiven Re-
serven nicht allzu stark nach oben abweichen zu lassen, erachten wir eine Zielgrösse von 150 % der
Mindestreserve als richtig.

Festzuhalten gilt es auch, dass zu hohe Reserven per se nichts Schlechtes sind. In der obligatorischen
Krankenversicherung ist ja gewährleistet, dass zu hohe Reserven im System verbleiben und früher oder
später eingesetzt werden, um die Prämien zu vergünstigen. Aus unserer Sicht macht es keinen Sinn,
diesen Abbau mittels zusätzlicher Anreize zu forcieren. Festzuhalten gilt es auch, dass der Wettbewerb
unter den Krankenversicherern dafür sorgt, dass nicht unvernünftig hohe Reserven gebildet werden
Jeder Versicherer ist bestrebt, möglichst viele Versicherte an sich zu binden, was nur mittels konkur-
renzfähiger Prämien möglich ist. Unnötig hohe Reserven zu horten ist aus unternehmerischer Sicht un-
sinnig. Ökonomische Anreize sorgen dafür, dass jeder Versicherer überschüssige Reserven in einem
vernünftigen Ausmass abbaut. Dazu braucht es keine zusätzlichen regulatorischen Anreize. Mit zu be-
rücksichtigen gilt es auch, dass das gesamte OKP-Prämienvolumen aller Voraussicht nach weiterhin
kontinuierlich ansteigen wird. Dies erhöht logischerweise auch den Reservebedarf. Überschüssige Re-
serven dienen damit zum Teil auch dazu, dem wachsenden Reservebedarf gerecht zu werden. Es
macht wenig Sinn, sie forciert abzubauen, um sie dann in den Folgejahren wieder mittels höherer Prä-
mien neu aufzubauen.

Zusammenfassend beantragen wir, zum heutigen Zeitpunkt auf die beantragte Verordnungsrevision zu
verzichten. Zusätzliche Anreize zum Abbau überschüssiger Krankenversicherungsprämien sind aus
Sicht des sgv bestenfalls dann ins Auge zu fassen, wenn sich nach überwundener Corona-Pandemie
zeigen sollte, dass die Gesamtreserven aller Krankenversicherer substantiell über dem Total der Min-
destreserven liegen .
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Für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme danken wir Ihnen bestens

Freundliche Grüsse

Schweizerischer Gewerbeverband sgv

Hans-Ulrich Bigler
Direktor

Kurt Gfeller
Vizedirektor
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Schweizerischer Gewerkschaftsbund
Union syndicale suisse
Unione sindacale svizzera

Eidgenössisches Departement des Innern
3003 Bern

aufsicht-krankenversicherung@bag.admin.ch
qever@bag.admin.ch

Bern, 25. November 2020

Vernehmlassung zur Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung
("Freiwilliger Abbau von Reserven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen")

Sehr geehrter Herr Bundesrat Berset,

Besten Dank für die Einladung zur oben erwähnten Vernehmlassung. Der SGB nimmt dazu im
Folgenden gerne Stellung.

Ausgangslage

Angesichts der Wirtschaftslage ist es dringend angezeigt, Massnahmen zur Stärkung der Kaufkraft
und damit zur Stabilisierung der Konjunktur zu formulieren. Dazu gehört auch die Rückzahlung
überschüssiger beziehungsweise nicht notwendiger Reserven nach KVG/KVAG.

Die Notwendigkeit gesetzlich vorgeschriebener Reserven in der OKP ist unbestritten. Im Laufe der
Jahre hat sich allerdings gezeigt, dass das Problem weniger in fehlenden Reserven, als vielmehr
in einer übermässigen Reservebildung besteht, was entsprechend zulasten einer moderateren Prä-
mienentwicklung gegangen ist (und weitergeht). Heute beträgt die durchschnittliche Solvenzquote
der Krankenversicherer 203 Prozent und liegt damit 103 Prozent beziehungsweise 5.7 Milliarden
über der definierten Mindestquote von 100 Prozent.

Im Zuge der sanitären Krise dieses Jahres zeigte sich, dass nicht einmal im Pandemiefall – wofür
die Reserveanforderungen spezifisch gedacht sind und wofür sie in der Vergangenheit auch weiter
verschärft wurden - annähernd Bedarf an Reserven in dieser Grössenordnung besteht, im Gegen-
teil: Aufgrund des temporären Verbots von Wahleingriffen im Frühling, werden die OKP-Kosten im
Jahr 2020 nur unterdurchschnittlich stark steigen oder allenfalls sogar sinken. Die Prognosen dies-
bezüglich divergieren je nach Absender (und Interessen) sehr stark, zumal natürlich auch die Pan-
demie weiter anhält.

Die Belastung der Privathaushalte durch die Zahlung der Krankenkassenprämien ist indessen be
kanntlich immens, was sich gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten stark konjunkturhemmend
auswirkt. Die Prämien werden zwar nächstes Jahr nur unterdurchschnittlich stark steigen, die rela-
tive Belastung der Haushalte wird allerdings aufgrund des befürchteten breitflächigen Rückgangs
der Einkommen viel stärker zunehmen.

Monbijoustrasse 61, 3007 Bern, www.sgb.ch
031 377 01 01, Fax 031 377 01 02, info@sgb.ch
123 RW/es



Beurteilung der Vorlage

Der SGB hat bereits im Rahmen der Vernehmlassung zum "Covid-19-Gesetz" die verbindliche
Rückzahlung der überschüssigen Reserven an die Versicherten bis zu einer Solvenzquote von 1 10
Prozent gefordert. Der Bundesrat ist dieser Forderung leider nicht nachgekommen, worauf auch
im Parlament ein ähnlicher Antrag nur von einer Minderheit unterstützt wurde. Damit wurde eine
wichtige Chance vertan, die überschüssigen Reserven zeitnah – d.h. konjunkturstützend – zu re
duzieren. Denn, um dies zu tun, braucht es in der Tat eine Gesetzesänderung, was der Bundesrat
auch im erläuternden Bericht festhält. Damit ist allerdings auch gesagt, dass die im Rahmen dieser
KVAV-Revision vorgeschlagenen Änderungen substanziell nicht viel bewirken werden. Denn zwar
ist es richtig, den Versicherern neu einen Reserveabbau explizit bis zu einer Solvenzquote
von 100 Prozent zu erlauben (an Stelle der heute implizit geltenden Limite von 150 Prozent),
nur ändert dies nichts an der Tatsache, dass sämtliche Rückzahlungen auch bei diesem tie-
feren Grenzwert komplett freiwillig bleiben und deshalb nicht in relevanter Anzahl und Höhe
stattfinden werden. So liegt die Solvenzquote von 50 der insgesamt 56 Versicherern bereits
heute über dem aktuell gültigen Grenzwert (und dies zumeist massiv, bis hin zu einer Sol-
venzquote von 583%!) und dennoch hat nur eine einzige (!) Krankenkasse freiwillig ihre Re-
sewen abgebaut.

Auch für die Zukunft ist von den Versicherern keine Abkehr von dieser Praxis zu erwarten, wie sie
als Antwort auf dIe Ankündigung der KVAV-Revision bereits grossmehrheitlich verlautbaren lies-
sen. Diese Vorlage wird also leider nicht viel bewirken. Weil sie aber zumindest in ihrer Zielsetzung
in die richtige Richtung geht, unterstützt sie der SGB natürlich trotzdem. Insbesondere unterstüt-
zen kann der SGB zudem den Vorschlag des Bundesrates, die Versicherer prioritär zu einer
knappen Prämienbemessung zu verpflichten, um damit vorab eingeplante, rein marketing-
technisch motivierte Rückzahlungen zu hoher Prämieneinnahmen im Folgejahr zu verhin-
dern

Als Fazit möchten wir festhalten, dass eine möglichst baldige und verbindliche Reduktion der über-
schüssigen Prämienreserven für die Bevölkerung höchste Priorität hat. Wir fordern daher den Bun-
desrat auch an dieser Stelle dazu auf, zeitnah eine entsprechende Gesetzesrevision vorzuschlagen.

Für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme danken wir Ihnen im Voraus herzlich.

Freundliche Grüsse

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND

P@
Reto Wyss
Zentralsekretär

Pierre-Yves Maillard
Präsident
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Telefono
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www.acsi.ch
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Schwarzenburgstrasse 157
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Consulenze:

Infoconsumi
Casse malati

Pazienti
Contabilitä domestica

Lugano, 18 dicembre 2020

Consultazione sulla modifica dell'ordinanza sulla vigilanza nell’assicurazione malattia

Gentili signore e signori,

l’Associazione consumatrici e consumatori della Svizzera italiana (ACSI) ringrazia per I'opportunitä
di esprimere il proprio parere sull'oggetto menzionato.
L’ACSI ritiene positivo che iI Consiglio federale affronti la questione ma non ë affatto soddisfatta
delle misure proposte.
Le riserve eccedentarie costituite dalla maggior parte degli assicuratorË generano incomprensione
e sfiducia fra gli assicuFati. Molti assicurati (e anche organizzazioni come la nostra che Ii
rappresentano) ritengono che iI sistema sia asimmetrico: costi crescenti e/o previsioni di costi piü
elevati sono sufficienti a giustificare un aumento dei premi con I'approvazione di UFSP. Al
contrario, un risultato positivo che porta ad un aumento delle riserve aI di lä della soglia minima
legale, non obbliga gli assicuratori a restituire una parte dei premi pagati dagli assicurati. La legge
dice semplicemente che questa restituzione "puö" avvenire. Lo stesso vale per i capitali investiti. 1
guadagni vengono spesso “capitalizzati" nelle riserve e non vengono restituiti agli assicurati. Se
invece risultano delle perdite sui mercati finanziari che fanno scendere Ie riserve aI di sotto della
soglia minima legale deI 100%, i premi vengono immediatamente aumentati per ricostituire
riserve sufficienti.

Questa asimmetria non ë piü accettabile. Per la nostra associazione ë quindi incomprensibile che
neI progetto sottoposto a consultazione, iI Consiglio federale continui a non prevedere I'obbligo di
restituire le riserve in eccesso.

Telefono
091 922 97 55

Per I'ACSI, la restituzione deve essere resa obbligatoria non appena venga superata una soglia di
riserve eccedentarie che a nostro parere deve esser fissata ben al di sotto di quella attuale del
150% indicata nella Circolare 5.1 OFSP. Riteniamo adeguata una soglia deI 105 o deI 110 per cento
che lasci un margine agli assicuratori.

L’ACSI propone quindi la seguente formulazione dell’art. 26 cpv 1:

"L’assicuratore deve ridurre Ie sue riserve se le riserve disponibili alla fine dell’anno civile
successivo, stimate secondo l’articolo 12 capoverso 3, rimangono superiori aI 100%
dell’ammontare minimo di cui all’articolo ll capoverso l“



Le riserve in eccesso non dovrebbero essere un argomento promozionale. L'introduzione di un
regime obbligatorio, automatico e annuale di restituzione delle riserve in eccesso a tutti gli
assicurati che hanno contribuito alla costituzione detl’importo totale ë I'unico modo per impedire
che la restituzione delle riserve venga utilizzata come argomento di marketing.

L'ACSI chiede che tutte le attuali riserve eccedentarie siano restituite equamente a ciascun
assicurato, secondo la nuova soglia proposta. Restano da fissare le modalitä di calcolo
dell’importo spettante a ogni assicurato. Sono ipotizzabili due varianti:

Restituzione individuale agli assicurati in proporzione alla loro partecipazione alla
costituzione di risewe eccedentarie di ogni assicuratore malattia.
Restituzione “piü collettiva” sulla base di una somma forfettaria che tenga conto delle
differenze cantonali, poichë ë noto che gli assicurati di a\cuni cantoni hanno contribuito
piü di altri alla costituzione delle riserve.

Qualunque sia Ia variante scelta, I'ACSI chiede che iI rimborso sia gestito dall'istituzione comune
LAMal, partendo da un fondo comune neI quale tutte le casse malati avranno versato gli importi
equivalenti alle loro riserve in eccesso.

Ringraziando per l’attenzione e per aver chiesto il nostro parere su questo importante tema
cogliamo l’occasione per porgere i nostri migliori saluti.

Associazione consumatrici e consumatori
della Svizzera italiana

? ' fk 5,M: P(ee :

Laura Regazzoni Meli - segretaria generale



FEDERATION ROMANDE
DES CONSOMMATEURS
LE POUVOIR D’AGIR@

OFSP
Schwarzenburgstrasse 157,
3097 Liebefeld

Par courriel:

Aufsicht-
krankenversicherung@bag .admin .ch

Gever@bag.admin.ch

Lausanne, le 16 dëcembre 2020

Consultation concernant la modification de l’ordonnance sur la surveillance
de l’assurance (OSAMaI)

Madame, Monsieur,

La Fëdëration romande des consommateurs (FRC) vous remercie de l’opportunitë qui
lui est donnëe de prendre position sur l’objet mentionnë ci-dessus.

En rësumë, la position de la FRC est la suivante :

La FRC ne soutient pas le projet soumis ä consultation, iI laisse encore trop de
marge aux assureurs en ne les obligeant pas ä restituer Ia part excëdentaire de
leurs rëserves.
Sans cette obligation, la restitution des rëserves peut ëtre utilisëe par les
assureurs comme un argument de promotion commerciale, alors qu’eIle devrait
sËmplement ëtre l*application d’une simple clause lëgale (de fait les rëserves,
constituëes par les assurës, appartiennent ä ces derniers).
La FRC demande que la part des rëserves excëdentaires actuellement en main
des assureurs soit restituëe aux assurës en une tranche, eIle propose ä ce titre
deux variantes (selon dëtails infra) .
Pour ëviter qu’ä l’avenir le problëme de la restitution des rëserves se posent avec
la mëme acuitë qu’actuellement, la FRC demande de revoir les modalitës de
calcul des primes de l’assurance maladie (selon dëtails infra).
La FRC demande que les politiques de placement en bourse fassent l’objet d’un
audit diligentë par I'OFSP.

La suite de notre rëponse dëtaille ces cinq points.

Fëdëration romande des consommateurs
Rue de Genëve 17, Case postale 6151
1002 Lausanne
Tël. 021 331 00 99, Fax 021 331 00 91
info@frc.ch, www.frc.ch

Personne de contact
Yannis Papadaniel
Responsable Santë
y.papadaniel@frc.ch



FËDËRATION ROMANDE
DES CONSOMMATEURS
LE POUVOIR D’AGIR@

Remarque gënërale
La FRC est heureuse que le Conseil Fëdëral se saisisse de la problëmatique des
rëserves mais ne se satisfait pas du tout des mesures proposëes. En effet, les montants
excëdentaires constituës par la plupart des assureurs – ä des niveaux variables –
suscitent l’incomprëhension et nourrissent une dëfiance qu’une partie toujours plus
importante d’assurës entretient avec les assureurs.

La question des rëserves et de leur accumulation est ä mettre en tien avec la maniëre
dont les primes sont calculëes et gërëes, mais ëgalement avec un sentiment chez les
assurës (et les organisations comme la nötre qui les reprësentent) que le systëme
manque clairement de symëtrie : des coüts ä la hausse ou des projections outranciëres
d'une hausse des coüts suffisent ä justifier une augmentation des primes avec l’aval de
I’OFSP

A l’inverse, un exercice bënëficiaire dëbouchant sur une augmentation des rëserves et
un dëpassement de leur seuil lëgal minimum n’oblige en rien les assureurs ä restituer
les montants prëlevës en trop, mëme s’ils reprësentent une somme symbolique. La loi
dit simplement que, selon leur bon vouloir, cette restitution < peut > avoir lieu. 11 en va de
mëme avec Ia part des rëserves placëes en bourse. Les gains sont Ie plus souvent
< capitalisës > dans les rëserves et non reversës aux assurës. En revanche, si des
pertes sont essuyëes sur les marchës financiers et qu’elles font passer le seuil des
rëserves en dessous du seuil minimum lëgal de 100%, aussitöt les primes seront
adaptëes pour reconstituer des rëserves suffisantes.

Cette asymëtrie systëmique n'est plus tenable. 11 est dës lors proprement inacceptable
que, dans le projet soumis ä consultation, le Conseil fëdëral n’envisage aucune
obligation de restituer les rësewes excëdentaires.

Nous ne voyons pas quels effets nouveaux pourraient avoir ces timides mesures
potestatives. Abaisser le seuil lëgal ä partir duquel les rëserves peuvent ëtre restituëes
aux assurës tout en laissant le choix assureurs de reverser les excëdents ou non, ne
modifiera en rien Ia situation actuelle.

Pour la FRC, la restitution doit ëtre rendue obligatoire et, ce, une fois passë un seuil de
rëserves excëdentaires lui-mëme abaissë par rapport au seuil actuel, tel qu’iI est indiquë
dans la circulaire de I’OFSP 5.1 (150%). A ce titre, un seuil ä 105 ou 110 % peut ëtre
acceptable, afin notamment de laisser une marge administrative ou de calcul aux
assureurs et d’ëviter des restitutions qui, au final, abaisseraient les rëserves juste en
dessous du seuil de 100 %.

En ce sens, ä 1’art. 26 al. 1, premiëre phrase la FRC propose la formulation suivante :
< L’assureur doit rëduire ses rëserves pour autant que les rëserves estimëes au sens
de 1’art. 12, al. 3 qui sont disponibles ä la fin de I'annëe suivante restent supërieures ä
100 % »

Arguments et mesures complëmentaires
Les rëserves excëdentaires ne doivent pas ëtre un argument promotionnel

Malheureusement, en campant sur le principe d’une rëduction volontaire, le Conseil
fëdëral ëvite d’aborder des aspects importants, et en premier lieu les motivations qui
conduisent les assureurs ä opter (ou non) pour une restitution des rëserves
excëdentaires.
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Ces motivations peuvent dëcouler d’une dëcision de principe prise par 1’organe
administrant une caisse maladie. L’on sait par exemple que certaines caisses organisëes
en coopëratives – le plus souvent de petite envergure – ont choisi l’automaticitë. Mais
1’on ne peut ignorer que le rëgime volontaire de restitution favorise ëgalement un recours
ä cette opëration pour des raisons commerciales, notamment chez les assureurs de
grande envergure. Ces derniëres annëes, toutes les grandes caisses maladie qui ont
restituë leurs rëserves ont largement communiquë sur leur dëcision. Or, les rëserves
ëmanant des primes individuelles, la FRC ne voit aucun argument lëgitime ä ce qu’une
restitution de leur part excëdentaire (qui de fait appartient aux assurës) fasse l’objet de
campagnes promotionnelles.

L’instauration d'un rëgime de restitution obligatoire, automatique et annuel des
rëserves excëdentaires ä I'ensemble des assurës qui y ont contribuë durant un exercice
est le seul moyen d’empëcher que la restitution des rëserves serve d'argument
marketing.

Un remboursement ëquitable et en une fois

Le projet soumis ä consultation ne se soucie guëre de savoir dans quelle mesure les
assurës, qui ont participë ä la constitution de rëserves excëdentaires, vont bënëficier
d’une restitution ëventuelle. En l’ëtat, les rësewes ne suivent pas les assurës lorsqu’ils
changent de caisse, ces derniers perdent donc l’accës aux montants auxquels ils ont
pourtant contribuë.

La FRC demande donc que 1’ensemble des rëserves excëdentaËres actuelles soit
reversë ä part ëgale ä chaque assurë, conformëment au nouveau seuil qu’eIle propose
Deux variantes sont possibles :

Une restitution individuelle aux assurës au prorata de leur participation ä la
constitution des rëserves excëdentaires de chaque caisse maladie.

Une restitution plus collective sur la base d’un montant forfaitaire qui tienne
compte des disparitës cantonales, puisque l’on sait que les assürës de certains
cantons ont contribuë davantage que d'autres ä la constitution des rëserves.

Quelle que soit Ia variante choisie, la FRC demande que la restitution soit gërëe par
I'institution commune LAMal, ä partir d’un fond commun dans lequel l’ensemble des
caisses auront versë les montants ëquivalents ä leurs rëserves excëdentaires.

Revoir les modalitës de calcul des primes

La constitution de rëserves excëdentaires a notamment pour origine des erreurs (ou des
apprëciations erronëes) dans les projections faites par les assureurs pour dëfinir les
primes annuelles. La FRC appuie la proposition ëmise par la Sociëtë mëdicale de Suisse
romande, consistant ä indexer les primes sur les coüts effectifs de l’exercice antërieur.
EIle suivra ëgalement de prës ce qui adviendra de la demande adressëe ä I'OFSP par
Olivier Feller et Vincent MaTtre qui souhaitent connaTtre les modalitës par lesquelles les
primes d’assurance sont fixëes et demande l’accës au contrat de prestation qui lie 1’office
fëdërale et les caisses maladie.

Ces mesures n’auront qu’un impact modërë sur la hausse ou non des primes, mais elles
garantissent aux assurës davantage de transparence et de tra9abilitë.
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Audit sur les politiques de placement

Dans le cadre de sa mission de surveillance des caisses maladie, I’OFSP diligente
annuellement des audits. La FRC s’est rendu compte qu’ä ce jour les politiques de
placement des caisses maladies – ëtroitement encadrëes par LSAMaI – n’ont jamais fait
l’objet d’un audit spëcifique. En l’ëtat, I’OFSP se fonde dans ses analyses sur des
informations qui lui sont livrëes par les organes de rëvision dësignës par les caisses
maladie. Pour connaTtre avec prëcision les flux financiers gënërës par ces placements
et leur bonne gestion, la FRC demande qu’un audit soit menë directement par l’autoritë
de surveillance de maniëre rëguliëre, par exemple tous les trois ans.

Nous vous remercions de nous avoir consultës ainsi que de l’attention que vous porterez
ä notre prise de position et restons ä votre disposition pour toute demande
complëmentaire.

Dans l’intervalle nous vous prions d’agrëer, Madame, Monsieur, l’expression de nDS
sentiments les meilleurs.

@ Id Gigon

Sedßfaire gënërale

PapadaniÄl
lsablëSarlltë

J
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Eidgenössisches Departement des Innern (EDI)
Bundesamt für Gesundheit

per E-Mail an: aufsicht-krankenversicherung@bag.admin.ch; gever@baR.admin.ch

Bern, 17. Dezember 2020

Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung KVAV (Reserven)

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Ihrem Schreiben vom 18. September 2020 haben Sie uns eingeladen, an der oben genannten
Vernehmlassung teilzunehmen, wofür wir uns bedanken. Zur Änderung der
Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV) nimmt der Verband wie folgt Stellung.

Position curafutura

curafutura unterstützt die vorgeschlagene Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung
(KVAV) bzw. die Änderung des Art. 26 KVAV weitgehend. Die Aufsichtsbehörde sollte jedoch zusätzlich
eine höhere FlexIbilität erhalten, um auch Prämien genehmigen zu können, die der Versicherer mit dem
Ziel des Reserveabbaus bewusst unter den erwarteten Kosten kalkuliert.

NIcht einverstanden ist curafutura mit der Festlegung einer konkreten Reservequote, bis zu der ein
Reserveabbau erfolgen darf. Ein explizit festgeschriebener Wert würde lediglich zu wIederholten
politischen Diskussionen führen, selbst wenn ein Versicherer seine Reserven begründeterweise und
moderat über dem gesetzlichen Minimum halten will

Begründung

Vorgeschlagene Änderung des Art. 26 E-KVAV < Freiwilliger Abbau von Reserven>}

Grundsätzlich begrüsst curafutura die vorgeschlagenen Änderungen der KVAV, welche mehr Flexibilität
zum Abbau von Reserven ermöglichen und rechtliche Unklarheiten klären. Damit zu hohe Reserven
zugunsten der Versicherten abgebaut werden können, wird die Möglichkeit für einen Reserveabbau
ausgeweitet und vereinfacht. Ein Abbau der Reserven bis zum gesetzlichen Minimum muss möglich sein
(aufgrund unternehmerischer Entscheidungsfreiheit), aber sollte in keinem Fall gesetzlich verbindlich sein.
Es ist darauf zu achten, dass die Stabilität des Systems stets gewährleistet bleibt.

Hauptaugenmerk für den Abbau der Reserven sollte darum auf der nicht kostendeckenden
Prämienkalkulation liegen. Dies ermöglicht die langfristige Stabilisierung der Prämien, ohne die Solvenz
der Krankenversicherer zu gefährden. Die Erstellung eines «Abbauplans mit kostendeckenden, aber knapp
kalkulierten Prämien» ist in sich widersprüchlich, weil Reserven in erster Linie mittels negativer Ergebnisse
abgebaut werden können. curafutura hält deshalb fest, dass für einen Abbau von Reserven faktisch nicht

Die Mitglieder von curafutura - CSS 1 Helsana l Sanitas l KPT
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kostendeckende Prämien bewilligt werden müssen, und der Begriff der «knappen Kalkulation» nicht
sachgerecht ist. Bei der Prämiengenehmigung sollten den geschätzten Kosten neben den geschätzten
Einnahmen auch allfällige Reserveauflösungen gegenübergestellt werden. Art. 25, Abs. 1 KVAV soll
entsprechend angepasst werden, unter der Voraussetzung, dass der Grundsatz des
Bedarfsdeckungsverfahrens (gemäss Art. 12 KVAG) gewährleistet ist.

Weitere Vorschläge zur Flexibilisierung der Verwendung der Reserven und des Prämienprozesses

curafutura befürwortet eine allgemein flexiblere Handhabung des Prämienprozesses seitens BAG. Mit
einer Flexibilisierung der Praxis würde der Spielraum der Krankenversicherer erweitert, um die Prämien so
tief wie möglich zu halten.

Eine neue BAG-Praxis mit der revidierten KVAV in Kombination mit einer Anpassung des Kreisschreibens
5.1 (Kapitel 2.2, Punkt 8: Bei der Combined Ratio eines Kantons soIIen grosse Abweichungen während
einer Frist von 3 Jahren ausgeglichen werden) würden nachhaltige und stabile Prämien gewährleisten.

Neuer Art. 30a E-KVAV «Deutlich höhere Prämieneinnahmen}>

curafutura ist mit dem Vorschlag grundsätzlich einverstanden.

Es sollte allerdings in der Aufsichtspraxis berücksichtigt werden, dass die Standabweichung-Formel nicht
alle möglichen Gegebenheiten innerhalb eines Kantons (Bestandesverlauf, Corona-Situation,
Spitalschliessung, etc.) abbilden kann. Zudem fehlt eine nachvollziehbare Herleitung der Formel.

Neuer Art. 30b E-KVAV < Für den Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen massgebender
Versichertenbestand »

Die Festlegung eines minimalen Versichertenbestandes macht Sinn. Aus aktuarieller Optik ist ein
minimaler Bestand von 300 Versicherten aber zu tief angesetzt: Bei einem Bestand von minimal 300
Versicherten können die jährlichen Ergebnisschwankungen sehr hoch ausfallen. Nur ab einem Bestand
von markant mehr als 300 Versicherten (z. B. 3’000) hat man eine einigermassen stabile Entwicklung bei
den jährlichen Kosten und beim Risikoausgleich. curafutura kann den neuen Art. 30b E-KVAV nur
unterstützen, wenn Art. 91, Abs. 1 KVV entsprechend angepasst wird: Den minimalen Bestand zu erhöhen
ist stimmig im Sinne der Stabilitätsbedenken.

Übergangsbestimmungen: Inkrafttreten

curafutura ist mit dem geplanten Inkrafttreten auf den 1. Juni 2021 mit Wirksamkeit für die Prämien 2022
einverstanden.

Fazit

Die vorgeschlagene Änderung des Art. 26 KVAV ist begrüssenswert, bedarf aber gewissen Anpassungen im
beschriebenen Sinne. Darüber hinaus ist die sachgemässe Umsetzung durch das BAG entscheidend für die
Flexibilisierung des Prämienprozesses.
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Für die Kenntnisnahme und Berücksichtigung unserer Stellungnahme danken wir Ihnen bestens.

curafutura
Freundliche Grüsse

Direktor Stv. Direktorin
Leiterin Gesundheitspolitik
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santësuisse
Römerstrasse 20
Postfach 1561
CH-4502 Solothurn
Tel. +41 32 625 41 41
Fax +41 32 625 41 51
mail@santesuisse.ch
www.santesuisse.ch

%
sant ësuisse Die Schweizer Krankenversicherer

Les assureurs-maladie suisses

Gli assicuratori malattia svizzeri

Für Rückfragen:
Axel Reichlmeier
Direktwahl: +41 32 625 4252
Axel.Reichlmeier@santesuisse.ch

Solothurn, 16. Dezember 2020

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zur vorgesehenen Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV) vom 18. November
2015 - Freiwilliger Abbau von Reserven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen Stellung nehmen zu können.

Kein Abbau von Reserven auf das gesetzliche Minimum
Die Vorlage des Bundesrates lässt eine Abkehr der bisherigen, zurückhaltenden Praxis und zugunsten einer verstärkten politischen Einflussnahme
befürchten. In den bisherigen Ausserungen des Bundesrats sowie der Versicherungsaufsicht wurde klar kommuniziert, dass eine Solvenzquote
von deutlich über 100 Prozent anzustreben sei und Prämien nicht durch Reserven künstlich tief zu halten sind. Neu soll ein Reserveabbau möglich
sein, sofern nach erfolgtem Reseweabbau die Mindesthöhe der Reserve gemäss Solvenztest noch erreicht wird (Solvenzquote von 100 Prozent
oder höher). In der bisherigen, nicht formal kodifizierten Praxis gemäss Kreisschreiben 5.1 des BAG war ein Reserveabbau nur dann zulässig,
wenn die Solvenzquote nach dem Abbau mindestens 150 Prozent betrug – selbst bei einem pessimistischen Geschäftsverlauf. Eine Anpassung
von Art. 26 würde zudem im Widerspruch zu Art. 31 KVAV stehen, der die wirtschaftliche Situation eines Versicherers bei einer Mindesthöhe der
Solvenzquote nach dem Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen von 150 Prozent festlegt. Ein weitergehender Abbau ist fahrlässig und ge-
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fährdet das Krankenversicherungssystem. Dabei ist zu bedenken, dass bei einer Insolvenz am Ende alle Prämienzahler die Defizite tragen müs-
sen. Für santësuisse sind daher weitergehende Regelungen in der KVAV nicht erforderlich und in der vorliegenden Form äusserst gefährlich. Ei-
ner formellen Verankerung der bisherigen Praxis in der Verordnung könnten wir hingegen zustimmen.

Wie aus der Medienmitteilung unschwer zu erkennen ist, ist der Bundesrat der Auffassung, die Krankenversicherer verfügten generell über zu
hohe Reserven. Ähnlich hatte der Bund beispielsweise im Frühjahr 2008 argumentiert, was letztlich zur Folge hatte, dass die Versicherer gezwun-
gen wurden, die Prämien 2009 viel zu tief anzusetzen. Bereits im Folgejahr erfolgte ein rekordhoher Prämienaufschlag.

Die Forderung nach einem Reserveabbau steht im Zeitpunkt der Pandemie quer in der Landschaft: Gerade in Zeiten hoher Unsicherheit ist ein
genereller Reserveabbau das falsche Rezept. Die bisherige Erfahrung, dass die Pandemie in der ersten Welle kaum negative finanzielle Auswir-
kLIngen auf die Krankenversicherung gehabt hat, lässt sich nicht in die Zukunft extrapolieren – im Gegenteil sind die Risiken und die Unsicherheit
über die künftige Entwicklung hoch (beispielsweise aufgrund neuer Behandlungsmethoden, regelmässiger Impfungen, höherer Lohnkosten für das
Gesundheitspersonal, schwierigerem Inkasso aufgrund einer Wirtschaftskrise, Finanzmarktrisiken etc.). Letztlich hätte auch die politisch verschul-
dete Insolvenz eines grösseren Versicherers massive Auswirkungen auf den Markt (unbezahlte Rechnungen / Risikoausgleichsbeträge, Proselek-
tion, Vertrauensverlust in das System der Krankenversicherung etc.). In einem ersten Schritt würden die offenen Leistungen des insolventen Versi-
cherers zwar aus dem Insolvenzfonds weiter bezahlt. Dieser Fonds müsste aber anschliessend mit den Prämieneinnahmen aller Prämienzahler
wieder geöffnet werden.

Die aktuell gute Reservesituation hat es den Versicherern ermöglicht, einen bevorstehenden Prämienschock wegen der Pandemie auszuschlies-
sen. Die Versicherer haben sich in dieser für unser Gesundheitswesen herausfordernden Zeit als Garant der Stabilität erwiesen.

Mit Sorge beobachten wir, dass der Bundesrat die Tatsache negiert, dass die Ergebnisse der Krankenversicherung und damit die Reserven und
die Solvenzquote von Jahr zu Jahr stark schwanken. Wie dem Faktenblatt, das das BAG im Zusammenhang mit der Pressekonferenz zu den
Prämien 2021 publiziert hat, zu entnehmen ist, ist die Solvenzquote bei Versicherern mit sinkender Solvenz im Durchschnitt der letzten Jahre je-
weils um rund 50 Prozentpunkte gefallen.1 Ein Rückgang der Solvenzquote um 50 Punkte oder mehr im Jahresverlauf ist damit nichts Ausserge-
wöhnliches – selbst dann, wenn kein Reserveabbau vorgesehen war. Versicherer, die sich bei einer Solvenzquote von weniger als 150 Prozent für
einen Reserveabbau entscheiden, müssen somit mit einiger Wahrscheinlichkeit bereits im darauffolgenden Jahr erneut Reserven äufnen.

Immerhin und mit gutem Grund verzichtet der Bundesrat darauf, einen Reserveabbau zu erzwingen. Denn auch in einer Situation, in der ein Re-
serveabbau grundsätzlich möglich wäre, muss dies eine unternehmerische Entscheidung bleiben. Letztlich trägt der Krankenversicherer die volle
unternehmerische Verantwortung. Nicht zuletzt sind beispielsweise aufgrund der Kundenstruktur (z.B. Altersstruktur) , der Position im Markt und

1 https ://www.priminfo.admin.ch/de/zahlen-und-fakten/reserven
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der Grösse eines Versicherers andere Anforderungen an die Reservehöhe zu stellen. Es muss daher zwingend weiterhin in der alleinigen Kompe-
tenz jedes einzelnen Versicherers liegen, ob ein Abbau vorgenommen werden darf oder nicht. Zum Schutze der Prämienzahler ist aber ein unge-
stümer Abbau unbedingt zu vermeiden, denn es wären sie, die letztlich die Folgen einer Insolvenz zu tragen hätten.

Detaillierte Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen:

Geltendes Recht = aVorentwurf Teilrevision

Die Krankenversicherungsauf-
sichtsverordnung vom 18. Novem-
ber 2015 wird wie folgt geändert:

1

Vorschla santësuisse Bemerkungen

mässigen Reserven l serven l serven
santësuisse spricht sich gegen die
neue Regelung zum freiwilligen Re-
serveabbau aus. Es besteht keine
Notwendigkeit, die heute geltenden
Regeln zu ändern.

1 Der Versicherer kann seine Reser-
ven abbauen, wenn diese übermässig
zu werden drohen.

1 Der Versicherer kann seine Reser-
ven abbauen, sofern er am Ende des
folgenden Kalenderjahres, auch mit
dem Abbau, über geschätzte Reser-
ven qemäss Artikel 12 Absatz 3 von
mehr als 100 Prozent der Mindest-
höhe nach Artikel 1 1 Absatz 1 verfüqt.

1 Der Versicherer kann seine Reser-
ven abbauen, wenn diese übermässiq
zu werden drohen.
+o+eFbeßam-Ëndode&+etwdonKa
londorjahros, auch mit dom Abbau,
über geschätzte Rosorvon gemäss
ARIkeP+2–Absa+&&vohmehFaIb+00
Prozont dor Mindosthöho nach Artikol
11 Absatz 1 verfügt.

Eventualiter:
1 Der Versicherer kann seine Reser-
ven abbauen. sofern er am Ende des
folqenden Kalenderjahres, auch mit
dem Abbau und unter Annahme eines
neqativen Betriebserqebnisses, über
geschätzte Reserven gemäss Artikel
12 Absatz 3 von mehr als 400 150
Prozent der Mindesthöhe nach Artikel
11 Absatz 1 verfügt.

Eventualiter könnte die bisherige,
nicht formal kodifizierte Praxis ge-
mäss Kreisschreiben 5.1 des BAG
übernommen werden. Ein Reser-
veabbau ist demzufolge nur dann
zulässig, wenn die Solvenzquote
nach dem Abbau mindestens 150
Prozent beträgt – selbst bei einem
pessimistischen Geschäftsverlauf
:negatives Betriebsergebnis). Dies
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ist auch im Artikel 31 KVAV so fest-
gelegt. Diese Praxis muss beibe-
halten werden.

2 Der Abbau erfolgt während einem
oder mehreren Jahren. Der Versiche-
rer erstellt einen entsprechenden Ab-
bauplan. Die Aufsichtsbehörde prüft
jährlich, ob die Voraussetzungen für
den Abbau noch gegeben sind.

2 Der Abbau erfolgt während einem
oder mehreren Jahren. Der Versiche-
rer erstellt einen entsprechenden Ab-
bauplan. Die Aufsichtsbehörde prüft
jährlich, ob die Voraussetzungen für
den Abbau noch gegeben sind.

Einverstanden.

3 Der Abbau der Reserven wird in
Form eines Ausgleichsbetrags, der
den Versicherten ausgerichtet wird,
durchgeführt. Der für den Abbau der
Reserven festgelegte Betrag wird
nach einem angemessenen, vom Ver-
sicherer bestimmten Schlüssel auf die
Versicherten im örtlichen Tätigkeits-
bereich des Versicherers verteilt.

2bi; Der Abbau der Reserven wird in
Form eines Ausgleichsbetrags, der
den Versicherten ausgerichtet wird,
durchgeführt. Der für den Abbau der
Reserven festgelegte Betrag wird
nach einem angemessenen,.vom Ver-
sicherer bestimmten Schlüssel auf die
Versicherten im örtlichen Tätigkeits-
bereich des Versicherers verteilt. Der
Versicherer berücksichtigt dabei in an-
qemessener Weise die Dauer der Ver-
sicherunqsbeziehunq.

Der alte Absatz 3 sollte in der bis-
herigen Form beibehalten werden.
Um zu vermeiden. dass der Reser-
veabbau primär zur Gewinnung
von Neukunden genutzt wird, sollte
aber festgehalten werden, dass die
Dauer der Versicherungsbezie-
hung zu berücksichtigen ist (d.h.
Versicherte, die länger dabei sind,
sollen mehr bekommen). Versi-
cherte, welche massgeblich zum
Reserveaufbau beigetragen ha-
ben, sollen dementsprechend auch
vom Abbau übermässiger Reser-
ven profitieren. Neukunden, die kei-
nen Beitrag zum Reserveaufbau
geleistet haben, sind davon auszu-
nehmen.

3 Der Abbauplan muss vorsehen, dass
der Versicherer die Prämien knapp
kalkuliert; dabei muss das Verhältnis
zwischen Prämien und erwarteten
Kosten im qesamten örtlichen Tätiq-
keitsqebiet des Versicherers einheit-
lich sein.

kalkuliert; dabei muss das Verhältnis

Die umgangssprachlich anmu-
tende Formulierung der "knappen
Kalkulation" ist für einen Verord-
nungstext völlig ungeeignet. Sie er-
möglicht willkürliche Vorgaben für
die Prämieneingaben der Kranken-
versicherer. Die in einem scharfen

Kosten im qesamten örtlichen Tätiq
l<oitsqobiot dos Vorsichorors oinhojtn

zwischen Prämien und OIwartoton

+lohsein
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Wettbewerb stehenden Kranken-
versicherer können gar nicht an-
ders, als ihre Prämien "knapp zu
kalkulieren". Der Entwurf nennt die
"knappe Kalkulation" als Möglich-
keit des Reserveabbaus. was die
Budgetierung von Verlusten impli-
ziert. Dies liefe letztlich darauf hin-
aus, dass die Prämien unter den er-
warteten Kosten (nach „best esti-
mate“) anzusetzen wären, was eine
Verletzung von Art. 16 Abs. 4 Buch-
stabe b KVAG darstellen würde. Es
ist nicht akzeptabel, dass die Ver-
ordnung von den Krankenversiche-
rern verlangt, gesetzeswidrig zu
handeln. Für die Steuerung der Re-
serven erfolgte mit der Einführung
des neuen KVAG ein Regimewech-
seI. Die früher mögliche Budgetie-
rung von Verlusten wurde im neuen
KVAG bewusst durch die Vorgabe
von kostendeckenden Prämien-
budgets ersetzt. Gleichzeitig
musste die Möglichkeit eines Re-
serveabbaus mittels nachträglicher
Auszahlungen geschaffen werden.
Die beiden Systeme sollten nicht
miteinander vermischt werden.

Die Methode der «knappen Kalku-
lation” birgt weiter die Gefahr eines
Prämiensprungs nach Abschluss
des Reserveabbaus. Solche Prämi-
ensprünge zu vermeiden war aber
die Absicht von Art. 16 Abs. 4 Buch-
stabe b. des Gesetzes.
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Zudem gäbe es für die Krankenver-
sicherer kein besseres „Marke-
tinginstrument“ als Dumping-Prä-
mien. Wenn der Bundesrat vermei-
den will, dass der Reserveabbau
als Marketing verwendet wird,
müsste er eben dies ausschlies-
sen. Eine zusätzliche Regulierung
in diesem Punkt ist somit nicht not-
wendig.

4 Kann mit der Umsetzunq der in Ab-
satz 3 vorqesehenen Massnahme Ar-
tikel 16 Absatz 4 KVAG nicht einqehal-
ten werden. kann der Versicherer sei-
nen Versicherten einen Ausqleichsbe-
trag ausrichten. Der für den Abbau der
Reserven festqeleqte Betraq wird
nach einem anqemessenen, vom Ver-
sicherer bestimmten Schlüssel auf die
Versicherten im örtlichen Tätiqkeits-
bereich des Versicherers verteilt.

Mit der Ablehnung von Absatz 3 ist
auch Absatz 4 zu streichen. Sollte
der Bundesrat entgegen unserer
dezidierten Auffassung die Mög-
lichkeit der «knappen Kalkulation”
in der Verordnung verankern, so
ist auf eine Hierarchisierung der
Massnahmen (neue Absätze 3 und
4) zu verzichten. Sie würde das
System zusätzlich komplizieren
und den Krankenversicherer, der
einen Reserveabbau beabsichtigt,
dazu zwingen, nicht kostende-
ckende Prämien festzulegen, was
dem Gesetz widerspricht.

beFe}Ghde&VeFSIQ

Versicherer, die zwar bereit sind,
Reserven abzubauen, aber einen
späteren Prämiensprung vermei-
den möchten. sollten weiterhin die
Möglichkeit haben, korrekt zu kaI-
kulieren und im Gegenzug zwecks
Reserveabbau einen Ausgleichs-
betrag zu entrichten.

6
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4 Der Versicherer zieht den Aus-
gleichsbetrag von der von der Auf-
sichtsbehörde genehmigten Prämie
ab und weist ihn auf der Prämienrech-
nung gesondert aus.

5 Der Versicherer zieht den Aus-
gleichsbetrag von der von der Auf-
sichtsbehörde genehmigten Prämie
ab und weist ihn auf der Prämienrech-
nung gesondert aus.

Einverstanden.

Art. 30a Deutlich höhere Prämien-
einnahmen
1 Die Prämieneinnahmen liegen deut-
lich über den kumulierten Kosten.
wenn der Unterschied zwischen dem
erwarteten Verhältnis von Kosten zu
Prämieneinnahmen und dem effekti-
ven Verhältnis von Kosten zu Prä-
mieneinnahmen die Standardabwei-
chung überschreitet.

Art408–Deu+}ieFhëheFbPFämien
einnahnßen
4 Die Prämioneinnahmon liegen dout
4GFübePdeb}(umühe4ehKosten
wonn dor Unterschiod zwischen dom
en#a4e+enVeFhä}+n}&vehKQs+enzu
PFämiono}nnahmonun+dem-o#ok+b
veHVeFhä}+n}&vohKOs+enzbPF&
n+}ene}nnahmebdibS+andaFdabweë
chung üborochroitot.

Es ist nicht ersichtlich, warum hier
zusätzliche Regulierungen notwen-
dig sind. Der Vorschlag ist zudem
kompliziert und wenig praxistaug-
lich. Es ist klar, dass Zufalls-
schwankungen nicht zu einem Prä-
mienausgleich führen sollten. Aller-
dings sollte es im Ermessen des
Versicherers liegen, solche auszu-
schliessen. Im Übrigen kann Art.
30b des Entwurfs sicherstellen,
dass bei kleinen Beständen kein
Prämienausgleich erfolgt.

2 Die Standardabweichung wird für
jeden Versicherer und Kanton ge-
mäss der im Anhang festgelegten
Formel berechnet.

2 Dio Standardabweichung wird für
jeden Vorsichoror und Kanton go.
mass der im Anhang festgelogton
FoFmeFbeFOGhnet Es kann viele Gründe geben, wa-

rum ein Prämienausgleich nicht
sachgerecht ist. Wie bereits im Ge-
setz geschrieben, sollte auch bei
starker Fluktuation von Versicher-
ten von einem Prämienausgleich
abgesehen werden. Ein Versiche-
rer, der sich für einen Prämienaus-
gleich entscheidet, sollte demnach
eine gewisse Freiheit bezüglich der
Kriterien und der Höhe des Aus-
gleichs haben. Es reicht aus, wenn
die Aufsichtsbehörde prüft, dass
der Vorschlag nicht willkürlich ist
(beispielsweise wenn in einem
Kanton ein kleinerer Betrag zurück-
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bezahlt würde als in einem ande-
ren. obwohl die Differenz zwischen
Prämien und Kosten grösser war).

Art. 30b Für den Ausgleich von zu
hohen Prämieneinnahmen massge-
bender Versichertenbestand

Einverstanden. Kleinere Versiche-
rer haben aufgrund ihrer Grösse
volatilere Kostenniveaus. Aus Risi-
kogründen und aufgrund der mar-
kanten Auswirkungen schwanken-
der Kosten sind diese kleinen Ver-
sicherer vom Prämienausgleich
auszunehmen.

Der Versicherer kann die zu hohen
Prämieneinnahmen in einem Kanton
ausgleichen, wenn sein Versicherten-
bestand in diesem Kanton über dem
im Sinne von Artikel 91 Absatz 1 KVV
definierten sehr kleinen Bestand liegt.

11

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft.
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Vielen Dank für die Berücksichtigung unserer Anmerkungen. Für allfällige Fragen stehen wir gerne zur Verfügung.

Freundliche Grüsse

santësuisse
Direktion Abteilung Grundlagen

/1=# r. z
Verena Nold
Direktorin santësuisse

Dr. Christoph Kilchenmann
Leiter Abteilung Grundlagen
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Weitere Vorschläge

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Assura bedankt sich für die Möglichkeit, an dieser wichtigen und heiklen Vernehmlassung teilzunehmen. Assura anerkennt dabei die Bemühungen des
Bundesrates, bei diesem teilweise emotional-politisch aufgeladenen Thema eine stabile und verlässliche Lösung zu finden. Vor allem mit Blick auf den fair
regulierten Wettbewerb und möglichst stabile Prämien muss der Vorschlag unserer Meinung nach noch nachgebessert werden. In den folgenden Ausführungen
werden wir uns auf diese beiden Punkte konzentrieren. Wir danken im Voraus für eine angemessene Berücksichtigung unserer Anliegen.

Name/Firma

Assu ra

Bemerkung/Anregung

Die Prämienhöhe entspricht immer nur einer Prognose. Ausreichende Reserven sind zur Stabilisierung der Krankenversicherung
unabdingbar. Finanzielle Nachforderungen wie z.B. bei einer Heizkostenabrechnung sind nicht möglich. Auch darf die OKP keine Defizite
machen. Die Höhe der benötigten Reserven für einen bestimmten Krankenversicherer kann nicht mit einer bestimmten Zahl angegeben
werden. Zu unterschiedlich sind von Versicherer zu Versicherer die betriebliche Grösse, die Versichertenstruktur und z.B. der Umfang der
üblichen Bestandsänderungen

Es darf erwartet werden, dass extensiv hohe Reserven abgebaut werden. Es steht aber ausser Frage, dass die vorgeschlagene Möglichkeit,
die Reserven bis auf eine Solvenzquote von 100% absenken zu können, einem Vabanque-Spiel gleichkäme, das in der Destabilisierung der
Krankenversicherung enden könnte. Da die unternehmerische Verantwortung niemand anders übernehmen kann – weder die Aufsicht, noch
der Bund, noch die Kantone – muss es dem Krankenversicherer letztlich freigestellt werden, ob er Reserven abbaut oder nicht

Die Art und Weise des Ausgleichs von zu hohen Prämieneinnahmen wurde im Rahmen der Legiferierung des KVAG vom Parlament
intensiv diskutiert (Differenzen zwischen den Räten) und explizit zu Gunsten der Freiwilligkeit entschieden (vgl. AB 2014 S 81 1 / BO 2014 E
811 S.4) und der Kreis der Begünstigten wurde mit den Versicherten, welche die zu hohen Prämien bezahlt hatten, klar festgelegt (versichert
am 31. Dezember des Jahres mit den zu hohen Prämien beim entsprechenden Versicherer).

Die Art und Weise des Abbaus von «übermässiaen» Reserven wurde im Rahmen der Leqjferierunldes KVAG vom Parlament nicht

2
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diskutiert (vgl. Amtliches Bulletin oder Fahnen zu Vorlage 12.027). Es stellt sich deshalb die Frage, ob die Aufnahme in der Verordnung
KVAV vom Gesetz überhaupt genügend abgedeckt ist (vgl. Vernehmlassungsantworten Santësuisse und RVK 2015 zur ersten KVAV 2015)
und mindestens so viele Fragen betreffen die Umsetzung: Die Argumentation der Aufsichtsbehörde und eines Urteils des
Bundesverwaltungsgerichtes, dass die finanziellen Gutschriften beim Reservenabbau im Gegensatz zum Prämienausgleich auch
zukünftigen Versicherten zugutekommen kommen müssten, mag technisch wohl auch Argumente für sich haben, das Gebot der
Gerechtigkeit dürfte nach gesundem Volksempfinden aber arg strapaziert werden und ohnehin müssen Interpretationen herangezogen
werden, weil - wie gesagt – dieser gewichtige Punkt dem Gesetzgeber gar nicht vorgelegt wurde und so von ihm gar nicht
diskutiert werden konnte. Daraus resultierte dann u.a. das oben erwähnte Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes von 2018, das in sich
widersprüchlich ist: Auf der einen Seite besteht das Gericht darauf, dass auch Neukunden Reservenabbaugelder erhalten müssten, auf der
anderen Seite argumentiert das Gericht, der regulierte Wettbewerb dürfe nicht verfälscht werden

Assu ra In den Erläuterungen wird sinngemäss betont, dass beim Reservenabbau künftig mögliche «Marketing-Aktionen» vermieden werden
sollten (Erläuterungen S.3). Dieses Ziel wird von Assura unterstützt. Allerdings braucht es noch etliche Präzisierungen, dass
«Marketing-Aktionen» und <Lockvogel-Angebote» auch tatsächlich unterbunden werden können.

In jedem Fall ist es aus Sicht der Assura angezeigt, dass die Aufsicht ihren erheblichen Ermessensspielraum nutzt, um auch beim
Reservenabbau nach Art. 26 KVAV dafür zu sorgen, dass ein Neukunden-Marketing unterbleibt, das den regulierten Wettbewerb
unweigerlich und direkt verfälschen würde: «Der moderate Abbau von Reserven hat unter Berücksichtigung des wettbewerblichen Umfelds
zu erfolgen und lässt keine Zweckentfremdung der Mittel zu> schreibt das Bundesverwaltungsgericht 2018 dazu (C-6445/2016).

Während sich das Parlament bei der Beratung des KVAG explizit und bewusst dafür entschieden hat, dass Prämienausgleiche nur jenen
Personen zugutekommen sollen, welche die zu hohen Prämien auch finanziert habe (siehe oben), hat das Parlament zum Reservenabbau
gemäss Art. 26 KVAV gar nie Stellung beziehen können. Es ist deshalb höchst unbefriedigend, wenn die Aufsichtsbehörde und die Gerichte
aufgrund von technischen Überlegungen und nicht aufgrund von klaren politischen Entscheiden argumentieren müssen (z.B.
Bundesverwaltungsgericht C 6445/2016 zur Frage des Kreises der Begünstigten von Reservenabbaumassnahmen).

Dies alles zeigt: Bei der Argumentation des BAG und des Bundesverwaltungsgerichtes, welche Versicherten von einem
eigentlichen, eventuell mehrjährigen Reservenabbau profitieren sollen, handelt es sich um «technische Ableitungen», die im
Gegensatz zum vom Gesetzgeber diskutierten und festgelegten Prämienausgleich (Art. 18 KVAG; Modalitäten der Rückerstattung)
hinsichtlich des Legalitätsprinzips hinterfragt werden müssen. Die bisherige Aufsichtspraxis, dass auch Neukunden profitieren
sollen, mutet kaum gerecht an und beeinträchtigt den fair regulierten Wettbewerb.

Als ein Reservenabbau kaschierte Marketingaktionen zur Gewinnung von Neu-Versicherten hätten zusätzlich zur Folge, dass der verpönte
«Telefonterror» von wilden Vermittlern und Maklern akzentuiert würde. Dies im Sinne von: «Wechseln Sie per Ende Jahr zum Versicherer
XY und Sie erhalten zusätzlich 200 Franken.» Die Minderung der unerwünschten Telefonanrufe ist auch ein Ziel des Bundesrates
(Bundesgesetz über die Regulierung der Versicherungsvermittlertätigkeit, Vorentwurf).
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Assura Der erläuternde Bericht hält fest: «Gemäss geltendem Recht muss der Abbau der Reserven in Form eines Ausgleichsbetrags erfolgenl der
den Versicherten ausgeri(.'hiet wird. In der Praxis hat das BA(, den Versicherern eine weitere Möglichkeit eingeräumt: Sie können ihre
Prämien für das Folgejahr knapp kalkulieren (siehe Kreisschreiben 5.1 des BAG). Dieses Verfahren ist zu bevorzugen, denn es kann die
Prämienerhöhungen eindämmen und wird weniger für Marketingzwecke verwendet. Versicherer, die ihre Reserven abbauen wollent sollen
daher prioritär dIeses Vorgehen wählen.> Hier ist den Ausführungen des BAG entgegen zu halten, dass Dumpingprämien im Markt
den schärfsten Marketing_Trick darstellen und dass damit der regulierte zum verfälschten Wettbewerb wird. Das gesetzliche
Erfordernis von kostendeckenden Prämien darf nicht «politisch» unterlaufen werden durch «etwas weniger kostendeckende
Prämien», falls übermässige Reserven vorhanden sind. Die Praxis gemäss Kreisschreiben 5.1 des BAG leistet aber genau dazu
Vorschub. Aus Sicht von Assura dürfte diese Praxis in Widerspruch stehen zu Art. 16 Abs- 3 - 4 KVAG und ist deshalb einzustellen-
Im Minimum wird dadurch ein fair regulierter Wettbewerb beeinträchtigt, was gemäss Urteil des Bundesverwaltungsgerichts von
2018 bei Reservenabbau-Massnahmen nicht der Fall sein darf (C-6#15/2016).

Wenn Sie einzelne Tabe11en im Formular löschen oder neue Zeilen hinzufügen möchten. so können Sie unter "Überprüfen/Dokument schützen/ Schutz aufheben" den SChFeibSChutz aufheben. Siehe

Anleitung im Anhang
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Bemerkungen zum Entwurf der Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsvel ordnung (KVAV)
Name/Firma 1 Art.
b

Abs.

1

Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)

Senkungen bis 100% wären nicht zu verantworten und könnten
die OKP destabilisieren. Es muss ein höherer Schwellenwert
definiert werden als 100% Solvenzquote.

Der Versicherer kann seine Reserven abbauen,
sofern er am Ende des folgenden KalendeÜahres.
auch mit dem Abbau, über geschätzte Reserven
gemäss Artikel 12 Absatz 3 von mehr als 150%
Prozent der Mindesthöhe nach Artikel 11 Absatz 1
verfügt.

Wie oben erwähnt, steht dieser KVAV-Artikel gesetzlich auf
schwachen Füssen. Das dürfte auch der Grund sein, weshalb der
Bundesrat 2015 beim Reservenabbau in der Verordnung letztlich
auf seine vorher intendierte Muss-Formulierung verzichtete (vgl
Art. 28 e-KVAV 2015).

Die Erläuterungen zur Verordnungsänderung «Der Bund
seinerseits hat in der ... KVAV einen Mechanismus eingebaut, der
es den Versicherern ermöglicht, die Reserven freiwillig
abzubauen, wenn sie übermässig zu werden drohen», tönen wie
ein Eingeständnis dieser mutmasslich ungenügenden
gesetzlichen Abstützung.

Zur mutmasslich ungenügenden Abstützung eines eigentlichen
Reservenabbaus: Vgl. auch Stellungnahmen Santësuisse und
RVK von 2015 zur ersten KVAV.

26 l 3 Die Weiterführung der Praxis gemäss Kreisschreiben 5.1 des BAG
leistet fragwürdigen «Marketing- bzw. Dumpingprämien»
Vorschub. Aus Sicht von Assura dürfte diese Praxis in
Widerspruch stehen zu Art. 16 Abs. 3 - 4 KVAG und ist deshalb
einzustellen. Im Minimum wird dadurch ein fair regulierter
Wettbewerb beeinträchtigt: Bei vorgegebenen medizin. Leistungen
ist die Prämienhöhe das mit Abstand stärkste
Marketinginstrument! Dumpingprämien sind
wettbewerbsverzerrend und kurzsichtig. Sie müssen verhindert
werden

Der Abbauplan muss vorsehen, dass der
Versicherer die Prämien knapp kalkuliert; dabei

erwarteten Kosten im gesamten örtlichen
Tätigkeit6gobiot dos Vor6icherors einheitlich
sein
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26 l 4 Auch das Verwaltungsgericht stellt in C 6445/2016 fest, dass
Reservenabbaumassnahmen den regulierten Wettbewerb nicht
verfälschen dürfen.

Kann mit der Umsetzung der in Absatz 3
vorgesehenen Massnahme Artikel 16 Absatz 4
KVAG nicht eingehalten w8rdon, kann der

Ausgleichsbetrag ausrichten.
Wenn der Bundesrat an einem Reservenabbau-Artikel festhält,
der gesetzlich kaum genügend abgestützt sein dürfte, sollte er
wenigstens überzeugende Argumente anführen zur korrekten und
gerechten Umsetzung. Wenn hingegen Versicherte profitieren, die
nichts zur Äufnung der Reserven beigetragen haben, wird diesem
Gebot kaum Genüge getan und zusätzlich wird der regulierte
Wettbewerb verfälscht.

Assura könnte sich vorstellen, dass ein Reservenabbau in die
richtige Richtung gehen könnte, wenn er im Grundsatz die Anzahl
Jahre berücksichtigt, die eine Person beim entsprechenden
Versicherer versichert ist: Bei einem Abbau über drei Jahre
müsste man dann z.B. 3 Jahre dort versichert sein, um alle 3 Teil
gutgeschrieben zu erhalten. Wer dort erst seit 2 Jahren versichert
ist, erhält nur 2 Teile etc.; Versicherte, die ganz neu dazukommen
erhalten nichts.

Assu ra 26 l 5 Mit dem Reservenabbau soll kein Neukunden-Marketing finanziert
werden, das den regulierten Wettbewerb verfälscht (vgl. Urteil des
Bundesverwaltungsgerichtes 2018, C-6445/2016).

Ausgleichsbeträge erhalten Versicherte, die
zuvor mindestens während einem Jahr zu den
übermässigen Reserven beigetragen haben. Der
Versicherer kann den Ausgleichsbetrag von der von
der Aufsichtsbehörde genehmigten Prämie oder von
ausstehenden Kostenbeteiligungen abziehen. Er
weist ihn auf der PrömienreGhnung gegenüber dem
Versicherten gesondert aus.

Je nach Situation kann der Ausgleichsbeitrag auch mit einer noch
bestehenden Kostenbeteiligung des (vorher) Versicherten
verrechnet werden, weshalb <auf der Prämienrechnung»
gestrichen werden sollte.
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Vernehmlassung :
Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV). Freiwilliger
Abbau von Reserven und Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 18. September 2020, mit dem Sie u.a. santësuisse
(Branchenorganisation der Schweizer Krankenversicherer) zur Vernehmlassung eingeladen ha-
ben

Santësuisse hat Ihnen mit Schreiben vom 16. Dezember 2020 eine Stellungnahme zukommen
lassen. Wir schliessen uns mit der nachfolgend erläuterten Ausnahme der Stellungnahme von
santësuisse vom 16. Dezember 2020 an.

Santësuisse schlägt in Art. 26 Abs. 2bis KVAV eine Ergänzung vor, wonach die Versicherer bei
einem freiwilligen Reserveabbau die Dauer der Versicherungsbeziehung angemessen zu berück-
sichtigen haben (S. 4 der Stellungnahme von santësuisse). Diese Ergänzung lehnen wir aus den
folgenden Gründen entschieden ab.

• Die Reserven eines Krankenversicherers gehören allen bestehenden Versicherten, unabhängig
davon, wie lange die Versicherungsbeziehung gedauert hat. Sie dienen der kollektiven Abfede-
rung von verschiedenen versicherungstechnischen und anderen Risiken. Diese Logik ergibt
sich aus dem in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung (OKP) verankerten Ausga-
benumlageverfahren. Aus diesem Grund nehmen die Versicherten bei einem Kassenwechsel
auch keine Reserven mit und müssen sich beim neuen Versicherer auch nicht in die Reserven
einkaufen. Dieses grundlegende Prinzip der OKP darf auch bei einem Reserveabbau keines-
falls durchbrochen werden.

• Wir verfügen als einziger grosser Versicherer über mehrjährige praktische Erfahrung in der
Durchführung eines Reserveabbaus. Die Berücksichtigung der Vertragsdauer ist nicht praktika-
beI bzw. führt zu einem enormen, nicht zu rechtfertigenden Aufwand in der Umsetzung eines
Reserveabbaus. Dies betrifft insbesondere die Handhabung bei neu eintretenden und bei aus-
tretenden Versicherten. Unter einer solchen Neuregelung müssten wir aus Praktikabilitätsgrün-
den auf die Nutzung dieses Instruments zur Reservesteuerung in Zukunft verzichten. Der Vor-
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schlag von santësuisse läuft dem Bestreben des Bundesrats folglich diametral entgegen, mehr
Krankenversicherer zu einem Reserveabbau zu bewegen.

Bei der Gewinnung von Neukunden hat der Reserveabbau keine Bedeutung. Unsere Erfahrun-
gen zeigen klar, dass niemand zu einem Krankenversicherer wechselt, nur weil dieser ihm für
das Folgejahr einen Reserveabbau in Aussicht stellt. Dies lässt sich leicht aufgrund unserer
Entwicklung des Versichertenbestandes kontrollieren. Es ist deshalb falsch, den Reserveabbau
als Marketinginstrument für Neuakquisition zu betrachten. Er dient einzig und allein der Steue-
rung der Reserven. Unter der gesetzlich verankerten Vorgabe, wonach die Prämien kostende-
ckend festzulegen sind, braucht es zwingend einen solchen Ausgleichsmechanismus. Dieser
sollte nicht zusätzlich verkompliziert werden, sondern möglichst einfach und transparent für die
Versicherten sein. Nur so lässt sich die Stossrichtung des Bundesrats, mehr Versicherer zur
Nutzung des Instruments zu bewegen, erfolgreich umsetzen.

• Für uns ist zudem fraglich, ob eine Berücksichtigung der Versicherungsdauer bei der Auszah-
lung der Reserven überhaupt gesetzeskonform wäre. Unseres Erachtens fehlt eine gesetzliche
Grundlage für einen individuell differenzierten Anspruch auf Reserven in der OKP

Aus diesen Gründen sind wir dezidiert gegen eine Anpassung der heutigen Bestimmungen zur
Festlegung des Verteilschlüssels bei einem freiwilligen Reserveabbau.

Wir bitten Sie höflich um die Berücksichtigung unserer Argumente.

Wir danken Ihnen für die Einräumung der Möglichkeit zur Stellungnahme. Bei weiteren Fragen
stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung .

Freundliche Grüsse
CONCORDIA

Nikolai Dittli
CEO

Kurt Stricker
Mitglied der Geschäftsleitung

CONCORDIA Schweizerische Kranken- und Unfallversicherung AG
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Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung KVAV - Freiwilliger Abbau von Reserven und Aus-
gleich von zu hohen Prämieneinnahmen: Unsere Vernehmlas$ungsantwort

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

In Ergänzung zur Vernehmlassungsantwort zur oben erwähnten KVAV-Änderung von santësuisse, dem uns vertreten-
den Krankenversichererverband, bitten wir Sie, die nachfolgenden Forderungen ebenfalls sachdienlich in Ihre Verord-
nungsrevision miteinzubeziehen

• Grundsätzlich begrüsst es die EGK-Gesundheitskasse als traditionsreicher KMU-Krankenversicherer, dass sich
die Politik einer Thematik annimmt. welche in der Tat mit Fehlanreizen behaftet ist und in der aufsichtsrechtli-
chen Anwendung grossen Sachverstand voraussetzt, um die Verhältnismässigkeit zu wahren- Die EGK-
Gesundheitskasse war denn auch in den vergangenen Jahren direkt von einem dogmatischen, unsachgemäs-
sen und nicht verhältnismässigen Umgang der Aufsichtsbehörde mit der Thematik der Reserven betroffen. Als
Folge davon ist unter anderem der Bestand der Versicherten unnötig stark reduziert worden.

• Auch wir sind der Meinung, dass das Verhältnis zwischen Prämien und Kosten in der Obligatorischen Kranken-
pflegeversicherung so berechnet sein muss, dass der Sicherheit Rechnung getragen wird, aber auch dessen,
dass Prämienrückzahlungen nicht als (Marketing-)Möglichkeit in Betracht kommen – auch nicht auf Seite der
Aufsichtsbehörde,

• Ebenso erscheint uns, dass der Begriff der „Reserven" präziser gefasst werden muss. Reserven sind nicht ein
„nice to have" oder ein zusätzliches Polster - wie es in der Öffentlichkeit implizit dargestellt wird –, sondern eine
Rückstellung für nicht vorhersehbare Ereignisse, d.h. Rückstellungen für Zeiten des Bedarfs- oder Notfalls. Dies
im Gegensatz zu den versicherungstechnischen Rückstellungen, welche für vorhersehbare Ereignisse / Ent-
wicklungen geäufnet werden müssen.

• Kommt es zu einem unvorhergesehenen Ereignis (wie z.B. eine Pandemie) und schnellen die Gesundheitskos-
ten in die Höhe. müssen diese bei zu tiefen Rückstellungen über höhere Prämien ausgeglichen werden. Stark
volatile Prämien untergraben jedoch das Vertrauen in einen Krankenversicherer, schädigen seinen Ruf und ge-
fährden am Ende seine Existenz.

• Um dIese SituatIon zu vermeiden und weil am Ende doch alle Versicherten einen allfälligen Schaden (z.B. im
Falle eines Konkurses eines Krankenversicherers) mitfinanzieren müssen, betrachten wir als einzig gangbaren
Weg, dass die Krankenversicherer innerhalb einer definierten Solvenzbandbreite die Äufnung oder Reduktion
ihrer Rückstellungen für nicht vorhersehbare Ereignisse selber bestimmen. Als Bandbreite für die eigene SoI-
venz erachten wir 150 % - 250 % als verhältnismässig und betriebswirtschaftlich begründbar.

Die EGK-Gesundheitskasse umfasst die Stiftung EGK-Gesundheitskasse mit den ihr
angegliedert6n Aktiengesellschaften: EGK Grundversicherungen AG (Verslcherungsträger
der obligatorischen Krankenpflegevenicherung nach KVG), EGK PrivatveßicherLIngen AG
(Venicherungsträger der Zusatzversicherungen nach WG) sowie EGK Services AG‘

EGK-Gesundheitskasse
Brislachstrasse 2, 4242 Laufen
Telefon 061 765 51 11
info@egk.ch, www'egk.ch
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Wir bedanken uns für die Möglichkeit, unsere Meinung ebenfalls einbringen zu können und freuen uns, wenn Sie unsere
Argumentation entsprechend in Ihre Revision miteinbeziehen.

Mit vorzüglicher Hochachtung

EGK-Gesundheitska$$e

Dr. Reto Flury
Geschäftsleiter

Die EGK-Gesundheitskasse umfasst die Stiftung EGK-Gesundheitskasse mit den ihr
angegliederten Aktiengesellschaften: EGK Grundversicherungen AG (Versicherungsträger
der obligatorischen Krankenpflegeversicherung nach KVG), EGK Privatversicherungen AG
(Versicherungsträger der Zusatzversicherungen nach VVG) sowie EGK Services AG.

EGK-Gesundheitskasse
Brislachstrasse 2. 4242 Laufen
Telefon 061 765 51 11
info@egk.ch, www.egk.ch



Office fëdëral de la santë publique OFSP
aufsicht-krankenversicherung@bag.admin.ch
gever@bag .admin.ch

Martigny, le 1 " dëcembre 2020

Consultation < Modification de l’ordonnance sur la surveillanee
de l’assuranee-maladie. Rëduetion volontaire des rëserves et
compensation des primes eneaissëes en trop ))

Madame, Monsieur,

La lettre du 18 septembre a retenu toute notre attention et nous avons l’heur de vous communiquer la
prise de position du Groupe Mutuel sur le projet d’ordonnance.

Introduction
En date du 18 septembre 2020, le Conseil fëdëral a mis en consultation une modification de l’OSAMal
dont les objectifs sont de rëduire les rëserves des assureurs-maladie au profit des assurës et d’ëviter que
les assureurs-maladie utilisent la rëduction volontaire des rëserves et le remboursement des primes
encaissëes en trop ä des fins commerciales, pour acquërir de nouveaux assurës. Les mesures se
prësentent ainsi :

Mesures pour la rëduction volontaire des rëserves
•

•

Abaissement du seuil ä partir duquel les assureurs peuvent rëduire les rëserves. Le taux de
solvabilitë est abaissë ä 100% au lieu de 150%.
Calcul des primes au plus juste pour l’assureur qui souhaite rëduire ses rëserves . 11 n’est plus
possible de procëder uniquement par voie de compensation, sauf lorsque l’article
16, al. 4 LSAMaI ne peut pas ëtre respectë (par ex. le calcul de la prime au plus juste aboutit
au refus des tarifs parce que les primes ne respectent pas les prescriptions lëgales ou ne
couvrent pas les coüts). Le rapport entre les primes et les coüts attendus doit ëtre uniforme
dans l’ensemble du champ territorial d’activitë de l’assureur. Ce procëdë est moins
susceptible d’ëtre utilisë ä des fins de marketing.

Groupe Mutuel
Votre eontaet: Geneviëve Aguirre - Secrëtariat Gënëral

Tël. 058 758 2529
gaguirrejan@groupemutuel.ch - www.groupemutuel.ch

Santë' VËe' Patrimoine'D Entreprise'
Groupe Mutuel

Rue des Cëdres 5 - Case postale - CH-1919 Martigny



Mesures pour le remboursement des primes versëes en trop
•

•

Dëfinition de la notion de < primes nettement pIus ëlevëes „. L’OFSP compare Ie ratio combinë
attendu et Ie ratio combinë effectif . La diffërence entre les deux ëlëments doit ëtre supërieure
ä une certaine valeur (ëcart type).
Interdiction de compenser les primes encaissëes en trop dans un canton, si l’effectif des
assurës dans ce canton est infërieur ä l’effectif trës peu important au sens de
I’art. 91, al. 1, OAMal (300 assurës).

Evaluation gënërale
Dans l’ensemble, le Groupe Mutuel n’est pas favorable au transfert de rëgles figurant dans des circulaires
administratives au niveau de l’ordonnance, qui rigidifie le systëme, puisque toute modification ultërieure
doit suivre la procëdure de consultation. La circulaire administrative est un meilleur support des rëgles et
pratiques de l’autoritë de surveillance, car eIle est facilement adaptable en cas de changement de
circonstances. Seules des rëgles qui ont fait leur preuve de longue date et qui sont reconnues comme
teIles pourraient ëtre introduit dans une ordonnance.

L’objectif de la rëvision visant ä ëviter que les assureurs-maladie utilisent la rëduction volontaire des
rëserves et le remboursement des primes encaissëes en trop ä des fins commerciales, pour acquërir de
nouveaux assurës ne convainc pas. En effet, dans le cadre de leur activitë de surveillance, les autoritës
ont dëjä la possibilitë d’identifier de teIles pratiques. 11 n’est donc pas nëcessaire d’ajouter des rëgles
dans l’ordonnance. En outre, affirmer que la rëglementation en vigueur contient des incitations
inopportunes pour les assureurs ä fixer des primes trop ëlevëes pour procëder ä un remboursement par
la suite (et qu’iI existe des indices de teIles pratiques) n’est pas rëaliste au regard du marchë concurrentiel
dans lequel ëvoluent les assureurs, qui leur impose de calculer leurs primes au plus prës des coüts.

Le Groupe Mutuel est donc opposë au prësent projet d’ordonnance.

Toutefois, dans l’hypothëse oEl des rëgles seraient fixëes au niveau de l’ordonnance concernant la
rëduction des rëserves et le remboursement des primes payëes en trop, le Groupe Mutuel demande que :

•

•

•

•

•

Ie seuil ä partir duquel les assureurs peuvent rëduire les rëserves soit fixë ä 150%, et non
100%
Ie systëme du calcul de la prime au plus juste soit appliquë pour autant que la solvabilitë de
l’assureur-maladie atteigne 150% ;
la possibilitë soit donnëe aux assureurs de rëduire leur rëserve en versant un montant unique
aux assurës ä la fin de l’exercice, de maniëre similaire ä ce qui est prëvu pour la compensation
des primes encaissëes en trop ;
Ie projet d’ordonnance prëvoie la possibilitë pour les assureurs-maladie de reconstituer les
rëserves sur plusieurs annëes, afin d’attënuer la volatilitë des primes ;
la formule de l’ëcart-type dëfinie dans l’annexe soit modifiëe.

Le Groupe Mutuel accepte l’interdiction de compenser les primes encaissëes en trop dans un canton, oü
l’effectif des assurës est infërieur ä 300 assurës (effectif de trës peu d’importance, au sens de
I’art. 91 , al. 1 OAMal).

Groupe Mutuel
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Evaluation des mesures concernant les rëserves et leur rëduction

Le but des rëserves est de garantir la solvabilitë, dës lors certaines utilisations ne peuvent ëtre tolërëes,
notamment :

• l’utilisation des rëserves ä des fins commerciales,
• le lissage des primes.

Le besoin en rëserve d’un assureur-maladie dëpend notamment de sa taille et peut donc ëtre plus ou
moins important.

Le Groupe Mutuel estime que Ie but d’utilisation des rëserves ne devrait pas ëtre affaibli par des mesures
dictëes par des objectifs de surveillance, qui peuvent ëtre atteints par des vërifications adëquates des
autoritës. Les assurës bënëficient indirectement des rëserves par le biais de la solvabilitë du systëme
qu’elles garantissent. Le but d’utilisation lëgal n’est pas non plus un blanc-seing d’accumuler de fat,on
illimitëe des rëserves pour les assureurs-maladie. Ceux-ci n’ont dans tous les cas pas d’intërët ä une teIle
accumulation, compte tenu de l’environnement concurrentiel dans lequel ils ëvoluent.

Evaluation des mesures

Modification du seuil des rëserves ä partir duquel les assureurs peuvent les rëduire

Le Groupe Mutuel estime que la mesure proposëe prësente plusieurs inconvënients.

• Proposition contraire ä la pratique actuelle

Actuellement, la circulaire 5.1 OFSP indique que I’OFSP < approuve la rëduction lorsque, aprës retenue
des rëserves ä dëduire, les variantes du test de solvabilitë en cours d’annëe pour les rëserves disponibles
au lerjanvier 2021 indiquent un taux de solvabilitë d'au moins 150 % ”. Dans la pratique, I’OFSP ëvalue
de fagon trës prudente les situations avant d’autoriser une rëduction des rëserves et le taux pour
permettre une teIle rëduction se situe plutöt ä 180% au lieu de 150%. Dans ce contexte, la proposition
d’abaisser le taux ä 100% est contraire ä la pratique actuelle.

• Affaibllssement de la soliditë financiëre des assureurs-maladie

L’article 16, al. 3 LSAMaI pose l’obligation de la couverture des coüts par les primes. Lorsque tel n’est
pas Ie cas, l’autoritë refuse de les approuver. Si l’insuffisance se rëvële a posteriori, l’autoritë de
surveillance impose des mesures conservatoires ä l’assureur afin de rëtablir la solvabilitë de ce dernier.

Dës lors, l’assureur qui ne dispose plus d’un excëdent de rëserve propre ä restaurer Ia situation, est
contrait d’augmenter ses primes afin de rëtablir Ia situation dans un dëlai court. Cet effet yoyo est propre
ä miner la confiance qu’ont les assurës dans le systëme, par l’aggravation de la volatilitë des primes.
Dans ce contexte, le projet d’ordonnance devrait ëgalement mentionner la possibilitë pour les assureurs-
maladie de reconstituer les rëserves sur plusieurs annëes.
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L’abaissement du taux ä 100% sape donc la stabilitë, voire la soliditë du systëme et la confiance des
assurës. Dans ce contexte, le calcul de la prime au plus juste pourrait dës lors se rëvëler problëmatique,
compte tenu du fait qu’iI induit une prise de risque plus grande de l’assureur dans l’ëvaluation des primes.

• Rarëfaction voire suppression de la compensation des primes encaissëes en trop

L’article 31 OSAMaI permet de compenser les primes encaissëes en trop que si l’assureur dispose a
posteriori de rëserves supërieures ä 150% du taux minimal visë ä 1’art. 11, al. 1 OSAMaI. Dës lors, qu’un
assureur dispose de rëserves infërieures, iI ne pourra plus procëder ä la compensation des primes
encaissëes en trop. Or le systëme de la compensation des primes est un systëme juste, qui ne doit pas
ëtre ëcartë, puisque chaque assurë se voit restituer le montant qu’iI a trop versë. La rëduction des
rëserves, pour sa part, est effectuëe en faveur de 1’ensemble des assurës, sans tenir compte de la
contribution respective de chacun ä leur constitution.

• Augmentation de la pression politique pour distribuer les rëserves

L’abaissement du taux de solvabilitë pour rëduire les rëserves pourra inciter certains ä rëclamer la
restitution de l’excëdent aux assurës par les assureurs-maladie qui auront gardë des rëserves
supërieures, incitant finalement l’ensemble de la branche ä garder des rëserves basses, pour une
question d’image auprës du public. Dës lors l’objectif de solvabilitë qui justifie la crëation de rëserves sera
de moins en moins considërë.

Au vu de ce qui prëcëde, le Groupe Mutuel estime que le seuil ä partir duquel les assureurs peuvent
rëduire les rëserves doit ëtre fixë ä 150% , et non 100%. Ce taux correspond ä la pratique actuelle. La
dëcision de rëduire les rëserves est un droit qui incombe aux assureurs-maladie, sous la surveillance de
I’OFSP

En outre, le Groupe Mutuel propose que la possibilitë soit donnëe aux assureurs de rëduire leurs rëserves
en versant un montant unique aux assurës ä la fin de l’exercice, de maniëre similaire ä ce qui est prëvu
pour la compensation des primes encaissëes en trop. En effet, la rëduction volontaire des rëserves se fait
actuellement par une rëduction de la prime qui doit apparaTtre sur le certificat d’assurance et sur la
facture. Lorsque l’assureur ne rëduit plus ses rëserves, la rëduction tombe et la prime ä payer augmente
de facto, avant qu’une ëventuelle croissance des coüts nëcessite une augmentation encore plus
importante. Un accroissement trop importante de la prime payëe par un assurë peut l’amener ä chercher
une prime moins chez un concurrent.

Obligation de calculer les primes au plus juste comme rëgle pour l’assureur qui souhaite
rëduire ses rëserves

Le calcul de la prime au plus juste est mentionnë pour la 1ëre fois dans la circulaire 5.1 du 8 avril 2020.
L’OFSP autorise les assureurs qui disposent de rëserves suffisantes de prendre plus de risque dans le
calcul des primes que ceux qui en ont moins. Pour utiliser ce mode de caËcul, les variantes du test de
solvabilitë en cours d’annëe pour les rëserves disponibles au 1 er janvier 2021 doivent prësenter un taux
de solvabilitë d’au moins 150%. Ce systëme nëcessite que l’assureur ait la capacitë financiëre de prendre
en charge des pertes liëes ä une sous-ëvaluation des primes. En effet, l’assureur-maladie dont la
solvabilitë est compromise peut se voir imposer des mesures conservatoires plus ou moins sëvëres par
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l’autoritë de surveillance. II peut notamment ëtre dans l’obligation d’augmenter ses primes en cours
d'annëes. D’autres mesures plus drastiques peuvent ëtre ëgalement imposëes qui ëquivalent ä une
quasi-mise sous tutelle. Ce mode de calcul ne pose toutefois pas de difficultë en lui-mëme.

Le Groupe Mutuel accepte donc la proposition selon laquelle le systëme du calcul de la prime au plus
juste soit appliquë pour autant que la solvabilitë de l’assureur-maladie atteigne 150%. Dans le cadre d’un
marchë concurrentiel, les assureurs-maladie n’ont pas d’intërët ä accumuler des rëservëes dëmesurëes.

Dëfinition de la notion de < primes nettement plus ëlevëes »

L’utiIËtë de la disposition n’est pas claire. La proposition est ëgalement compliquëe et peu pratique.

II est manifeste que les fluctuations alëatoires ne doivent pas conduire ä une compensation des primes.
Toutefois, I'assureur devrait pouvoir exclure ces fluctuations ä sa discrëtion. En outre, I'article 30b du
projet peut garantir qu'aucune compensation des primes n'ait lieu pour les petits portefeuilles.

La compensation des primes peut ne pas ëtre appropriëe pour de nombreuses raisons. Comme le prëvoit
dëjä la loi, la compensatton des primes pourrait ëtre ëgalement effectuëe en cas de forte fluctuation du
nombre d'assurës. Un assureur qui dëcide de compenser les primes devrait donc avoir une certaine
libertë en ce qui concerne les critëres et le montant de la compensation. Le contröle effectuë par l’autoritë
de surveillance qui s’assure que la proposition ne soit pas arbitraire (par exemple, si un montant moindre
est remboursë dans un canton que dans un autre, alors que la diffërence entre les primes et les coüts est
plus importante) suffit.

Le Groupe Mutuel rejette donc Ia disposition. Toutefois, dans l’hypothëse oü celle-ci serait maintenue, le
Groupe Mutuel estime que le calcul de l’ëcart-type doit ëtre modifië (cf. proposition annexëe).

Interdiction de compenser les primes encaissëes en trop dans un canton, si l’effectif de
ses assurës dans ce canton est infërieur ä l’effectif trës peu important au sens de
I’art. 91 , al. 1 , OAMal (300 assurës)
Le Groupe Mutuel constate que cette rëgle est conforme ä la pratique actuelle. EIle peut ëtre acceptëe
comme teIle.

Nous vous souhaitons bonne rëception de la prësente et vous prions d’agrëer, Madame, Monsieur, nos
respectueuses salutations.

Groupe MJßuel Services SA

Dr Tho liZ J. Grichting
Directeur Experte Senior

Annexes : tableau synoptique des dispositions et proposition de calcul de l’ëcart-type
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Consultation : Modification de l’OSAMal. Rëduction volontaire des rëserves et compensation des
primes encaissëes en flop - Tableau synoptique

Proiet de modification Droit actuel Proposition Commentaires

L’ordonnance du 18 novembre 2015 sur
la surveillance de l’assurance-maladiel
est modifiëe comme suit:

1 Le Groupe Mutuel refuse le projet
d’ordonnance. Toutefois, dans
l’hypothëse oö des rëgles seraient
fixëes au niveau de l’ordonnance
concernant la rëduction des rëserves et
Ie remboursement des primes payëes
en trop, le Groupe Mutuel demande des
modifications.
Modification
Ie Groupe Mutuel estime que le seuil ä
partir duquel les assureurs peuvent les
rëduire les rëserves doit ëtre fixë ä
150%, et non 100%. Le taux de 100%
a) est contraire ä la pratique actuelle ;
b) affaiblit de la soliditë financiëre des

assureurs-maladie ;

rarëfie voire supprime la

Art. 26 Rëduction volontaire des
rëserves
1 L’assureur peut rëduire ses rëserves
pour autant que les rëserves estimëes
au sens de 1’art. 12, al. 3 qui sont
disponibles ä la fin de l’annëe civile
suivante restent supërieures ä 100 % du
niveau minimal visë ä 1’art. 11, al. 1.

Art. 26 Rëduction volontaire des
rëserves excessives
1 L’assureur peut rëduire ses rëserves
si elles risquent de devenir excessives.

Art. 26 Rëduction volontaire des
rëserves
1 L’assureur peut rëduire ses
rëserves pour autant que les
rëserves estimëes au sens de 1’art.
12, al. 3 qui sont disponibles ä la fin
de l’annëe civile suivante restent
supërieures ä 100 150% du niveau
minimal visë ä 1’art. 11, al. 1.

compensation des primes
encaissëes en trop ;

c) augmente la pression politique pour
distribuer les rëserves.

Sans commentaire.2 La rëduction se dëroule sur une ou
plusieurs annëes. L’assureur ëtablit un
plan ä cet effet. L’autoritë de
surveillance vërifie chaque annëe que
les conditions pour rëduire les rëserves
sont rëunies.
3 Le plan de rëduction doit prëvoir que
l’assureur fixe les primes au plus juste;

2 La rëduction se dëroule sur une ou
plusieurs annëes. L’assureur ëtablit un
plan ä cet effet. L’autoritë de
surveillance vërifie chaque annëe que
les conditions pour rëduire les
rëserves sont rëunies.
3 La rëduction des rëserves s’opëre
sous la forme d’une compensation

Sans commentaire.

1
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Consultation : Modification de l’OSAMal. Rëduction volontaire des rëserves et compensation des
primes encaissëes en &op - Tableau synoptique

Projet de modification Droit actuel Proposition Commentaires

Ie rapport entre les primes et les coüts
attendus doit ëtre uniforme dans

1’ensemble du champ territorial
d’activitë de l’assureur.

octroyëe aux assurës. Son montant
doit ëtre rëparti entre les assurës dans
Ie champ territorial d’activitë de
l’assureur selon une clë de rëpartition
ëquitable fixëe par l’assureur.

4 Lorsque la mise en auvre de la
mesure prëvue ä 1’al. 3 ne permet pas
de respecter l’art. 16, al. 4, LSAMaI,
l’assureur peut verser une
compensation aux assurës. Son
montant doit ëtre rëparti entre leg
assurës dans Ie champ territorial
d’activitë de l’assureur selon une clë de

rëpartition ëquitable fixëe par
l’assureu r.
5 L’assureur porte le montant de la
compensation en dëduction de la prime
approuvëe par l’autoritë de surveillance
et l’indique sëparëment sur la facture
de la prime.

Sans commentaire.

4 L’assureur porte le montant de la
compensation en dëduction de la
prime approuvëe par l’autoritë de
surveillance et l’indique sëparëment
sur la facture de la prime.

5 L’assureur porte le montant de la
compensation en dëduction de la
prime approuvëe par l’autoritë de
surveillance et l’indique sëparëment
sur la facture de la prime. II peut
ëgalement procëder ä un versement
unique aux assurës en cours
d’annëe.

Modification
Ie Groupe Mutuel propose que la
possibilitë soit donnëe aux assureurs de
rëduire leur rëserve en versant un
montant unique aux assurës en cours
d’exercice, de maniëre similaire ä ce qui
est prëvu pour la compensation des
primes encaissëes en trop. En effet, la
rëduction volontaire des rëserves se fait
actuellement par une rëduction de la
prime qui doit apparaTtre sur le
certificat d’assurance et sur la factu re.

Lorsque l’assureur ne rëduit plus ses
rëserves, la rëduction tombe et la prime

Groupe Mutuel
2



Consultation : Modification de l’OSAMal. Rëduction volontaire des rëserves et compensation des
primes eneaissëes en &op - Tableau synoptique

Projet de modification Droit actuel ProDOsition Commentaires

ä payer augmente de facto, avant
qu’une ëventuelle croissance des co0ts
nëcessite une augmentation encore
plus importante. Une augmentation
trop importante de la prime payëe par
un assurë peut l’amener ä chercher une
prime moins chez un concurrent.

Art. 30a Primes nettement plus ëlevëes
1 Les primes encaissëes sont nettement
plus ëlevëes que les coüts cumulës si la
diffërence entre le rapport attendu
entre les coüts et les primes et le
rapport effectif entre les co0ts et les
primes est supërieure ä l’ëcart-type.
2 L’ëcart-type est calculë par assureur
et par canton selon la formule fixëe
dans l’annexe

Sans commentaire.

Modification
Le calcul de l’ëcart-type doit ëtre calculë
selon la formule proposëe par le
Groupe Mutuel.
Acceptë.
Cette disposition est conforme ä ta
pratique en vigueur.

Art. 30b Effectif dëterminant pour la
compensation des primes encaissëes
en-trop
L’assureur peut compenser les primes
encaissëes en trop dans un canton dës
lors que l’effectif de ses assurës dans ce
canton est supërieur ä l’effectif trës peu
important au sens de 1’art. 91, al. 1,
OAMal.

Groupe Mutuel
3



Consultation : Modifieation de l’OSAMal. Rëduction volontaire des rëserves et compensation des
primes eneaissëes en &op - Tableau swoptique

Projet de modification Droit actuel Proposition Commentaires

rëduction des rëserves approuvëe dans le cadre de 1’approbation des primes 2022 (approbation en automne 2021) et ä
la compensation des primes encaissëes en trop en 2021, qui sera approuvëe en 2022

Sans commentaire.

Groupe Mutuel



Consultation < Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie
Rëduction volontaire des rëserves et compensation des primes encaissëes en trop >

Formule de l’ëcart-type sur le ratio combinë pour un canton C et une
annëe T, dans le cadre de la compensation des primes encaissëes en trop

Soit les notations suivantes :

CRcdf

NLc 7

RAc,T

Ratio combinë effectif du canton C de l’annëe T

Prestations nettes comptables (signe positif) du canton C de l’annëe T

Compensation des risques dëfinitive calculëe par 1’IC LAMal (signe positif si c’est un charge et
signe nëgatif si c’est un produit) du canton C de l’annëe T

Primes comptables du canton C de l’annëe T

Taux de frais de gestion moyen suisse de l’armëe r

Effectif moyen du canton C de l’annëe T

Coefficient de variation du risque alëatoire (V ko,uf all = 2.5 comme dans le test LAMal)

Coefficient de variation du risque de paramëtre (V 1cop,, = 0.04 comme dans le test LAMal)

Ecart-type du ratio combinë du canton C de l’annëe T

pC ,T

aT

Ncl

VkOzufaLI

VIcop,,

o8:

Par soucis de simplification des ëcritures, l’indice CT ou 7 est laissë de cötë dans les ëcritures ci-dessous

Le ratio combinë s’exprime de la maniëre suivante :

NL + RA + VK
CR =

P

La prime P correspond ä l’espërance des charges avec l’hypothëse d’un CR cible de 100% lors du dëpöt des
primes et s’ëcrit :

P = E (NL + RA)(1 + a)

La variance du ratio combinë a2(CR) s’exprime done de 1a maniëre suivante :

a=(CR) = a2 o

= '=(-)
= o='=„'*„„*„“

o='=„'*,„,
VK pouvant ëtre considërer comme un valeur non alëatoire,

'=„„, = (, 1,)=(,„.=,„,,)='=(~'*„”

Groupe Mutuel



Consultation « Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie
Rëduction volontaire des rëserves et compensation des primes encaissëes en trop >

En considërant NL et RA comme ët,.t i„dëp„,d,„t,, a2 (NL + RA) p„,t s’ë„i,e d, la m„,ië,e sui,a„te :

a 2 ( N 1 + R A ) = ( + ) E ( N L ) 2 + ( r k O p a r ) 2 ( E ( N L ) 2 + E ( R 4 ) 2 )

==„“KVb' *„“„JG*HI
Done, a2(CR) devient :

'“”=UILi="“+b=*"„.Je*nD
=(a)=A(d=,„„((w)=*„„„,=(=*H=))

=(d)’ (4) ((w)=*„~,=(=*(m)
Et a (CR) devient :

“”=H)(Ü)
r(+)= * („„.-)=(=*m)=)

= (d)
1 + m

La formule de I’OFSP ne prend pas en compte l’impact des frais de gestion et simplifie la formule ci-dessus en
ajoutant un terme mixte sous la racine carrëe :

r hr a 1 1 ][ 1/ k o p a r 1 + (m)=
a(CR) =

1 + A
Cette formule de I’OFSP surestime l’ëcart-type par rapport ä notre formule et done diminue la compensation
potentielle des primes encaissëe en trop.

Une compensation des primes dans le canton C pour l’annëe T est possible seulement si les conditions suivantes
sont respectëes :

Nc'T > 3Ö0 et CRcJr < 100% – a (CR)

Groupe Mutuel 2
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Ihr Ansprechpartner
Stefan Lombardi. Tel. +41 58 262 38 26
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Per E-Mail an

aufsicht-krankenversicherung@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

Bundesamt für Gesundheit BAG

15. Dezember 2020 Stellungnahme zur Änderung der Kranken-
versicherungsaufsichtsverordnung

1/3

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nehmen wir die Gelegenheit wahr, uns zur Änderung der Krankenversicherungsaufsichts-
verordnung zu äussern. Im Grundsatz teilen wir die Meinung vom Bundesrat, dass die Prämien
so genau wie möglich berechnet werden sollen und der Ausgleich von zu hohen Prämieneinnah-

men sowie der Abbau von Reserven nur in begründeten Fällen zum Einsatz kommen soll. Gleich-

wohl gehen aus unserer Sicht einzelne der vorgeschlagenen Änderungen zu weit. Unsere damit
verbundenen Bedenken, Insbesondere bezüglich der Standardabweichung beim Ausgleich von
zu hohen Prämieneinahmen wollen wir Ihnen nachfolgend erläutern. Zudem schliessen wir uns

der Stellungnahme des Branchenverbandes santësuisse zur Senkung der minimalen Solvenz-
quote für den Abbau der Reserven an.

Kein Abbau von Reserven auf Mlndesthöhe

Der geänderte Artikel 26 zielt auf einen allgemeinen Abbau der Reserven bis zu einer Mindest-
höhe der Solvenz von 1000/o ab. Dies ist aus unserer Sicht sehr kritisch, kann doch der deutliche
Abbau der Reserven indirekt zur Förderung der Neuakquise für folgende Jahre missbraucht statt
zur Wahrung der Stabilität der Versicherungsgesellschaft eingesetzt werden. Dies kann nicht im

Sinne des Gesetzgebers sein. Die geplante Änderung gefährdet je nach Tempo und Aggressivität
der Reservensenkung die Existenz der Versicherer sowie das bestehende-und gute Krankenversi-
cherungssystem. Nicht zuletzt in diesem Jahr sichern die Krankenverstcherer durch ihre langjäh-

rige und sorgfältig ausgelegte Reservenpolitik die Stabilität des Gesundheitswesens und garan-
tieren mit ihren finanziellen Mittel auch die medizinische Pflege ihrer Versicherten.

Ausgleich von zu hohen Prämien
Sympany hat bereits seit Inkrafttreten des KVAG von diesem aus unserer Sicht sinnvollen Instru-

ment des Ausgleichs von zu hohen Prämien Gebrauch gemacht und verfügt auch über entspre-

chende Erfahrung in der praktischen Umsetzung, weshalb wir die zusätzliche Regulierung durch-
aus auch kritisch beurteilen können. Gemäss neuem Artikel 30a soll ein Ausgleich von zu hohen

Prämieneinnahmen möglich sein, wenn der Unterschied zwischen der effektiven Combined Ra-
tio und der erwarteten Combined Ratio über der Standardabweichung liegt.

www.sympany.ch



Sympany
Peter Merian-Weg 4, 4002 Basel
Tel. +41 58 262 42 00, Fax +41 58 262 42 00

Ihr Ansprechpartner
Stefan Lombardi, Tel. +41 58 262 38 26
stefan.lombardi@sympany.ch

Mit dieser zusätzlichen Regulierung wird die Anwendung dieses Ausgleichs so stark einge-
schränkt, dass der Zweck dieses Gesetzesartikels auf Verordnungsstufe weitgehend ausgehebelt

wird, was aus unserer Sicht nicht angemessen ist:
Jedes Jahr werden die Prämien möglichst seriös kalkuliert und nach einer genauen Prü-
fung durch das BAG schliesslich genehmigt. Auch Anträge zum Prämienausgleich unter-

liegen einer strengen Prüfung, bevor sie vom BAG genehmigt werden. Die Aufsichtsbe-

hörde kann also heute schon sicherstellen, dass die Prämien möglichst nahe an den
Kosten festgesetzt werden und allfällig beantragte Ausgleiche von zu hohen Prämien-
einnahmen nicht willkürlich sind.

•

• Die geplante Festlegung eines kantonalen minimalen Versichertenbestands im Sinne
von Artikel 91 Absatz 1 KVV ist aufgrund der volatileren Kostenniveaus sinnvoll. Mit

dieser Massnahme wird schon sichergestellt, dass Zufallsschwankungen in Kantonen
mit sehr kleinen Beständen ausgeschlossen werden.

• Der Bundesrat ist der Auffassung, dass die Krankenversicherer generell über zu hohe

Reserven verfügen und sie abbauen sollten. Wenn die Auszahlung kantonaler über-
schüsse wegen zu hoher Standabweichungen untersagt wird, führt das genau zum ge-

genteiligen Effekt und Reserven werden angehäuft. Das war vom Gesetzgeber so nicht
vorgesehen.

• Der Prämienausgleich ist unserer Ansicht nach ein gutes und auch faires Instrument,
mit dem der Teil der Versicherten «verursachergerecht» an einem unerwartet positiven
Ergebnis beteiligt werden kann. Im Gegensatz dazu profitieren von allfälligen Abbau

von Reserven generell alle Versicherten ohne Berücksichtigung ihres jeweiligen Anteils
am Deckungsbeitrag, unabhängig davon, ob die Prämien in ihrem Kanton kostende-
ckend waren oder nicht.

e Die vorgesehene Standardabweichung kann sehr hoch ausfallen. Wir haben festge-

stellt, dass sie sogar in grösseren Kantonen zwischen 5% und 100/o liegt, womit die OP-
tion eines Prämienausgleichs de facto gegen Null sinkt. Das heisst, dass zukünftig nur

bei einem ausserordentlich positiven kantonalen Ergebnis ein Prämienausgleich bean-
tragt werden kann. Somit werden Versicherte in Kantonen mit hoher Standardabwei-

chung benachteiligt.
• Und schliesslich spielt die Standardabweichung im Rahmen der Prämtenkalkulation und

der Bewertung der kantonalen Kostendeckung im Rahmen der Prämiengenehmigung

durch das BAG bisher wiederum keine Rolle, was unseres Erachtens im Missverhältnis

zur Regulierung der überschussausschüttung liegt. Sollte die Standardabweichung zur
Beurteilung der Angemessenheit von überschussausschüttungen verwendet werden,
so würden wir dasselbe auch bei der Beurteilung der Angemessenheit der Prämienan-

träge der Versicherungsunternehmen erwarten. Wären die Massstäbe einheitlich, so
dürfte es unseres Erachtens bei kleineren Abweichungen vom Erwartungswert, welche
innerhalb der Schwankungsbreite der Standardabweichung ausfallen, auch keine Inter-

ventionen der Aufsichtsbehörde gegenüber den beantragten Prämien geben.

www.sympany.ch
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Stefan Lombardi, Tel. +41 58 262 38 26
stefan.lombardi@sympany.ch

Vielen Dank für die Berücksichtigung unserer Anmerkungen.

Freundliche Grüsse

Sympany

==&
Mario Bernasconi Stefan Lombardi
Leiter Produkte & Services Leiter Business Services P

Mitglied del Geschäftsleitung

www.sympany.ch



Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Stellungnahme von

Name / Firma / Organisation

Abkürzung der Firma / Organisation : FMH

: Verbindung der Schweizer Ärztinnen und Ärzte

r\\J i %aDD . iNUSSL)duiiisLidSse zu, rusLidcri, JUUU Deiri io

Kontaktperson

Telefon

: Gabriela Lang

: 031 / 359 11 11

E-Mail lex@fm h . ch

17. Dezember 2020Datum
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Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Allgemeine Bemerkungen
Name/Firma

FMH

Bemerkung/Anregung

Die FMH dankt für den Einbezug in das Vernehmlassungsverfahren. Der Zentralvorstand der FMH nimmt wie folgt Stellung.

FMH Gemäss der Statistik der obligatorischen Krankenversicherung betrugen die Prämienreserven Ende 2019 knapp 10 Milliarden Franken oder über
1100 Franken pro versicherte Person und stiegen damit auf ein bislang unerreichtes Niveau in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung.

Auch die FMH ist der Ansicht, dass die bestehenden übermässigen Reserven zugunsten der Versicherten abgebaut werden sollen. Die FMH
erachtet es jedoch nicht als notwendig, die Verordnung anzupassen, sondern vielmehr sollte das Bundesamt für Gesundheit (BAG) seine Pflicht
als Aufsichtsbehörde wahrnehmen und den gesetzlichen Auftrag umsetzen

Die Krankenversicherer haben bereits unter geltendem Recht die Möglichkeit, ihre Reserven abzubauen und Prämienanteile zurückzuerstatten. Ob
die geplante Änderung der KVAV den Anreiz für einen Prämienausgleich / einen Reserveabbau durch die Krankenversicherungen erhöht,
bezweifeln wir, handelt es sich doch weiterhin durchwegs um «Kann-Vorschriften», da das Gesetz keine Pflicht zur Prämienrückerstattung / zum
Reserveabbau vorsieht.

Hingegen hätte es das BAG als Aufsichtsbehörde bei Prämiengenehmigung aufgrund des geltenden Gesetzes in der Hand, zu verhindern, dass es
überhaupt zu einer übermässigen Reservebildung durch die Krankenversicherungen kommt. Gemäss Art. 16 Abs. 4 lit. d KVAG hat das BAG die
Genehmigung des Prämientarifs nämlich zu verweigern, wenn dieser Prämien vorsieht, die zu übermässigen Reserven führen.

Der Bundesrat hält in seiner Antwort auf die Interpellation 19.3248 «Ausgleich von zu hohen Krankenkassenprämien» die dem BAG gestützt auf
Art. 16 KVAG (Genehmigung der Prämientarife) auferlegten Pflichten fest:

«Die Prämien müssen die Kosten decken; sie dürfen aber weder unangemessen hoch sein noch zu übermässigen Reserven führen (Art. 16 Abs. 4
KVAG). Bei der Prüfung der Prämien, die ihm die Versicherer unterbreiten, stellt das BAG sicher, dass diese Anforderungen erfüllt sind. »

Das BAG hat gestützt auf Art. 16 Abs. 4 KVAG die Genehmigung des Prämientarifs zu verweigern, wenn dieser den gesetzlichen Anforderungen
nicht entspricht. Gemäss Art. 16 Abs. 5 KVG hat das BAG bei Nichtgenehmigung des Prämientarifs die zu ergreifenden Massnahmen zu verfügen.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular löschen oder neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter "Überprüfen/Dokument schützen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang
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Modification de l’ordonnance sur la suweillance de l’assurance-maladie (OSAMaI ; RS 832.121 )
Procëdure de consultation

Prise de position de

Nom / entreprise / organisation

Abrëviation de l’entreprise / organisation

: Mëdecins Fribourg – Äerztinnen und Äerzte Freiburg

MFÄF

Adresse Rue de l’Höpital 15, 1701 Fribourg

: Christian SchaferPersonne de rëfërence

Tëlëphone

Courriel

: 026 350 33 00

: secretariat@smcf.ch

Remarques importantes
1. Veuillez n’effectuer aucun changement dans Ie format du formulaire et ne remplir que les champs gris

3 Utilisez une ligne par article, alinëa et lettre ou par chapitre du rapport explicatif.

4 Veuillez envoyer votre prise de position au format Word avant Ie 18 dëcembre 2020 aux adresses suivantes
;haufsicht-krankenversicheruna@baa.admin.c qever@}baq.ad

Nous vous remercions de votre oarticioation

Date : 20.11.2020



Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie (OSAMaI ; RS 832.121 )
Procëdure de consultation
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Modification de l’ordonnance sur la suweillance de l’assurance-maladie (OSAMaI ; RS 832.121 )
Procëdure de consultation

Remarques gënërales
Nom/entreprise Commentai res/remarques

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

rëduire leurs rëserves disponibles ä la fin de I'annëe civile, supërieures ä 100% du niveau minimal.
(.,ette prc)position est un vceu pieux, qui accorde de fagon injuste et injustifiëe un choix de participer ä l’effort collectif pour maTtriser les charges
financiëres des frais liës ä la santë.
Les assurances sont les seuls parmi les acteurs de la santë ä qui on accorderait cette option, ce qui n’est pas acceptable.

Nous rejetons donc cette modification de l’ordonnance qui est totalement inutile, tant qu’eIle laisse le choix aux assurances de l’appliquer. 11 en
irait diffëremment s’iI s'agissait d'une obligation

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

Erreur ! Source
du renvoi
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Modifica dell’ordinanza sulla vigilanza sull’assicurazione malattie (OVAMaI; RS 832.121 )
Procedura di consultazione o®d

Parere di

Nome / ditta / organizzazione: Ordine dei medici deI Cantone Ticino

Sigla della ditta /dell’organizzazione: OMCT

Ind irizzo: Via Cantonale, CH-6805 Mezzovico

Persona di contatto: dr. med. Franco Denti, Presidente

Telefono: 091 930 63 00

E-mail:

Data:

info@oma.ch

5.11.2020

2. Utilizzare una sola riga per ciascun articolo, capoverso e lettera o per ciascun capitolo del rapporto esplicativo.

3. La invitiamo a inviare il Suo parere in formato Word per e-mail entro il 18 dicembre ai seguenti indirizzi e-mail:
aufsicht-krankenversicherurlq@baq.admin.ch; qever@baq.admin.ch



Modifica dell'ordinanza sulla vigilanza sull’assicurazione malattie (OVAMaI; RS 832.121 )
Procedura di consultazione

Indice

Osservazioni generali
Osservazioni sull’avamprogetto di modifica dell’ordinanza sulla vigilanza sull'assicurazione malattie (OVAMaI)

Altri suggerimenti
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Modifica dell'ordinanza sulla vigilanza sull’assicurazione malattie (OVAMaI; RS 832.121 )
Procedura di consultazione o®d

Osservazioni generali
Nome/ditta 1 Osservazione/suggerimento

OMCT L’incentivo verso gli assicuratori a ridurre le proprie riserve eccedentarie ë da salutare con favore

Lo strumento proposto attraverso la modifica dell*Ordinanza (OVAMaI) in narrativa ë perö del tutto inefficace.

Fintanto che 911 assicuratori malattie non sono OBBLIGATI a ridurre le riserve in eccesso, ma la questione rimane potestativa, I'effetto ë irrilevante.

Giä con la situazione normativa attuale gli assicuratori possono ridurre le riserve eccessive, ma pochissimi to fanno. E per entitä piccolissime (2017:
CHF 26.5 Mio, 2018: CHF 54.5 Mio, 2019: CHF 26.9 Mio).

Si parte da una premessa sostanziale: le riserve si determinano attraverso i pagamenti dei premi nei vari Cantoni. Quindi I'eccesso di riserve
significa che nei Cantoni si ë pagato troppo; ossia che i premi sono stati troppo alti.

Tuttavia ogni Cantone ha i premi propri.

Quindi sicuramente – e giocoforza – in alcuni Cantoni si saranno registrati premi troppo alti, in altri nella norma e in altri ancora deficitari.

Ciö ë inevitabile: quindi occorre concludere che non in tutti i Cantoni si sono pagati premi nella giusta proporzione; dove per giusta proporzione si
intende che i premi devono servire alla copertura dei costi del sistema e permettere la costituzione di riserve sufficienti; dove il concetto di “riserve
sufficienti" non deve essere inteso nella sola accezione di risultanza numerica, ma che deve anche ossequiare il principio di equitä contributiva deqli
assicurati nelle varie, e specifiche, realtä cantonali.

Determinante ë, in sostanza, iI risultato d’esercizio: (i) in ciascun Cantone e (ii) per oqni sinqolo assicuratore.

Questo principio cardine deve costituire il punto di partenza per tutto, se si intende impostare, mantenere e 9arantire il sistema all’insegna
dell’equitä generale. e contributiva in particolare

Pertanto lo scioglimento delle riserve deve essere riferito al Cantone che ha determinato un risultato d’esercizio eccedentario, e che quindi ha
paqato premi in eccesso, e NON esteso su tutto il raggio di attivitä dell’assicuratore. Altrimenti verrebbe violato il principio dell’uguaglianza dei diritti,
in quanto la riduzione delle riserve deve avvenire secondo il principio della paritä di trattamento. Questo principio verrebbe leso se i membri di un
Cantone avessero un vantaggio nella riduzione delle riserve. (rif.: STAF C-6445/2016, consider. 5.6).

Un esempio: se neI Cantone Afossero stati pagati premi in difetto, con quindi risultati d’esercizio negativi (-40) e neI Cantone B premi in eccesso,
con quindi risultati d'esercizio eccedentari (+100), ciö genererebbe riserve in esubero (+60). Una ripartizione delle eccedenze su tutto il raggio di
attivitä dell’assicuratore porterebbe a risultanze paradossali e insostenibili. Ogni Cantone si vedrebbe accreditato +30 (60/2).
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Risultato dell’operazione di riduzione delle riserve: iI bilancio neI Cantone A ë di -70(!!) e neI eantone B +70

La contabilitä delle riserve a livello nazionale registrerebbe un equilibrio perfetto. Ma l’equitä del sistema sarebbe crassamente violata

Conclusione: iI Cantone A, che giä ha pagato in meno, verrebbe avvantaggiato.

La violazione dei principi di uguaglianza dei diritti e di paritä di trattamento ë evidente. Questa impostazione, giä presente nell’ordinamento attuale e
mantenuta nella modifica attuale, configura un’arbitrarietä.

Da rilevare che con questo sistema la detta violazione dell'eguaglianza nei diritti e della paritä di trattamento (e quindi arbitrarietä) si determinerebbe
in oqni caso; e ciö anche al Cantone A fosse accreditata la modica quantitä minima (+1).

La ripartizione delle riserve in eccesso su tutto il raqqio di attivitä dell’assicuratore costituisce, giä di principio, un’arbitrarietä.

Nella storia della LAMal ë la seconda volta in cui l’autoritä federale preconizza una riduzione delle riserve

La prima ë deI 10 maggio 2006, quando Pascal Couchepin ha ordinato la riduzione delle riserve minime suI periodo 2007-2009

La misura era OBBLIGATORIA (modifica art. 78 OAMal) e ha avuto effetto.

L’introduzione (i) deI sistema Swiss Solvency Test (SST) per le riserve e (ii) deI principio della Combined ratio per la determinazione dei premi, ha
portato come effetto a un’evoluzione delle riserve incontrollata, ma soprattutto incontrollabile.

E questo perchë ha disgiunto, a livello di legge, i principi della determinazione dei premi con quello della formazione, e soprattutto gestione, delle
riserve

L’equitä del complesso deve per contro poggiare su11'interdipendenza naturale e immediata dei due concetti cardini del sistema: i premi devono
essere calibrati in funzione di coprire le spese e mantenere un livello di riserve sufficiente e congruo.

Dove le riserve diventassero eccedentarie, devono essere ridate a chi ha pagato in esubero (troppo.)

Ambedue gli strumenti (Swiss Solvency Test e Combined ratio) sono inadeguati in un contesto LAMal, che offre la possibilitä a ogni assicuratore di
modificare le entrate (premi) ogni anno, e in casi eccezionali conferisce facoltä all’autoritä di vigilanza di ordinare aumenti di premio anche neI corso
dell’anno

La proposta ë di modificare la LAMal in considerazione di questo (cfr. Conclusioni: in Altri suqqerimenti

troppo elevati aI soIo scopo di poter procedere a un rimborso in un secondo momento (operazione, quest’ultima, con finalitä di marketing o a scopi
commerciali). Se un assicuratore presenta deliberatamente premi iniziali troppo elevati nuoce solo a se stesso1 al proprio marketing e alla proprie
finalitä commerciali
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Per eliminare singole tabelle daI modulo o aggiungere nuove righe, disattivare la protezione in «Revisione/Proteggi documento/Rimuovi protezione». Vedere le istruzioni nell’allegato

Of}ICt
Definire premi troppo elevati (ma anche insufficienti) ë una conseguenza normale deI fatto che si deve operare su dati di previsione. L'importante ë
che le eccedenze di premio, cosi come i deficit, siano immediatamente compensati al momento della formazione dei premi degli anni futuri. Ancora
una volta perö questa operazione facile e immediata ë preclusa daI riferimento alla Combined ratio-, sistema statico e imbrigliante estremamente
nocivo in ambito LAMal
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Osservazioni sull’avamprogetto di modifica dell’ordinanza sulla vigilanza sull'assicurazione malattie
(OVAMaI)
Nome/ditta

OMCT
Art.

26

Cpv.

1

Lett. Osservazione/suggerimento Proposta di modifica (testo proposto)

La riduzione del tasso da 150 a 100 per le riserve effettive minime
ë un passo dovuto. Questo indirizzo era giä stato proposto da
OMCT neI corso della consultazione per l’introduzione
dell'OVAMaI.

26 l 3 11 principio secondo cui l’assicuratore che intende ridurre le proprie
riserve dovrä dapprima agire sulla formazione dei premi futuri, e
quindi dare la prioritä a questo modo, potrebbe essere salutata
con favore. II riferimento alla Combined ratio nella formazione dei

premi mortifica perö, e puö vanificare, questo principio che di per
së potrebbe essere accettabile.

In atri termini: ë proprio la Combined ratio l’ostacolo principale e
assoluto alla concretizzazione di questa prospettiva, che di
principio dovrebbe trovare spazio in quanto comporta un'agilitä
intrinseca aI, e deI, sistema

26 l 4 Di fatto risulta essere una complicazione eccessiva neI sistema. Di
nuovo la barriera della Combined ratio si sovrappone e si rivela
nociva alla fluiditä del sistema di regolazione delle riserve nella
finalitä di evitarne gli eccessi

30a l 1 Riqettato ogni riferimento alla Combined ratio. Questo concetto
deve essere sostituito daI risultato d’esercizio effettivo di
ciascun assicuratore in oqni singolo Cantone, comprensivo
quindi dell’accreditamento della quota parte derivante daI
piazzamento dei capitali (cifra 73a deI piano contabile),
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Altrimenti le risultanze del piazzamento dei capitali servono solo a
rimpolpare le riserve e a renderle sempre piü elevate: un autentico
paradosso!

30b Norma inutile. Gli assicuratori di piccole dimensioni dovrebbero
essere obbligati a riassicurarsi.

Per eliminare singole tabelle daI modulo o aggiungere nuove righe, disattivare la protezione in «Revisione/Proteggi documento/Rimuovi protezione». Vedere le istruzioni nell'allegato
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Altri suggerimenti
Nome/ditta

OMCT

Art. Osservazione/suggerimento Testo proposto

SUGGERIMENTI GENERALI

Per evitare la formazione e iI perdurare di riserve eccessive il ricorso a
una modifica a livello di Ordinanza non ë sufficiente, e quindi non serve.

Un'Ordinanza non puö infatti prevedere norme il cui riferimento non sia
contenuto in una legge.

Occorre in sostanza una modifica legale intesa a cancellare ogni
possibile riferimento sia a SwIss Solvency Test per la formazione e la
gestione delle riserve, sia alla Combined ratio per la formazione dei
premi.

Solo in questo modo saranno possibili: (i) una gestione controllata delle
riserve e (ii) evitare la perpetuazione di situazioni indecenti di riserve
manifestamente eccessive.

Le riserve devono essere definite come una percentuale dei premi a
bilancio (situazione ante Swiss Sotvency Test, che funziona(va)
benissimo in una situazione in cui ogni anno, e addirittura in caso di
assoluta necessitä neI corso dell'anno, i premi possono essere
modificati, garantendo in tal modo una sufficiente sicurezza e stabilitä
finanziaria del sistema

1 premi devono essere formati a partire daI risultato d'esercizio di ogni
assicuratore neI singolo Cantone, comprensivo quindi deqli effetti della
resa da piazzamento dei capitali (cifra 73a deI piano contabile).

Ogni anno i premi devono essere formati tenuto conto della
compensazione di premi deficitari dell’anno precedente, rispettivamente
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della compensazione per pagamenti eccessivi.

II tutto in considerazione del fatto che iI tasso di riserve minimo
(percentuale dei premi a bilancio) sia ottemperato e rispettato.

Gli assicuratori devono essere obbliqati a formare i premi in ogni
Cantone tenuto conto dei risultati d’esercizio complessivi (comprensivi
della ripartizione del rendimento dei capitali) in ogni Cantone.

A fondamento della costruzione dei premi deve quindi essere posto il
risultato d’esercizio di ogni assicuratore neI singolo Cantone, come
discende daI bilancio complessivo, e pertanto comprensivo del
rendimento dei capitali.

II concetto di risultato d’esercizio deve quindi sostituire I'odierna,
inadeguata, Combined ratio

1 premi devono compensare in via automatica eccedenze o carenze di
anni precedenti.

In questo modo il livello delle riserve resta stabile ed equilibrato.

Evitando che le riserve siano formate da pagamenti eccedentari in
determinati Cantoni, tollerando neI contempo che in altri i pagamenti
possano risultare deficitari.

In questo modo si rispettano i precetti costituzionali di eguaglianza dei
diritti e di paritä di trattamento tra i cittadini assicurati.

Cosa che non si verifica oggi, ma non perchë ci sia qualcosa che non
funziona a livello di meccanismi previsti dall’OVAMal, bensi per le
derivanze (nefaste) della combinazione degli effetti tra Swiss Solvency
Test (riserve) e Combined ratio (premi),

II primo effetto negativo (principale) di tale combinazione ë che allo stato
attuale i rendimenti da capitale (cifra 73a deI piano contabile)
confluiscono sempre e integralmente nelle riserve, che in tal modo sono
destinate ad aumentare perennemente.

11 secondo effetto negativo ë dato daI fatto che >iü le riserve effettive
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aumentano, maggiore sarä il rischio finanziario legato alla volatilitä del
mercato dei capitali. II che fa si che anche le riserve legali (minime)
debbano aumentare a tutela dei rischi maggiorati.

Parimenti gli assicuratori devono essere obbligati per leqqe a ridurre le
riserve nella misura in cui queste superano il minimo legale.

La formulazione di un testo di legge che lega indissolubilmente la
formazione di premi alla regolazione (e quindi gestione) delle riserve, iI
tutto all’inseqna dell’equitä, della paritä di trattamento e della qaranzia
dei diritti equanimi, potrebbe essere la seguente

1 Le eccedenze o le carenze di premio di ogni assicuratore nei singoli
Cantoni devono essere immediatamente compensate neI quadro della
formazione e dell'approvazione dei premi degJI anni successivi, tenuto
degli oneri legati alla costituzione di riserve sufficienti.

2Fa stato il risultato d’esercizio complessivo del singolo assicuratore in
ogni Cantone.

II pregio connaturato a questo principio ë che tendenzialmente le riserve
restano sempre neI qiusto equilibrio numerico, ma anche di equitä,
evitando in tal modo, o comunque prevenendo, la formazione di riserve
eccessive, che sarebbe I'eccezione.

Invece, per gli effetti derivanti dalla combinazione tra SwIss Solvency
Test e Combined ratio, le riserve eccessive possono diventare la regola!

CONCLUSIONI

In definitiva la presente modifica dell'OVAMaI, nella misura in cui
consacra il fattore potestativo di azione dell’assicuratore nello
scioglimento delle riserve e, in caso effettivo, costringe quest’ultimo ad
agire su tutto il raggio di attivitä e non in modo mirato nei Cantoni che
hanno generato queste eccedenze di riserve, non raggiunge gli scopi
prefissi
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Anzi: crea arbitrarietä tra i Cantoni, permettendo che taluni si
avvantaggino in modo improprio e deI tutto inadeguato al momento in
cui l’assicuratore decidesse di ridurre volontariamente le eccedenze di
riserve

Proposto in definitiva di soprassedere alla proposta in oggetto di
modifica dell'OVAMaI, in quanto inefficace alla risoluzione definitiva
della questione delle imbarazzanti riserve in esubero

Postulata per contro una modifica legislativa (LVAMaI) che vada nella
direzione di quanto prospettato in questa sede
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Stellungnahme von
Name / Firma / Organisation

Abkürzung der Firma / Organisation : pharmaSuisse

: Stationsstrasse 12, 3097 Liebefeld

: Schweizerischer Apothekerverband pharmaSuisse

Adresse

Kontaktperson : Samuel Dietrich

Telefon 031 978 58 58

E-Mail info@pharmaSuisse.org

18.12.2020Datum

Wichtige Hinweise
Wir bitten Sie keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen1

Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile verwenden.2

3 Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 18. Dezember 2020 an folgende E-Mail Adressen:
aufsicht-kranke lerunaa>baa.admin admaever6)brs

Herzlichen Dank für Ihre Mitwirkung!
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Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV; SR 832.121 )
Vernehmlassungsverfahren

Allgemeine Bemerkungen
Name/Firma Bemerkung/Anregung

pharmaSuisse Besten Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme in erwähnter Angelegenheit. pharmaSuisse unterstützt die vorgeschlagene Änderung der
Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV) bzw. die Änderung des Art. 26 KVAV weitgehend. Die Aufsichtsbehörde sollte jedoch
zusätzlich eine höhere Flexibilität erhalten, um auch Prämien genehmigen zu können, die der Versicherer mit dem Ziel des Reserveabbaus
bewusst unter den erwarteten Kosten kalkuliert.

Nicht einverstanden ist pharmaSuisse mit der Festlegung einer konkreten Reservequote, bis zu der ein Reserveabbau erfolgen darf. Ein explizit
festgeschriebener Wert würde lediglich zu wiederholten politischen Diskussionen führen, selbst wenn ein Versicherer seine Reserven
begründeterweise und moderat über dem gesetzlichen Minimum halten will

pharmaSuisse Grundsätzlich begrüsst pharmaSuisse die vorgeschlagenen Änderungen der KVAV, welche mehr Flexibilität zum Abbau von Reserven
ermöglichen und rechtliche Unklarheiten klären. Damit zu hohe Reserven zugunsten der Versicherten abgebaut werden können, wird die
Möglichkeit für einen Reserveabbau ausgeweitet und vereinfacht. Ein Abbau der Reserven bis zum gesetzlichen Minimum muss möglich sein
(aufgrund unternehmerischer Entscheidungsfreiheit), aber sollte in keinem Fall gesetzlich verbindlich sein. Es ist darauf zu achten, dass die
Stabilität des Systems stets gewährleistet bleibt,

Hauptaugenmerk für den Abbau der Reserven sollte darum auf der nicht kostendeckenden Prämienkalkulation liegen. Dies ermöglicht die
langfristige Stabilisierung der Prämien, ohne die Solvenz der Krankenversicherer zu gefährden. Die Erstellung eines «Abbauplans mit
kostendeckenden, aber knapp kalkulierten Prämien» ist in sich widersprüchlich, weil Reserven in erster Linie mittels negativer Ergebnisse
abgebaut werden können. pharmaSuisse hält deshalb fest, dass für einen Abbau von Reserven faktisch nicht kostendeckende Prämien bewilligt
werden müssen, und der Begriff der «knappen Kalkulation» nicht sachgerecht ist. Bei der Prämiengenehmigung sollten den geschätzten Kosten
neben den geschätzten Einnahmen auch allfällige Reserveauflösungen gegenübergestellt werden. Art. 25, Abs. 1 KVAV soII entsprechend
angepasst werden, unter der Voraussetzung, dass der Grundsatz des Bedarfsdeckungsverfahrens (gemäss Art. 12 KVAG) gewährleistet ist

pharmaSuisse Weitere Vorschläge zur Flexibilisierung der Verwendung der Reserven und des Prämienprozesses

pharmaSuisse befürwortet eine allgemein flexiblere Handhabung des Prämienprozesses seitens BAG. Mit einer Flexibilisierung der Praxis würde
der Spielraum der Krankenversicherer erweitert, um die Prämien so tief wie möglich zu halten

Eine neue BAG-Praxis mit der revidierten KVAV in Kombination mit einer Anpassung des Kreisschreibens 5.1 (Kapitel 2.2, Punkt 8: Bei der
Combined Ratio eines Kantons soIIen grosse Abweichungen während einer Frist von 3 Jahren ausgeglichen werden) würden nachhaltige und
stabile Prämien gewährleisten.
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pharmaSuisse Übergangsbestimmungen: Inkrafttreten

pharmaSuisse ist mit dem geplanten Inkrafttreten auf den 1. Juni 2021 mit Wirksamkeit für die Prämien 2022 einverstanden

Fazit

Die vorgeschlagene Änderung des Art. 26 KVAV ist begrüssenswert, bedarf aber gewissen Anpassungen im beschriebenen Sinne. Darüber hinaus
ist die sachgemässe Umsetzung durch das BAG entscheidend für die Flexibilisierung des Prämienprozesses.

Fehler!
Verweisquelle
konnte nicht
gefunden
werden.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular löschen oder neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter "Überprüfen/Dokument schützen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe

Anleitung im Anhang,
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Bemerkungen zum Entwurf der Änderung der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV)
Name/Firma I Art.

h

Abs. l Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)

Neuer Art. 30a E-KVAV «Deutlich höhere
Prämieneinnahmen»

pharmaSuisse ist mit dem Vorschlag grundsätzlich
einverstanden. Es sollte allerdings in der Aufsichtspraxis
berücksichtigt werden, dass die Standabweichung-Formel nicht
alle möglichen Gegebenheiten innerhalb eines Kantons
(Bestandesverlauf, Corona-Situation, Spitalschliessung, etc.)
abbilden kann. Zudem fehlt eine nachvollziehbare Herleitung der
Formel.

S
Neuer Art. 30b E-KVAV <Für den Ausgleich von zu hohen
Prämieneinnahmen massgebender Versichertenbestand»

Die Festlegung eines minimalen Versichertenbestandes macht
Sinn. Aus aktuarieller Optik ist ein minimaler Bestand von 300
Versicherten aber zu tief angesetzt: Bei einem Bestand von
minimal 300 Versicherten können die jährlichen
Ergebnisschwankungen sehr hoch ausfallen. Nur ab einem
Bestand von markant mehr als 300 Versicherten (z. B. 3’000) hat
man eine einigermassen stabile Entwicklung bei den jährlichen
Kosten und beim Risikoausgleich. pharmaSuisse kann den neuen
Art. 30b E-KVAV nur unterstützen, wenn Art. 91, Abs. 1 KW
entsprechend angepasst wird: Den minimalen Bestand zu
erhöhen ist stimmig im Sinne der Stabilitätsbedenken.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular löschen oder neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter "Überprüfen/Dokument schützen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang
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Modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie (OSAMaI ; RS 832.121 )
Procëdure de consultation

Prise de position de

Nom / entreprise / organisation : Sociëtë mëdicale du Valais

Abrëviation de l’entreprise / organisation : SMVS

Adresse : Av. de France 8, 1950 Sion

Personne de rëfërence : Dr Cachat Michel

Tëlëphone : 027 203 60 40

Courriel : smvs@hin.ch

Date : 22.11.2020

3 Utilisez une ligne par article, alinëa et lettre ou par chapitre du rapport explicatif.

Veuillez envoyer votre prise de position au format Word avant Ie 18 dëcembre 2020 aux adresses suivantes :
aufsicht-krankenversicherunq@baq.admin.ch ; qever@baq.admin.ch
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Remarques gënërales
Nom/entreprise l Commentaires/remarques

sm vs Nous vous remercions de nous consulter en rapport ä la consultation en cours : Modification de I'ordonnance sur la suweillance de l’assurance-
maladie - Rëduction volontaire des rëserves et compensation des primes encaissëes en trop.

sm vs Cette question est importante, car la rëduction volontaire des rëserves et la compensation des primes encaissëes en trop doit permettre aux
assureurs de garantir un ëquilibre entre les primes et les coüts et permettre aux assurës de bënëficier de primes adaptëes ä l’ëvolution des coüts
tout en respectant les exigences relatives aux rëserves.

sm vs Une condition essentielle de toutes dispositions qui permettront d'atteindre les objectifs souhaitës est de limiter, voire interdire, les incitatifs
purement marketing de la part des assurances : les assurës doivent pouvoir profiter de la concurrence entre les assurances, rëpondant ainsi ä de
rëels incitatifs ëconomiques, mais une promotion agressive de la part de certaines assurances nuirait ä une ëvolution progressive et ëquilibrëe
des primes

sm vs La question des rëserves est enfin ouvertement et justement posëe. Devrait-on oser aller plus loin encore, en proposant la possibilitë pour un
assurë de changer d’une assurance ä une autre en transfërant les rëserves auxquelles iI a personnellement cotisë ?

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.

Si vous souhaitez supprimer certains tableaux du formulaire ou y ajouter de nouvelles lignes, cliquez, dans l’onglet < Rëvision >, sur < Restreindre Ia modification >. puis < Dësactiver Ia protection > pour
pouvoir modifier Ie document (cf, instructions en annexe)
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Remarques concernant le projet de modification de l’ordonnance sur la surveillance de l’assurance-maladie
(OSAMaI)
Nom/entreprise l Art.
smvs l An26

Al.

1

Let. Commentaires/remarques l Modification proposëe (texte proposë)

L’assureur peut rëduire ses rëserves pour autant que celles-ci
atteignent un certain niveau. Cette disposition n'est pas
nouvelle, mais les conditions sont adaptëes, prëcisant que
l’assureur peut rëduire ses rëserves pour autant que les
rëserves estimëes ä la fin de l’annëe civile suivante restent
supërieures ä 100 % du niveau minimal.

La possibilitë pour les assureurs de recourir ä la
rëduction des rëserves est facilitëe et cette
opëration est autorisëe ä partir d'un seuil de 100%.
II est prëvu des mesures de contröle, notamment
en cas d’une importante rëduction des rëserves
comportant un risque de fortes fluctuations de
I'effectif ou un risque d'insolvabilitë d’une
assurance. L’OFSP s’assure que les exigences
liëes aux rëserves minimales sont satisfaites, limite
dëterminëe par un test de solvabilitë pour les
rëserves au ler janvier de l’annëe suivante
indiquant un taux d’au moins 100%. Nous n'avons
pas les informations ni les chiffres permettant de
juger si cette limite de solvabilitë est < large > ou
au contraire < limite >, mais cette limite doit ëtre
pensëe en regard de l’ëvolution des coüts de la
mëdecine, et des imprëvus tels que nous le vivons
actuellement, par la pandëmie

Cette limite passe donc de 150% ä 100%, mettant
potentiellement les assurances ä la limite de solvabilitë.

Pour la sëcuritë du droit, iI est important d’inscrire cette dëfinition
dans l’ordonnance.

sm vs
26 l 2 Inchangë

sm vs 26 l 3 L’OFSP permet aux assureurs de rëduire les rëserves soit sous
forme d’une compensation, soit sous forme d’une adaptation des
primes au plus juste pour I'annëe suivante. L'OFSP encourage
de privilëgier ce procëdë, permettant de contenir l’augmentation
des primes et moins susceptible d’ëtre utilisë ä des fins de

La question soulevëe par Ie mode de rëduction des
rëserves est importante, car iI est essentiel que le
processus mis en euvre profite avant tout aux
assurës et non aux assurances. Les assurës
doivent pouvoir ëtre informës et profiter d'une
rëduction des primes, mais toute mesure excessive
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marketing, de la part des assurances, avec possible effet
< marketing », entrainerait les risques d'un afflux
de patient et, tel que vëcu ä ce jour, de plonger
ladite assurance dans une sous-couverture

II est donc essentiel d’ëdicter un mode de rëduction
des primes progressif et informatif, mais interdisant
tout procëdë publicitaire ou mëme incitatif de la
part des assurances.

sm vs 26 4 Si, aprës avoir calculë au plus juste ses primes de l’annëe
suivante et conformëment ä 1’art. 16 al. 4 LSAMaI, les rëserves
restent excessives, I'assurance pourra accorder aux assurës
une compensation.

II est important que cette compensation soit
appliquëe au profit des assurës, mais toujours sans
effet marketing au risque d’induire des
dësëquilibres.

La question des compensations ouvre ëgalement
la question de la justesse de cette compensation,
car versëes aux assurës actuels d’une assurance,
ces compensations concernent des rëserves
constituëes possiblement d’assurës qui ont quittë
ladite assurance.

sm vs

sm vs

26

30a

5

1

Cet alinëa correspond ä l’alinëa 4 actuel

L'assureur peut procëder ä une compensation des primes dans
un canton si les primes encaissëes ëtaient nettement plus
ëlevëes que les coüts cumulës.

Mëmes remarques que pour les articles ci-dessus,
ä savoir importance de profiter aux assurës sans
induire des risques secondaire ä un marketing et
fluctuation importante du nombre d’assurës.L’OFSP contröle la couverture des coüts gräce au rapport entre

les coüts de l’assureur et ses recettes de primes (combined
ratio). L'OFSP doit examiner si l’assureur qui en fait la demande
est en mesure de procëder ä une compensation dans le canton
en question

sm vs
30a 2 L’ëcart-type dëpend de la situation individuelle de chaque

assureur dans les diffërents cantons, iI tient compte des
Ces conditions permettent une projection des
bënëfices et/ou dëficits au profit d’une adaDtation
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fluctuations alëatoires qui peuvent engendrer un bënëfice une
annëe et entrainer un dëficit I'annëe suivante, se compensant
ainsi sur plusieurs annëes. Si, de maniëre inattendue, elles se
cumulaient durant plusieurs annëes et conduisaient ä un rësultat
positif pour I'assureur, ce dernier pourrait calculer ses primes au
plus juste.

des primes au plus juste. Pas d’objection.

sm vs 30b On relëve l’exigence d’un effectif cantonal minimal au-dessous
duquel I'assureur ne peut pas procëder ä la compensation des
primes encaissëes en trop, en raison de risque de fluctuations
alëatoires considërables qui pourraient exercer une influence
prëpondërante sur Ie niveau des coüts.

Pas de commentaire.

sm vs
La question des rëserves est enfin ouvertement et justement
posëe. Devrait-on oser aller plus loin encore, en proposant la
possibilitë pour un assurë de changer d'une assurance ä une
autre en transfërant les rëserves auxquelles iI a personnellement
cotisë ?

Cette option permettrait d’ajuster de maniëre stable
les rëserves au fit des annëes, de permettre aux
assurances de meHre en valeur leur qualitë de
gestion sans ëtre mis au dëfi de fluctuations avec
les exigences de rëserves qui en dëcoulent, enfin
permettrait de consolider une forme de solidaritë
entre les assurances elles-mëmes.

Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.
Erreur ! Source
du renvoi
introuvable.
Si vous souhaitez supprimer certains tableaux du formulaire ou y ajouter de nouvelles lignes, cliquez, dans l’onglet < Rëvision >, sur < Restreindre Ia modification >, puis < Dësactiver Ia protection » pour
pouvoir modifier Ie document (cf. instructions en annexe)
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